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Kopf im Sand 

Der Klimaschutzplan 2050 ist Umweltpolitik von 
Gnaden der Industrie und Kohlelobby. Gabriel setzt 
auf größtmöglichen Stillstand. 
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Politischer Winterschlussverkauf 

Seit Mitte Juli sind in der Türkei Tausende Firmen 
mutmaßlicher Gülen-Anhänger enteignet worden. 
Davon profitieren Unterstützer Erdogans. 
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Sieger einer Angstwahl 

Wo Jobs gefährdet sind, erzielte Donald Trump bei den Arbeitern den größten Erfolg 


Anhänger Donald Trumps bei einer Wahlveranstaltung 


W enn die Börsen feiern, haben 
die Arbeiter und Angestell¬ 
ten nichts zu lachen. Nach 
einem kurzen Schreckmoment jubel¬ 
ten die Börsen über die Wahl Donald 
Trumps zum US-Präsidenten. Auch 
deutsche Monopole hatten seinen 
Wahlkampf unterstützt, zu den drei 
größten deutschen Spendern zähl¬ 
ten nach Informationen von „Lobby 
Control“ Deutsche Bank, Bayer und 
BASF. Die deutschen Industriever¬ 
bände warnen, der Freihandel dür¬ 
fe nicht eingeschränkt werden und 
Trump seine Wahlkampfversprechen 
nicht umsetzen. Er hatte angekün¬ 
digt, Freihandelsabkommen auf den 
Prüfstand zu stellen oder zu kündigen. 
Diese Versprechen dürften einen nicht 
geringen Teil seines Wahlerfolgs aus¬ 
gemacht haben. 

Laut dem Forschungsinstitut 
„fivethirtyeight (538)“ wurde beson¬ 
ders in Industriestädten republika¬ 
nisch gewählt. In der Autostadt De¬ 
troit hat sich Trump als Arbeiterfüh¬ 
rer präsentiert und konnte punkten. 
Er nannte die Verlagerung eines Ford- 
Werks nach Mexiko eine Schande und 
kündigte Strafzölle für in Mexiko pro¬ 
duzierte Autos an. Die Gewerkschaft 
United Auto Workers (UAW) hatte 
zur Wahl Clintons aufgerufen, dürfte 
damit aber nur bedingt Anklang bei 
den Mitgliedern gefunden haben. 

Auch in anderen Industrieregio¬ 
nen haben die Demokraten überra¬ 
schend verloren. Die Analysen von 
„538“ legen nahe, dass viele Wähler 
Angst hatten, nicht mehr genug Geld 
für ihr Alter zu haben und besonders 
in Regionen mit Branchen, die durch 
Automatisierung und Auslagerung 
ersetzbar sind, Trump gewählt wur¬ 
de. Nicht dort, wo es bereits hohe Ar¬ 
beitslosigkeit gibt, sondern dort wo 
Jobs gefährdet sind, dürften Trumps 
Versprechen verfangen haben. Seine 
Wähler dürften nicht so sehr unter 
der aktuellen Situation leiden, son¬ 
dern vielmehr unter der schlechten 
Zukunftsperspektive. 

Durch die Befragung von 24500 
Wählern nach Abgabe ihrer Stim¬ 
me hatte der Fernsehsender CNN 
ermittelt, dass eher Wähler mit ei¬ 


nem Jahreseinkommen oberhalb von 
50 000 Dollar mehrheitlich Trump ge¬ 
wählt haben, nicht Niedrigverdiener. 
Rechnet man Schwarze und Hispanics, 
die mehrheitlich Clinton gewählt ha¬ 
ben heraus, hatte Trump auch viele 
Anhänger unter den ärmeren Wei¬ 
ßen. Allerdings sind 49 Prozent der 
Wahlberechtigten gar nicht wählen 
gegangen. Die Analysen geben also 
nur begrenzte Informationen über 
die Stimmung in der Arbeiterklasse. 
Dennoch ist davon auszugehen, dass 
die geschickte Demagogie Trumps ge¬ 
wirkt hat. 

Die Lebensbedingungen haben 
sich trotz aller Erfolgsmeldungen seit 
der Krise von 2008 nicht verbessert. 
Das mittlere Einkommen lag vor 2007 
höher als jetzt, das Realeinkommen 
der Mittelklasse stieg nach Berech¬ 
nungen des Ökonomen Tyler Cowen 
in den letzten zwanzig Jahren nicht 


an. Im Vergleich zum Vorjahr sind die 
Einkommen sehr ungleich gewachsen. 
Auf dem Land sind sie um 2 Prozent 
gesunken, in den Kernen der Metro¬ 
polen stiegen sie um 7,4 Prozent. Was 
es an wirtschaftlicher Erholung gibt, 
konzentriert sich auf die küstennahen 
Großstadtregionen. 

Millionen US-Amerikaner im 
besten Arbeitsalter zwischen 25 und 
54 Jahren tauchen nicht mehr in der 
Arbeitslosenstatistik auf, weil sie die 
Suche nach einer Arbeit aufgegeben 
haben, nur 63 Prozent der Erwerbs¬ 
fähigen sind beschäftigt. Der Arbeits¬ 
ökonom Alan Krueger geht davon 
aus, dass sieben Millionen arbeitsfä¬ 
hige Männer sich zurückgezogen ha¬ 
ben. Die Beschäftigung von Frauen 
geht ebenfalls zurück. Um wirklich 
die Arbeitslosigkeit zu senken, müss¬ 
ten wesentlich mehr Jobs geschaffen 
werden als die 160 000 im Oktober. 


Dafür reicht allerdings das Wirt¬ 
schaftswachstum nicht aus. 

Die Versprechen des noch am¬ 
tierenden Präsidenten Barack Oba- 
ma haben, abgesehen vielleicht von 
der Reform der Krankenversiche¬ 
rung, keine Verbesserungen gebracht. 
Auch nicht für die schwarze Bevölke¬ 
rung, die im Einkommensvergleich 
schlechter dasteht als vor Beginn der 
Krise. Konservative Ökonomen aus 
dem Umfeld Trumps fordern gegen 
die niedrige Produktivitätssteigerung 
wie üblich Deregulierungen. Die 
Lage für die Lohnabhängigen wird 
also keineswegs besser, Enttäuschung 
bei den Trump-Wählern aus der Ar¬ 
beiterklasse ist programmiert. Genug 
Ansatzpunkte für demagogische Ver¬ 
sprechen, aber auch für Gegenpropa¬ 
ganda, die an den Interessen und Le¬ 
bensbedingungen der Bevölkerung 
anknüpft. Philipp Kissel 


Verlässlicher Kandidat 

Steinmeier steht für Stabilität und wird deshalb von Merkel unterstützt - Wie stabil steht Merkel? 


Die Nominierung Franz-Walter Stein¬ 
meiers für die Wahl zum Bundesprä¬ 
sidenten sendet eine Reihe von Zei¬ 
chen. Sie weist zunächst mal auf die 
politische Schwäche von CDU und 
CSU. Sie haben nach einem Kandida¬ 
ten als Alternative zu Steinmeier ge¬ 
sucht, aber keinen gefunden. Gabriels 
SPD triumphiert. 

Außerdem lässt die Nominierung 
erkennen, dass die Große Koalition 
weitermachen will. Das ist konse¬ 
quent, denn ihre Agenda ist beispiels¬ 
weise beim Thema Freihandelsab¬ 
kommen nicht abgearbeitet. Auch im 
letzten Regierungsjahr wird sie das 
nicht mehr schaffen. Zudem sind die 
europäischen Probleme womöglich 


leichter von einer Großen Koalition 
zu bewältigen. 

Im vergangenen Sommer und den 
folgenden Monaten machte das The¬ 
ma Flüchtlinge der Regierung Sorgen. 
Die Angriffe gegen Merkel ließen ei¬ 
nen Rechtsruck innerhalb der Regie¬ 
rung befürchten, eine Entwicklung, 
die die Bindewirkung der Koalition 
arg strapaziert hat. Offenbar drängt 
angesichts der Wahlerfolge der AfD 
der rechte Rand der Union raus aus 
dem Bündnis mit der SPD. Hier ist vor 
allem Seehofers CSU zu nennen. Die 
Nominierung von Steinmeier kühlt 
solche Phantasien. 

Angesichts des Wahlsiegs von 
Trump, aber mehr noch kurz vorher, 


sind einige Politiker recht deutlich 
geworden mit distanzierenden Äuße¬ 
rungen. Insofern ist die Entscheidung 
für Steinmeier und die Weiterfüh¬ 
rung der Großen Koalition ein Signal 
über den Atlantik. Merkels knapper 
Kommentar zum Ausgang der US- 
Wahlen pochte auf gemeinsame Wer¬ 
te. Sie nannte Demokratie, Freiheit, 
den Respekt vor dem Recht und der 
Würde des Menschen unabhängig von 
Herkunft, Hautfarbe, Religion, Ge¬ 
schlecht, sexueller Orientierung oder 
politischer Einstellung. „Auf der Basis 
dieser Werte biete ich dem künftigen 
Präsidenten der Vereinigten Staaten 
von Amerika, Donald Trump, eine 
enge Zusammenarbeit an.“ Solche Sät¬ 


ze darf man schon mal auf die Gold¬ 
waage legen, zumal am selben Tag die 
triumphierenden Texte von Marine Le 
Pen, Geert Wilders, Orban und ande¬ 
ren als Rechtspopulisten verharmlos¬ 
ten Europäern Bildschirme und Zei¬ 
tungsseiten füllten. 

Schließlich sei Steinmeiers Nomi¬ 
nierung ein Zeichen für Stabilität in 
Zeiten der Unsicherheit, meint Frau 
Merkel. Da hat sie Recht. Denn er 
ist allemal verlässlich im Sinne der 
Herren der Finanzmärkte, Banken 
und Konzerne. Ihre Sorgen sind sei¬ 
ne Sorgen. Mit 37 Jahren wurde er 
1993 Schröders persönlicher Refe¬ 
rent, dann Chef der Staatskanzlei in 
Hannover, ab 1998 Staatssekretär und 


Thema der Woche 


Ein Unterordnungsverhältnis 

Dass die USA das bestimmende imperialisti¬ 
sche Land sind, dürfte in der Linken ein All¬ 
gemeinplatz sein. Aber da fangen die Fragen 
schon an: Ist „imperialistisch“ die Eigenschaft 
eines Staates oder einer Nation? Oder doch ein 
Kapitalismus, der von Monopolen beherrscht 
wird? Und wo steht Deutschland in der Hack¬ 
ordnung des Imperialismus? Und was ist mit 
Russland, machen die Angriffe der imperialis¬ 
tischen Hauptmächte dieses Land zu einem 
antiimperialistischen? 
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Grünes Rauschen 

Ganz böse waren die „Grünen“ auf ih¬ 
rem Parteitag zum deutschen Kapital, 
zumindest zu einem seiner Vertreter, 
dem Daimler-Chef Dieter Zetsche. 
Der Gastredner Zetsche wurde mit 
Buh-Rufen bedacht - „unmöglich“ 
nannte das die „Welt“. 

Die Feststellungen eines anderen 
Gastredners, Jürgen Resch, dürften 
den Daimler-Boss mehr getroffen ha¬ 
ben. Der Bundesgeschäftsführer der 
Deutschen Umwelthilfe führte auf 
dem Parteitag der Grünen u. a. aus: 

„Die Vorstandsvorsitzenden der 
drei großen Automobilkonzerne 
Daimler, Volkswagen und BMW re¬ 
gieren in Deutschland durch. Die Her¬ 
ren Zetsche, Müller und Krüger haben 
den Direktdurchgriff ins Kanzleramt, 
Ministerien und Behörden. Sie diktie¬ 
ren Gesetzesinhalte und verhindern 
die Kontrolle und Ahndung von Ge¬ 
setzesverstößen (...). 

In Wirklichkeit sabotiert die deut¬ 
sche Automobilindustrie die Verkehrs¬ 
wende. Sie hat den Entwurf des Klima¬ 
schutzplans für Marrakesch im Vorfeld 
im Verkehrsbereich bis zur Unkennt¬ 
lichkeit geschreddert, auch weil sie gar 
kein ehrliches Interesse an einer Ver¬ 
kehrswende hin zu sauberen und kli¬ 
maverträglichen Fahrzeugen hat. 

Die Verkehrswende von Daimler, 
VW und BMW findet jetzt und heu¬ 
te statt. Aber in die falsche Richtung! 
Stolz verkünden sie, wie viele Mil¬ 
liarden sie in noch leistungsstärke¬ 
re Dieselmotoren investieren und in 
praktisch jedem Modellsegment einen 
SUV entwickeln. 

Die deutschen Autokonzerne sind 
nicht Teil der Lösung sondern Kern 
des Problems.“ 

In der Bundeswahl wollen die 
Grünen sozialpolitisch punkten mit 
der Einführung einer „verfassungs¬ 
festen, ergiebigen und umsetzbaren 
Vermögensteuer für Superreiche“. Die 
bleibt allerdings unkonkret - und ist 
vielleicht gar nicht so ernst gemeint. 
„Es ist ein Minimalkompromiss und 
eher ein Hintergrundrauschen für 
mögliche Koalitionsoptionen. Dabei 
geht es darum, entweder Anschluss¬ 
fähigkeit für Rot-Rot-Grün herzu¬ 
stellen oder Verhandlungsmasse in 
möglichen Koalitionsgesprächen mit 
der Union zu besitzen“, urteilte Mi¬ 
chael Lühmann, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Göttinger Institut für 
Demokratieforschung, im „Neuen 
Deutschland“. Werner Sarbok 


Geheimdienstkoordinator im Kanz¬ 
leramt. Als Chef des Kanzleramts war 
er einer der wichtigsten Akteure bei 
der Durchsetzung der Agenda 2010. 
Er hat Kriegsentscheidungen mitor¬ 
ganisiert: Jugoslawien, Afghanistan 
und andere Kriegseinsätze der Bun¬ 
deswehr. 

Für Sahra Wagenknecht steht 
Steinmeier als Initiator der sozial 
verheerenden Agenda-Gesetze für 
die Zerstörung des Sozialstaates und 
die immer tiefere soziale Spaltung im 
Land. Er verkörpere damit genau die 
Politik, die immer mehr Menschen an 
der Demokratie verzweifeln lässt. 

KlausStein 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Manfred Dietenberger zum US-Wahtkampf 

Deutsche Konzerne für Trump 


Ausbildung ohne Vergütung 

„Aktive Mittagspause“ soll Forderungen untermauern 



Unmut bei den Auszubildenden der Physiotherapie: Sie versorgen genauso viele Patienten wie die Festangestellten auch. 
Nur bekommen sie keine Vergütung dafür. 


Am 8. November versammelten sich etwa 50 Auszubildende der Physio¬ 
therapie des Uniklinikums Essen zur „Aktiven Mittagspause“. Sie erwar¬ 
ten von verdi, dass die Gewerkschaft ihre Forderungen in die anstehende 
Tarifrunde der Beschäftigten der Länder einbezieht. Die Forderungen 
beinhalten eine finanzielle Unterstützung der Auszubildenden, weil diese 
bisher keine Ausbildungsvergütung erhalten. Davon sind aber auch ande¬ 
re Ausbildungsgänge und bundesweit etwa 10 000 Jugendliche betroffen. 

Bei dieser Veranstaltung haben wir uns mit Caro unterhalten. Sie schil¬ 
derte uns ihren Arbeitsalltag und die Belastungen die durch die fehlende 
finanzielle Unterstützung entstehen. 


Bill Clintons Spruch „It’s the eco- 
nomy, stupid“ stimmte schon damals 
nicht und trifft derzeit im Falle Do¬ 
nald Trump ebensowenig auf die 
realkapitalistische Wirklichkeit zu. 
Zumindest war und ist das deutsche 
Kapital anderer Ansicht und handelt 
nach dem alten deutschen Sprich¬ 
wort: „Eine Hand, die schenkt, wird 
nicht gekränkt.“ 

Clinton sammelte im US-Wahl¬ 
kampf 687 Millionen, Trump 306 Mil¬ 
lionen US-Dollar ein. Mehr als zwei 
Drittel der Parteispendenden deut¬ 
sche Branchengrößen wie Allianz, 
BASF, Bayer, Deutsche Bank und 
Siemens landeten - indirekt über die 
Beschäftigten ihrer amerikanischen 
Tochterfirmen - in der Kampagnen¬ 



kasse des Republikaners. Während 
diese Konzerne dies schon lange so 
praktizieren, hat diesmal die Spen¬ 
dengunst mancher deutschen Kon¬ 
zerne erstmals zu den Republikanern 
gewechselt, z.B. die US-Tochterfirma 
von Fresenius Medical Care. 

Denn deutsche Konzerne setzten 
im US-Wahlkampf 2016 nur vorder¬ 
gründig überraschend auf die Re¬ 
publikaner. Für die FAZ war „die 
Dominanz der Konservativen“ bei 
der Spendenvergabe „frappierend“. 
Doch ein Sprecher gab eine banale 
Wahrheit preis: Bayer-PAC unterstüt¬ 
ze nicht Trump oder Clinton, sondern 
„Kandidaten für parlamentarische 
Ämter, die sich intensiv mit Bayer-re¬ 
levanten Themen befassen“, etwa Ge¬ 
sundheitspolitik oder Patentschutz. 

Angeblich weiß man in Berliner 
Regierungskreisen und in der deut¬ 


schen Wirtschaft noch nicht viel 
über die Wirtschaftspläne Trumps. 
Zumindest im Wahlkampf angekün¬ 
digt hat er ein riesiges Infrastruktur¬ 
programm. Mehr als 906 Milliarden 
Euro will Trump in marode Straßen, 
Tunnel, Brücken, Schulen und Kran¬ 
kenhäuser investieren. Und oben¬ 
drein eine 1500 Kilometer lange 
Mauer an der mexikanisch-ameri¬ 
kanischen Grenze bauen, um Mi¬ 
granten von der illegalen Einreise 
abzuhalten. 

Beim Bau dieser „großen, schö¬ 
nen, mächtigen Mauer“ (Trump) 
will Bernd Scheitele, der Vorstands¬ 
chef des im Dax notierten süddeut¬ 
schen Baustoffherstellers Heidel- 
bergCement kräftig mitmischen. Der 
weltweit tätige Konzern beschäftigt 
63 000 Mitarbeiter, z.B. auch beim 
Abbau von Steinbrüchen im besetz¬ 
ten Westjordanland und auf Java. Mo¬ 
ral wäre schlecht fürs Geschäft. Der 
Baustoffkonzern Heidelberg Cement 
könnte den Beton für das Baumons¬ 
ter über seine amerikanische Tochter 
Lehigh Hanson liefern. „Ob das The¬ 
ma Mauerbau an der mexikanischen 
Grenze tatsächlich kommt, muss man 
abwarten“ er sei „positiv gestimmt“, 
sagte Scheitele dem „Handelsblatt“. 
„Wenn ja, wären wir mit Zementwer¬ 
ken in Texas und Arizona gut vorbe¬ 
reitet.“ 

Sollte der Dollar angesichts der 
Unsicherheit an den Weltfinanz¬ 
märkten steigen, hätte der Zement- 
und Betonhersteller auch Währungs¬ 
gewinne. „Das spült ordentlich in die 
Kasse“, sagte Scheitele. Mit einem 
Viertel Umsatzanteil ist Nordameri¬ 
ka einschließlich Kanada für den Be¬ 
tonbauer ein wichtiger Markt. 

Ordentlichen Rückenwind von 
der Währung täte dem Konzern gut 
und würde helfen, die 3,7 Milliarden 
Euro teure Übernahme des italieni¬ 
schen Zementherstellers Italcemen- 
ti leichter zu stemmen. „Selbstver¬ 
ständlich tragen Konzernmanager 
auch eine gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung. Nicht alles, was für 
ihr Unternehmen Umsatz verspricht, 
ist deshalb schon legitim. Es gibt rote 
Linien.“ 

Die Bewerbung um den Mitbau 
der Mauer sei ein Schnellschuss und 
schade dem Konzern, kritisierte der 
Vorsitzende der Gewerkschaft IG 
Bau, Robert Feiger, in der „Frank¬ 
furter Rundschau“ den Konzernchef. 


UZ: Wie finanziert ihr während der Aus¬ 
bildung euren Lebensunterhalt, wenn ihr 
keine Vergütung bekommt? 

Caro: Weil man hier in Essen kein 
Schulgeld bezahlen muss, sind viele von 
uns aus ganz Deutschland für die Aus¬ 
bildung hierhin gezogen. Dadurch sind 
die meisten von uns auf ihre Eltern an¬ 
gewiesen, damit sie uns die Miete und 
andere Lebenshaltungskosten bezahlen. 
Das würden wir aber gerne selbst abde¬ 
cken und gehen deshalb nebenbei noch 
arbeiten. Ich habe zum Beispiel noch 
zwei Nebenjobs. 

UZ: Wie belastend ist deine Ausbildung, 
wenn du noch zwei Nebenjobs hast? 

Caro: Die Ausbildung ist relativ an¬ 
strengend und erfordert viel Zeit zum 
Lernen. Wir haben zwei Zwischenprü¬ 
fungen und das Examen, wofür die 
meisten ein Jahr vorher mit der Vorbe¬ 
reitung beginnen müssen. Und gerade in 
den kurzen Phasen vor den Prüfungen 
ist es schwer, überhaupt etwas anderes 
zu machen. Wir müssen aber noch Zeit 
finden, um nebenbei arbeiten zu gehen. 

UZ: Wie häufig ist das? 

Caro: Mindestens zweimal in der Woche 
gehe ich schon arbeiten. Entweder nach 
Feierabend oder am Wochenende. Das 
sind die einzigen Möglichkeiten und da 


muss jeder für sich selbst entscheiden, 
wann er seine Freizeit haben möchte. 

UZ: Wie lassen sich denn deine Neben¬ 
jobs in den Wochenalltag integrieren? 

Caro: Wir arbeiten in der Klinik wie 
ein ganz normaler Festangestellter 
auch acht Stunden am Tag. Wir ver¬ 
sorgen genauso viele Patienten wie 
die Festangestellten auch. Nur be¬ 
kommen wir keine Vergütung dafür, 
obwohl wir genau die gleiche Arbeit 
leisten und vielleicht zwei Monate 
mehr Schule haben als andere Auszu¬ 
bildende. Meistens bis 16.00 Uhr. Im 
Moment bin ich im Schulblock und da 
habe ich bis 16.15 Uhr Schule. Außer 
Mittwochs, da haben wir von 8.00 bis 
18.00 Uhr Unterricht. Das ist schon re¬ 
lativ lang. Und dann bin ich um halb 
fünf zu Hause und gehe um 17.00 Uhr 
bis 22.00 oder 23.00 Uhr arbeiten. Da 
hat man gar nichts vom Tag. 

UZ: Das heißt, dein Leben dreht sich 
hauptsächlich um deine Arbeit? 

Caro: Es gibt kaum Freizeit, und Vie¬ 
les ist von den Nebenjobs abhängig. Es 
würde alles erleichtern, wenn man et¬ 
was Geld mit der Ausbildung verdie¬ 
nen würde. 

UZ: Die Arbeit in einem Krankenhaus 
bringt ja auch eine große psychische Be¬ 


lastung mit sich. Wie ist das denn zu ver¬ 
arbeiten, wenn du so wenig Zeit für dich 
hast? 

Caro: Ich glaube, ein gewisses Talent 
gehört dazu, wenn man sich für eine 
medizinische Ausbildung entscheidet. 
Nicht nur Physiotherapie, sondern alle 
anderen Bereiche auch. Man muss ler¬ 
nen, damit umzugehen und sobald 
man die Klinik verlässt, auch abschal¬ 
ten kann, damit man nichts mit nach 
Hause nimmt. Das haben auch Ärzte 
und Pfleger, oder MTAs. Und eben den 
Nebenjob Nebenjob sein lassen. Wenn 
man irgendwo Animateur ist, dann 
sollte man das auch hinbekommen, 
obwohl man vorher im Tumorzentrum 
gearbeitet hat. Das ist schwierig, aber 
machbar. 

UZ: Was sind denn deine Hoffnungen an 
die jetzt anstehende Tarifrunde? 

Caro: Das Beste was kommen kann, 
wäre, wenn unsere Forderungen in 
den Tarifvertrag aufgenommen wer¬ 
den. Allerdings wären wir auch über 
jede Übernahme von irgendwelchen 
Kosten dankbar. Selbst wenn das nicht 
klappen sollte, was wir natürlich alle 
hoffen. Dann wenigstens die Schul¬ 
bücherübernahme. Das sind auch 200 
Euro, die kann sich auch nicht jeder 
leisten. Oder zum Beispiel die Fami¬ 
lienheimfahrten nach Hause, die Ti¬ 
ckets die wir bezahlen müssen oder 
die Spritkosten. Einfach so Kleinigkei¬ 
ten, damit wir auch merken, dass wir 
und unsere Arbeit anerkannt werden. 
Weil wir genau die gleiche Arbeit leis¬ 
ten wie die Festangestellten auch. Und 
die Patienten merken es quasi nicht, 
dass wir, Schüler sind. Deshalb finden 
wir es wäre nur fair, wenn wir dafür 
auch etwas bekommen würden. 

Das Gespräch führte Hannes Schinder 


Branchentreff Gesundheitswesen 

Die Kommission Betriebs- und Gewerkschaftspolitik beim Parteivorstand der 
DKP lädt ein zu einem bundesweiten Branchentreffen für Beschäftigte in den 
Krankenhäusern. Diskutiert werden soll der Stand der Auseinandersetzung in 
der Personalbemessung sowie die Vernetzung interessierter Genossinnen und 
Genossen. 

Die Beratung findet statt am Samstag, io. Dezember 2016, von 11.15 Uhr bis 16.00 
Uhr im Haus der DKP, Hoffnungstraße 18 in 45127 Essen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de. 


Unsere Oligarchen 


Die Geschwister Ouandt 

Geld aus der Sklavenarbeit diente zur Sanierung der heutigen Ertragsperle BMW 


Auf eine Milliarde arbeitsloses Ein¬ 
kommen brachten es die Geschwister 
Stefan Quandt und Susanne Klatten 
dank der im vergangenen Jahr ererb¬ 
ten 47 Prozent an der Autofirma BMW. 
Die Dividenden aus ihren anderen Un¬ 
ternehmen sind dabei noch nicht mitge¬ 
rechnet. Allerdings: „Wenn man Mittel 
in dieser Höhe hat, muss man sich auch 
darum kümmern. Das ist ja nichts, was 
man ausgeben kann“, stellt Frau Klat¬ 
ten fest. Die ist dem breiten Publikum 
durch Sexabenteuer etwas besser be¬ 
kannt als ihr Bruder. Beide kümmern 
sich aber um die Vermehrung ihrer Mit¬ 
tel eher im Stillen. Auch, weil die Her¬ 
kunft der Mittel erst 2007 durch dasTV- 
Feature „Das Schweigen der Quandts“ 
der Öffentlichkeit bekannt wurde: Va¬ 
ter Herbert Quandt hatte BMW-Aktien 
gekauft mit Geld aus dem Quandt-Na- 


zirüstungskonzern, aufgebaut auf skru¬ 
pellose Arisierungen und Sklavenarbeit 
von 50 000 Zwangsarbeitern. Herbert 
Quandt war dort als Junior- und Per¬ 
sonalchef persönlich zuständig z.B. für 
das KZ der Akkumulatorenfabrik AFA 
(heute Varta), geschätzte Überlebens¬ 
dauer der Häftlinge dort sechs Mona¬ 
te. Die Betriebe waren so kriegswich¬ 
tig, dass die britische Besatzungsmacht 
in der Erwägung eines Angriffs auf die 
Sowjetunion lieber die Quandts wei¬ 
termachen ließ, als sie in Nürnberg als 
Kriegsverbrecher anzuklagen. Als der 
Quandt-Freund und Goebbels-Stell¬ 
vertreter Werner Naumann dann doch 
1953 von den Briten gehindert wurde, 
mit der FDP in NRW die NSDAP wie¬ 
der zu beleben, wurde er als Direktor 
in die Quandt-Firma Busch-Jäger über¬ 
nommen. 


1959 konnte Herbert Quandt dank 
gut gepflegter Vernetzung in Branche 
und Politik den Coup mit der „Ret¬ 
tung“ des siechen BMW-Konzerns 
landen: Er hatte die Perle dieses 
Konzerns, die BMW-Triebwerksbau- 
GmbH im Auge. Dort winkte die da¬ 
mals ungeheure Auftragssumme von 
400 Mio. DM für Starfighter-Trieb¬ 
werke. Der Verkauf der Triebwerks- 
GmbH an MAN - später wurde die 
MTU daraus - reichte, um BMW in 
den 60er Jahren zu sanieren. Aus den 
Quandtschen Waffenfabriken ent¬ 
standen die IWK (heute Kuka), die 
an BMW modernste Produktionsan¬ 
lagen lieferte. Auch in der Personalpo¬ 
litik passten sich die Quandts an: Der 
aggressive Antikommunismus wurde 
in ein Umwerben rechter Sozialdemo¬ 
kraten verpackt. Ko-Management mit 


dem Betriebsrat gehört bei BMW wie 
bei VW zur Geschäftspolitik. Über die 
Methode, wie Mehrwert aus lebendi¬ 
ger Arbeit gepresst wird, kann gestrit¬ 
ten werden, letztlich geht es Finanzo¬ 
ligarchen um Profit, gerechnet in Milli¬ 
arden. Erbe Stefan Quandt formuliert 
das so - in der Antwort auf die Frage, 
ob er nach Bekanntwerden der KZ- 
Verantwortung weiter den Quandt- 
Preis für marktwirtschaftlichen Jour¬ 
nalismus nach seinem Vater benennen 
wolle: „Wenn man sein Lebenswerk 
sieht, denke ich nach wie vor, dass man 
zu einem Gesamtbild kommt, das es 
rechtfertigt, einen Herbert Quandt- 
Medien-Preis zu verleihen.“ 

Im Mehrwertauspressen sind die 
Quandts weiter vorn dran: 2003 lie¬ 
ferten 105 000 Beschäftigte 1,1 Mil¬ 
lionen Autos. 2015 brachten es kaum 


mehr - 122 000 Lohnabhängige - auf 
die doppelte Zahl BMW-Autos. Ent¬ 
sprechend stieg der Gewinn auf 9,2 
Mrd. Euro. Das ist genug, um sich 
großzügig zu zeigen: Zum Beispiel 
gegenüber der TU München: Die lie¬ 
fert nicht nur Nachwuchs; ein wich¬ 
tiger Teil der Forschung wird dort in 
Spendendankbarkeit abgearbeitet. 
Auch Merkel war dankbar: Fünf Tage 
nach Eingang einer Spende von 690 
000 Euro waren 2013 in der EU dro¬ 
hende Abgasnormen vom Tisch. Von 
Kardinal Marx bis Elmar Brok (EU- 
Parlament und Bertelsmann) trifft 
sich, wer für die Quandts wichtig ist, 
jährlich beim Munich Economic Sum- 
mit, den sie mit dem Ifo-Institut veran¬ 
stalten. Hofknicks ist dort noch nicht 
vorgeschrieben. 

Richard Corell/Stephan Müller 
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Wir machen Gewerkschaft 

Vertrauensleutekonferenz 2016 der IG Metall 



Rückgrat der IG Metall sind die Großbetriebe. 


T atsächlich ist die IG Metall aus 
den Vertrauensleutewahlen ge¬ 
stärkt hervorgegangen. Über 
70000 gewählte Vertrauensfrauen und 
-männer bilden in den Betrieben das 
Rückgrat gewerkschaftlicher Gegen¬ 
macht. Vom 3. bis 5. November trafen 
sich nun 400 Delegierte aus allen Ge¬ 
schäftsstellen, um Erfahrungen auszu¬ 
tauschen und sich für die kommenden 
Herausforderungen fit zu machen. 

Zentrales Thema war dabei die Ar¬ 
beitszeitkampagne der IG Metall. Hier 
geht es um „Regelungen, die sich an 
deren Lebenswirklichkeit orientieren 
und selbstbestimmteres Arbeiten mög¬ 
lich machen.“ 

Um die nötige Kampfkraft zu or¬ 
ganisieren, setzt die IG Metall auf 
Stärkung durch Beteiligung. Mit ak¬ 
tivierender Gewerkschaftsarbeit ge¬ 
lingt es Kolleginnen und Kollegen 
intensiv zu beteiligen. Sie sie werden 
damit zu selbstbewussten Akteuren 
in den betrieblichen Auseinanderset¬ 
zungen. 

In zehn Forenrunden wurden zen¬ 
trale Konzepte zu Organizing, Arbeits¬ 
zeit- und Schichtorganisation, Fremd¬ 
vergaben, Integration von Flüchtlin¬ 
gen oder Industrie 4.0 vorgestellt und 
durch die anwesenden Aktivisten in¬ 
tensiv und fachkundig diskutiert. 

In einigen zentralen Punkten 
herrschte große Einigkeit. Nahezu alle 
Anwesenden wussten aus eigener Er¬ 
fahrung, dass Kämpfe nur durch Einig¬ 
keit unter den Beschäftigten gewon¬ 
nen werden können. Die Spaltung in 
kleiner werdende Kernbelegschaften 
und von Leiharbeit oder Werkverträ¬ 
gen dominierte Randbelegschaften 
wurden als sehr kritische Entwicklung 
erkannt. Berichte aus gut organisierten 
Betrieben, in denen es gelang, durch 
aktive Gegenwehr den Vormarsch von 
prekären Arbeitsverhältnissen zu ver¬ 
hindern, machten Mut und zeigten, 
wozu politisch aufgeklärte Belegschaf¬ 
ten fähig sind. 


Doch es zeigten sich auch Defizite, 
die notwendigerweise noch in der IG 
Metall vorherrschen. Bei der Diskussi¬ 
on um Industrie 4.0 wurden zahlreiche 
Positionen des Co-Managements for¬ 
muliert und sogenannte Chancen für 
den Standort Deutschland herbeige¬ 
redet. Eine großes Reizthema ist auch 
weiterhin die Angleichung der Tarife 
in Ost und West, insbesondere das The¬ 
ma 35-Stunden-Woche. 

Ebenfalls deutlich wurden die ideo¬ 
logischen Widersprüche beim Thema 
AfD. So bekundeten alle Anwesenden 
lautstark ihre Gegnerschaft zur AfD. 
Vielfach wurde geäußert, dass die so¬ 
ziale Demagogie der AfD entlarvt wer¬ 
den muss. Gleichzeitig wurde aber for¬ 


muliert, dass es Aufgabe der Gewerk¬ 
schaften sei, den sozialen Frieden zu 
erhalten. 

Noch schlimmer aber ist hier der 
Aufruf zum Stahlaktionstag einzuord¬ 
nen. Angesichts der Überproduktion 
in der Stahlindustrie steht die Ge¬ 
werkschaft natürlich vor der Aufgabe, 
die Interessen der Stahlbeschäftigten 
zu verteidigen. Der offene Schulter¬ 
schluss mit den deutschen und europä¬ 
ischen Stahlkonzernen gegen „chinesi¬ 
schen Dumpingstahl“ ist aber Gift für 
Solidarität und Wasser auf die Mühlen 
von Nationalisten. 

Zusammenfassend zeigte die Ver¬ 
trauensleutekonferenz: Die IG Me¬ 
tall ist eine Macht. Ihre Vertrauens¬ 


leute sind kämpferische Kolleginnen 
und Kollegen, die sich in zahlreichen 
Auseinandersetzungen das Vertrauen 
ihrer Belegschaften erworben haben. 
Die Strategie der Beteiligung wird die 
Kampfkraft in den Betrieben weiter 
erhöhen - aber nur wenn es gelingt, 
echte Klassensolidarität zu entwickeln. 

Timur Strom 

Weiterführende Links: 
Vertrauensleutekonferenz 2016 
https://www.igmetall.de/vertrauens- 
leutekonferenz-2016-24116.htm 
Stahlaktionstag 

https://www.igmetall.de/stahl-akti- 

onstag-bruessel-9-november-23777. 

htm 


IWF gibt Ägypten Kredit 

Der Internationale Währungsfonds 
(IWF) hat ein 12 Mrd. Dollar schwe¬ 
res Kreditpaket für Ägypten freigege¬ 
ben. In einer ersten Tranche werde das 
Land 2,75 Mrd. Dollar erhalten, teil¬ 
te der IWF mit. Das Kreditprogramm 
hat drei Jahre Laufzeit und soll den 
Staatshaushalt finanzieren helfen und 
das Wachstum ankurbeln. Ägypten ver¬ 
pflichtete sich gegenüber dem IWF zu 
unsozialen Maßnahmen unter anderem 
dazu, die Personalausgaben im öffentli¬ 
chen Dienst zu verringern. 

Siemens kauft 
Softwarefirma 

Die Siemens AG, München, kauft den 
US-Softwarespezialisten Mentor Gra¬ 
phics für 4,5 Mrd. Dollar. Das in Wil- 
sonville, Oregon, ansässige Unterneh¬ 
men stellt Software für die Konstrukti¬ 
on von Halbleitern her. An der Börse 
war Mentor Graphics zuletzt mit rund 
3,3 Mrd. Dollar erheblich unter dem 
von Siemens bezahlten Kaufpreis be¬ 
wertet worden. 

Japan wächst 

Die japanische Wirtschaft hat ihr 
Wachstumstempo im dritten Quartal 
dank anziehender Exporte erhöht. Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) zog nach 
Angaben der Regierung zwischen Juli 
und September auf das Jahr hochge¬ 
rechnet um 2,2 Prozent an. Der Außen¬ 
handel steuerte am kräftigsten zu dem 
unerwartet guten Ergebnis bei. 


Niederländische Post 
wehrt sich 

Die niederländische „PostNL 4 wehrt 
sich gegen die Übernahme durch ihren 
belgischen Nachbarn „Bpost“. Das Un¬ 
ternehmen teilte mit, ein neues „uner¬ 
betenes“ Angebot abgelehnt zu haben. 
„Die Werte und die Kultur von PostNL 
wären nicht in dem Maße gewahrt wor¬ 
den, wie es nötig wäre, um in der nie¬ 
derländischen Gesellschaft weiter eine 
wesentliche öffentliche Rolle zu über¬ 
nehmen“, erklärte der Konzern. Ende 
Mai war eine Annäherung der beiden 
Postunternehmen gescheitert. 


Planmäßige Armut 

DGB und Wohlfahrtsverbände fordern Neuberechnung 


Dokumentiert: 


Gabriels 

Autobahnprivatisierungstheater 

Kommentar von Carl Waßmuth, 

„Gemeingut in Bürgerinnenhand (GiB)“ 


„Über das Fleisch, das euch in der Küche 
fehlt, wird nicht in der Küche entschie¬ 
den.“ Bertolt Brechts Spruch gilt auch 
für das so genannte Existenzminimum. 
Über dessen Höhe entscheidet Ende 
November der Bundestag. Für Allein¬ 
stehende soll es fünf Euro pro Monat 
mehr (409 Euro) und für Kinder zwi¬ 
schen sechs und dreizehn Jahren 21 Euro 
mehr geben (291 Euro). Was den größe¬ 
ren gegeben wird, wird den kleineren ge¬ 
nommen. Für Kinder zwischen null und 
fünf Jahren soll sich nichts ändern, was 
wegen der Inflation aber zu einer Kür¬ 
zung der Leistungen führt. Die Regelsät¬ 
ze steigen wesentlich langsamer als die 
Lebenshaltungskosten, wie die Koordi¬ 
nierungsstelle Gewerkschaftlicher Ar¬ 
beitslosengruppen (KOS) ermittelt hat. 

Ziel und Zweck „dieser systemati¬ 
schen und planmäßigen Unterfinanzie¬ 
rung ist, diese Menschen in den Niedrig¬ 
lohn zu treiben“, wie Harald Thome von 
„Tacheles Wuppertal“ kritisiert. Eine 
gemeinsame Erklärung von DGB und 
zahlreichen Wohlfahrtsverbänden for¬ 
dert deshalb, die Regelsätze neu zu be¬ 
rechnen und Soforthilfen zu gewähren. 
Sie fordern, dass die Berechnung nicht 
mehr an den untersten 15 Prozent der 
Haushalte in der Einkommens- und Ver¬ 
brauchsstichprobe vorgenommen wird, 
sondern wieder an den untersten 20 Pro¬ 
zent. Das Einkommen dieser ärmsten 15 
Prozent liegt laut einer Berechnung der 
Sozialforscherin Irene Becker bei durch¬ 
schnittlich 764 Euro im Monat. Von den 
Ausgaben dieser Haushalte werden 
weitere Posten abgezogen, zum Bei¬ 
spiel Mobiltelefone, Zimmerpflanzen, 
Malstifte, Taschen. Eine grundsätzliche 
Ablehnung der so genannten „Statistik- 
Methode“, einer Berechnung anhand der 
Ausgaben der Ärmsten (ohne Leistungs¬ 


bezieher, Rentner und Studenten), fin¬ 
det aber nicht statt. 

Das Bündnis fordert, dass Haushal¬ 
te mit einem Einkommen unterhalb der 
Armutsgrenze, die aber keine Sozialleis¬ 
tungen beantragt haben, nicht mehr ein¬ 
fließen. Diese „verdeckte Armut“ wird 
von Irene Becker auf das Dreifache der 
erwerbstätigen Leistungsbezieher ge¬ 
schätzt. Im Juni 2016 waren 1,2 Millio¬ 
nen Hartz-IV-Bezieher erwerbstätig. Es 
könnte also um die drei Millionen Er¬ 
werbstätige geben, die eigentlich An¬ 
spruch auf ergänzende Leistungen ha¬ 
ben, diese aber nicht beantragen. 

Im aktuellen Regelsatz sind für Ver¬ 
kehr 25,44 Euro im Monat vorgese¬ 
hen. Ein ermäßigtes Monatsticket kos¬ 
tet beispielsweise in Frankfurt/Main 62 
Euro, in anderen Großstädten dürfte 
dies vergleichbar teuer sein. Für Strom 
sind 31,40 Euro vorgesehen, laut Pari¬ 
tätischem Wohlfahrtsverband geben 
im Bundesdurchschnitt Einpersonen¬ 
haushalte aber 42,74 Euro im Monat 
für Strom aus. Hinzu kommt, dass Leis¬ 
tungsbezieher häufig in schlecht isolier¬ 
ten Wohnungen leben müssen und auf 
zusätzliche Stromheizgeräte angewiesen 
sind. Der Verband hat errechnet, dass 
der Regelsatz auf 520 Euro angehoben 
werden müsste. In der Debatte ist auch, 
dass die Kosten für eine Brille und ande¬ 
re Gesundheitsleistungen wieder über¬ 
nommen werden sollen. Das Bündnis 
fordert, dass die Leistungen für Schul¬ 
bedarf erhöht werden, die mit 100 Euro 
im Jahr deutlich zu niedrig sind. 

Auch wenn noch Änderungen am 
Gesetzentwurf vorgenommen werden, 
bleibt grundsätzlich das Problem der Be¬ 
rechnung. Der Paritätische Wohlfahrts¬ 
verband fordert zur Erhebung des Be¬ 
darfs von Kindern die Einsetzung einer 


der Hartz-IV-Regelsätze 

Expertenkommission. In seinen Ausar¬ 
beitungen zur Frage des Kinder-Regel¬ 
satzes wies der Frankfurter Armutsfor¬ 
scher Rainer Roth darauf hin, dass die 
Senkung der Leistungen für Kinder seit 
1990 stattfindet. Damals wurde die Sta¬ 
tistik-Methode eingeführt und der Be¬ 
darf nicht mehr auf Grundlage des Wa¬ 
renkorbs erhoben. Dies führte sofort zu 
einer Senkung der Regelsätze von Kin¬ 
dern und Jugendlichen - mit einstimmi¬ 
ger Zustimmung auch der SPD-regier¬ 
ten Bundesländer. Die SPD versprach 
„bei künftigen Mehrheiten“ die Revision 
des Beschlusses vorzunehmen. Stattdes- 
sen wurde mehrmals eine Erhöhung des 
Regelsatzes verschleppt und mit Einfüh¬ 
rung von Hartz IV der Bedarf von Schul¬ 
kindern bis 14 Jahre um 20 Prozent auf 
das Niveau des Bedarfs von Säuglingen 
gekürzt. Schulkinder verbrauchen aber 
zwei Drittel mehr Kalorien als Vorschul¬ 
kinder und 14 bis 17-jährige verbrauchen 
mehr Kalorien als Erwachsene, weil sie 
wachsen und sich mehr bewegen. Hier 
Kürzungen vorzunehmen, führt sofort zu 
einer Notlage in den Familien. Die jetzt 
vorgenommene Erhöhung um 21 Euro 
für Schulkinder reicht nicht aus. 

Begründung war und ist das so ge¬ 
nannte „Lohnabstandsgebot“: Wer ar¬ 
beite, müsse mehr haben, als der, der 
nicht arbeite. Die Arbeitgeber begrüß¬ 
ten die Kürzung, denn es bestehe „die 
Gefahr, dass bei Sozialhilfeempfängern 
die materiellen Anreize, eine Erwerbstä¬ 
tigkeit aufzunehmen, gegen Null gehen“. 
Kinderarmut zwingt zu Niedriglohn. Zu¬ 
gleich übt die Absenkung des Existenz¬ 
minimums Druck auf die Löhne aus, die 
ja die Reproduktionskosten der Arbeits¬ 
kraft abdecken sollen, also sich aus ähn¬ 
lichen Faktoren zusammensetzen. 

Philipp Kissel 


„Die Zeitungen sind voll von Beiträ¬ 
gen zur Autobahnprivatisierung. Dabei 
verfehlt der Diskurs das Thema leider 
völlig. Im Zentrum steht, ob die vorge¬ 
schlagene Autobahngesellschaft selbst 
teilprivatisierbar werden soll oder nicht. 
Diese Auseinandersetzung ist jedoch 
zweitrangig. Entscheidend ist, dass in 
beiden Varianten der ganze Autobahn¬ 
bau privatisiert werden könnte: mit Hil¬ 
fe des teuren Modells der öffentlich-pri¬ 
vaten Partnerschaften (ÖPP). 

Nachdem am 14.10 die Ministerprä¬ 
sidenten blanko der Autobahnprivati¬ 
sierung zugestimmt hatten (ohne sich 
je dazu zu erklären), erleben wir nun 
einen weiteren Akt des Dramas, über¬ 
schrieben mit „Die SPD und besonders 
Gabriel retten die Autobahnen vor der 
Privatisierung“. Die Medien spielen 
dabei voll mit, ob „Zeit“, „Welt“, oder 
„Tagesschau“. Nach Einschätzung von 
GiB handelt es sich allerdings um ein 
Scheingefecht, das ablenken soll von 
dem eigentlich skandalösen Umstand: 
Die Bundesregierung wird schon in 
drei Wochen (am 8.12.2016) im Kabi¬ 
nett beschließen, eine privatrechtliche 
Gesellschaft zu gründen, die abgekop¬ 
pelt von Bundesrat, Bundestag und 
den Länderparlamenten ÖPP machen 
kann und wird. Die Möglichkeit zum 
Teilverkauf dieser Gesellschaft spielt 
dabei nur eine untergeordnete Rolle. 
Das ganze Geld, das diese Gesellschaft 
von uns aus Steuern und Mautgebühren 
erhält, kann auch ohne Teilverkauf pri¬ 
vaten Investoren zugeführt werden. Das 
sagen die Investoren sogar selbst. Ver¬ 
sicherungswirtschaft und Bauindustrie 


gaben vor etwas über einem Jahr eine 
gemeinsame Pressemitteilung heraus, 
in der steht: „Eine Beteiligung priva¬ 
ter Partner an der Gesellschaft lehnen 
GDV und HDB ab. Eine solche Ge¬ 
sellschaft böte jedoch auf Projektebe¬ 
ne viele Möglichkeiten, privates Kapital 
zu beteiligen. Öffentlich-private Part¬ 
nerschaften haben sich bewährt. 44 

Es sieht also sehr nach dem bad guy 
(Schäuble) good guy (Gabriel) -Spiel 
aus: Gabriel hätte zum Beispiel schon 
im Juni sein Veto gegen einen mögli¬ 
chen Teilverkauf der neu zu gründen¬ 
den Gesellschaft einlegen können. Da 
war ein solcher Entwurf nämlich auch 
schon bekannt. GiB hatte den Entwurf 
zugespielt bekommen, die Grünen im 
Bundestag hatten sogar ein verfas¬ 
sungsrechtliches Gutachten zu diesem 
Entwurf abfassen lassen. Aber Gabriel 
hat da kein Veto eingelegt, vermutlich 
wohlweislich, denn das wäre im Zeit¬ 
plan des bad-guy-good-guy-theaters zu 
früh gewesen. Da hatten die Minister¬ 
präsidenten nämlich noch nicht zuge¬ 
stimmt. Und auch vor vier Wochen war 
es Gabriel noch zu früh. Da war er nur 
gegen die Privatisierung der Autobah¬ 
nen selbst. Zur Gesellschaft sagte er 
nichts, obwohl sein Ministerium seit ei¬ 
nem halben Jahr in die Abstimmung zu 
dieser Frage befasst war. Aber jetzt, drei 
Wochen vor dem Kabinettsbeschluss, 
da ist die Zeit reif für einen spektaku¬ 
lären Zaubertrick: Schaut her, mit mir 
gibt es keine Privatisierung. Und mit 
diesen Worten wird dann privatisiert, 
und zwar so viel und so weitreichend 
wie seit 20 Jahren nicht mehr 44 
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Kein Kohleausstieg 

Bundesregierung präsentiert harmlosen Klimaschutzplan 


Rente für Gefangene 

Der Deutsche Verein für öffentliche 
und private Fürsorge, die Bundesar¬ 
beitsgemeinschaft Straffälligenhilfe 
und das Komitee für Grundrechte und 
Demokratie haben anlässlich der be¬ 
vorstehenden Justizministerkonferenz 
ihre Forderung erneuert, arbeitende 
Gefangene in die Rentenversicherung 
einzubeziehen. Die Organisationen for¬ 
dern vom Bundesgesetzgeber, das dazu 
nötige, seit 1977 versprochene Bundes¬ 
gesetz zu erlassen. 

Die aufrufenden Vereine sehen in 
der Verweigerung der Einbeziehung 
eine Verletzung des Resozialisierungs¬ 
gebotes des Strafvollzugsgesetzes sowie 
des Gleichheitsgrundsatzes und des So¬ 
zialstaatsgebotes des Grundgesetzes. 
Auch werde die Würde der arbeitenden 
Gefangenen in Frage gestellt, wenn de¬ 
ren Arbeit extrem niedrig entlohnt wird 
und sie obendrein keine Ansprüche aus 
den Sozialversicherungen erwerben. 

Neues Rechercheportal 

Das neue unabhängige Recherchenetz¬ 
werk „Sachsen-Anhalt rechts außen“ 
hat seine Online- und Social-Media- 
Präsenzen gestartet. Ziel ist eine in¬ 
tensive Auseinandersetzung mit rech¬ 
ten Aktivitäten, Netzwerken und Ak¬ 
teuren in Sachsen-Anhalt. Eine erste 
Veröffentlichung beschäftigt sich mit 
der wachsenden Vernetzung zwischen 
AfD, Identitärer Bewegung, extrem 
rechten Burschenschaften, PEGIDA 
und anderen völkisch-nationalistischen 
Gruppierungen, https://lsa-rechtsaussen.net 

Mit Sofortprogramm 

Das Betriebsaktiv der DKP München 
hat die Erfahrungen von fünf Infostän¬ 
den mit dem Sofortprogramm „Geben 
wir uns 5“ ausgewertet. In den Gesprä¬ 
chen habe sich gezeigt, dass die Stim¬ 
mung „Die da oben machen was sie wol¬ 
len“ oft mit Resignation einhergehe. Ein 
Hartz-IV-Empfänger hatte den DKP- 
Mitgliedern am Infostand erklärt, dass 
er eine „mehr deutschnationale“ Politik 
wolle - und, was er darunter versteht: 
„Solidarität gegen die da oben“. Nach 
einem Gespräch über die tatsächlichen 
Positionen der AfD, z.B. zum Mindest¬ 
lohn, gab er eine Unterstützungsunter¬ 
schrift für die DKP-Landesliste zur Bun¬ 
destagswahl. Die Aktionen seien eine 
gute Vorbereitung für den Wahlkampf 
gewesen, die DKP sei wieder sichtbar für 
die Münchner Arbeiterklasse. 

Keine Ruhe geben 

Die Künstlerinitiative „Unruhe stif¬ 
ten“ ruft dazu auf, der „gefährlichen 
Tendenz zum Ausbau von polizeilicher 
Macht, zur Überwachung von Bürge¬ 
rinnen und zum Angriff auf demokra¬ 
tische Rechte gemeinsam Einhalt zu 
gebieten“. In einer Presseerklärung 
kritisiert sie die Pläne der Unionspar¬ 
teien, unter dem Vorwand der Terror¬ 
bekämpfung Überwachung und Re¬ 
pression zu verstärken. AfD und Pegida 
fördern den Rassismus, so die Initiati¬ 
ve - „sie sind Erfüllungsgehilfen für die 
Scharfmacher der Union“. 

Über 2100 Künstlerinnen und Künstler, 
Persönlichkeiten und Organisationen 
haben seit 2009 den Aufruf der Initi¬ 
ative unterzeichnet. „Unruhe ist erste 
Bürgerinnenpflicht!“, heißt es darin. 

unruhestiften.de 

Naziangriff 

Am 12. November griffen Nazis in Göt¬ 
tingen unter den Augen der Polizei den 
Umweltgewerkschafter und Kreistags¬ 
abgeordneten Mohan Ramaswamy und 
seine Familie an und verletzten weitere 
Antifaschisten. 

Tagsüber hatte es Proteste gegen 
Nazikundgebungen in Göttingen und 
Duderstadt gegeben. Eine Gruppe 
von Nazis, die von ihrer Kundgebung 
in Duderstadt kam und in Göttingen 
zunächst von der Polizei eskortiert und 
beobachtet wurde, griff wenig später 
Antifaschisten an. Die Neonazis for¬ 
mierten sich vor dem Wohnhaus der 
Ramaswamys und bedrohten die Be¬ 
wohner massiv. Kurze Zeit später grif¬ 
fen bewaffnete Neonazis in Anwesen¬ 
heit einer Polizeistreife einige auf den 
Vorfall aufmerksam gewordene Anti¬ 
faschisten an. Zwei Nazigegner wur¬ 
den verletzt und mussten mit dem Ret¬ 
tungswagen abtransportiert werden. 


B undesumweltministerin Barbara 
Hendricks hat auf der UN-Klima- 
konferenz in Marokko den deut¬ 
schen Klimaschutzplan präsentiert. Die 
Strategie zum C02-Sparen sei eine 
„klare Ansage“ dass Deutschland die 
Ziele des Klimaabkommens von Paris 
ernst nehme, sagte die SPD-Politikerin 
am Montagabend in Marrakesch laut 


Deutscher Presseagentur. 

Zuvor hatte das Regierungskabi¬ 
nett den Plan formell beschlossen, um 
den die Ministerien über ein halbes 
Jahr gestritten hatten. Dieser Streit 
zeige, dass die deutsche Wirtschaft Be¬ 
schlüsse zum Klimaschutz inzwischen 
ernst nehme, so die Umweltministerin. 
Während sie schon einen „tiefgreifen¬ 
den Umbau“ von Wirtschaft und Ge¬ 
sellschaft am Horizont zu erkennen 
glaubt, misstrauen Umweltverbände 


Nach Donald Trumps Wahlsieg fordern 
Politiker der Bundesregierung und des 
EU-Apparats eine stärkere Stellung ge¬ 
genüber den USA - und nutzen die Ge¬ 
legenheit, um für ihre lange verfolgten 
Aufrüstungspläne zu werben. 

„Europa“ müsse sich umgehend „be¬ 
reit dafür machen, außen- und sicher¬ 
heitspolitisch mehr Verantwortung zu 
übernehmen“; dies verlange „eine ent¬ 
schiedene Führung von Deutschland 
und Frankreich“, schreiben drei Mitar¬ 
beiter der Deutschen Gesellschaft für 
Auswärtige Politik (DGAP) in einem 
Artikel. 

Die Rufe nach einer stärkeren welt¬ 
politischen Rolle Berlins und der EU 
sind nicht neu. Sie sind, besonders ver¬ 
stärkt seit dem britischen Austrittsre¬ 
ferendum vom 23. Juni, von deutschen 
Politikern regelmäßig geäußert wor¬ 
den - zu einer Zeit, als im Berliner Es¬ 
tablishment niemand ernsthaft mit dem 
Wahlsieg von Donald Trump rechnete. 
Auch der Plan, beim EU-Verteidigungs¬ 
ministertreffen am nächsten Dienstag 
sowie beim EU-Gipfel im Dezember 
den Aufbau neuer EU-Militärstruktu- 
ren voranzutreiben, ist zu einer Zeit be¬ 
schlossen worden, als man in den Haupt¬ 
städten der EU fest davon ausging, da¬ 
rüber mit einer US-Präsidentin Hillary 
Clinton verhandeln zu müssen. Auf eine 
gemeinsame Europäische Sicherheits¬ 
strategie hatte sich die EU bereits 2003 
geeinigt; die EU Battle Groups, die un¬ 
mittelbar in Kampfeinsätze entsandt 


den Regierungsabsichten. Der verein¬ 
barte Plan sei „Klimaschutz von Gna¬ 
den der Industrie und Kohlelobby“, hält 
Hubert Weiger, Vorsitzender des Bun¬ 
des Umwelt und Naturschutz Deutsch¬ 
land (BUND), dagegen. Diese hätten 
noch in den letzten Stunden vor Ver¬ 
abschiedung etliche Geschenke hinein¬ 
verhandelt. 


Tatsächlich war Hendricks mit ih¬ 
ren ursprünglichen Plänen bei meh¬ 
reren Kabinettskollegen auf heftigen 
Widerstand gestoßen, auch bei ihrem 
SPD-Parteikollegen Sigmar Gabriel. 
Im Ergebnis wurden die Vorgaben für 
die Industrie gelockert. Ebenso wur¬ 
de ein geplanter Passus, der vor neuen 
Braunkohletagebauen warnte, gestri¬ 
chen. 

Der Klimaschutzplan 2050 legt 
erstmals fest, wie viel Treibhausgase 


werden können, sind seit dem 1. Januar 
2007 interventionsbereit, aber noch nie 
tatsächlich eingesetzt worden. 

Trumps Wahlsieg wird nun genutzt, 
um den Plan energisch voranzutreiben. 
Man könne sich mit Trump als US-Präsi- 
dent „weniger darauf verlassen, dass die 
USA sich in den Krisengebieten der Welt 
engagieren und damit auch zur Sicher¬ 
heit hier in Europa beitragen“, behaup¬ 
tet der verteidigungspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag, 
Henning Otte: „Das wird mehr Einsätze 
für die Europäer bedeuten, speziell für 
die Rahmennation Deutschland.“ 

In einer kürzlich veröffentlichten 
Studie der regierungsnahen Stiftung 
Wissenschaft und Politik heißt es, es sei 
unumgänglich, „darüber nachzudenken, 
wie man reagiert, sollte das Verhalten 
der USA aus deutscher Sicht kontra¬ 
produktiv sein“; „ohne die Bereitschaft, 
sich mit der US-Regierung zu streiten“, 
schieden „viele Optionen der Einfluss¬ 
nahme von vornherein aus“. 

Der einflussreiche Diplomat und 
Vorsitzende der Münchner Sicherheits¬ 
konferenz, Wolf gang Ischinger, benann¬ 
te die Voraussetzungen für eine stärke¬ 
re Machtposition: „Europa“ müsse aller¬ 
dings, um seiner bedeutenden Stellung 
gerecht zu werden, stärker in sein Militär 
investieren. Auch Verteidigungsministe¬ 
rin von der Leyen kündigte eine erneute 
massive Aufstockung des deutschen Mi¬ 
litäretats an. 
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einzelne Sektoren wie Landwirtschaft, 
Verkehr oder Energieerzeugung ein¬ 
sparen müssen, damit Deutschland bis 
zur Mitte des Jahrhunderts annähernd 
klimaneutral wird. „Das groteske Ge- 
schacher des Wirtschaftsministers und 
der Union um den Klimaschutzplan 
2050 hat dem Ziel eines effektiven 
Klimaschutzes schwer geschadet“, sag¬ 


te Weiger. Gemessen an den Verpflich¬ 
tungen von Paris sei der Klimaschutz¬ 
plan nicht der notwendige Schritt nach 
vorn. Leider hätten es Minister Gab¬ 
riel und die Unionsfraktion in Kauf 
genommen, alle relevanten Ziele und 
Maßnahmen zu verwässern. Die Kli¬ 
maziele für die Industrie seien um vier 
Prozentpunkte abgeschwächt worden, 
auch der Energiesektor müsse weniger 
leisten als in früheren Versionen vor¬ 
gesehen. 


Die Stolpersteine, die an die Opfer 
des faschistischen Terrors erinnern, 
standen im Mittelpunkt der Aktion, 
mit der Essener Antifaschisten an die 
Reichspogromnacht am 9. November 
1938 erinnerten: Das Bündnis „Essen 
stellt sich quer“ hatte dazu aufgeru¬ 
fen, am Jahrestag die Stolpersteine zu 
reinigen. 56 000 dieser Steine haben 
der Künstler Gunter Demnig und sei¬ 
ne Mitarbeiter seit 1992 verlegt, 300 
davon in Essen. 

Einige der Menschen, die anhal- 
ten und sich wundern, dass jemand 
mit Putzlappen auf dem Bürgersteig 
kniet, haben die Stolpersteine noch 
nie bemerkt - obwohl sie täglich an 
ihnen vorbeilaufen. In Essen-Stee¬ 
le reinigen Mitglieder der DKP, der 
VVN-BdA und des Chores gegen 
Rechts 25 Steine, bis die Schrift wie¬ 
der gut zu lesen ist. Kerzen erinnern 
an die Opfer, Schilder erklären die 
Aktion, Flugblätter informieren über 
die Reichspogromnacht. „Ich denke 
schon, dass viele stehenbleiben, die 
zunächst nur neugierig sind“, sagt Ka¬ 
rin Schnittker. „Da kommt man auch 
ins Gespräch und viele hören sehr 
aufmerksam zu.“ Peter Köster, hat am 
Vormittag schon an der gleichen Ak¬ 
tion der IG BAU in einem anderen 
Stadtteil teilgenommen: „Viele erzäh¬ 
len aus der eigenen Geschichte, von 
Verwandten oder Eltern.“ Die kleinen 
Gedenktafeln zu putzen, ist für sie po¬ 
litische Aufklärungsarbeit. 


Wie es die Bundesregierung ge¬ 
währleisten will, dass die ohnehin 
schon verwässerten Vorgaben über¬ 
haupt eingehalten werden, bleibt bis¬ 
her unklar. Auf Sanktionen oder Stra¬ 
fen hat sie verzichtet. Denn, so die Um¬ 
weltministerin, die Strategie sei kein 
Gesetz, sondern solle lediglich Orien¬ 
tierung für strategische Entscheidun¬ 
gen bieten. 

In besonderem Maße kritisieren 
Umweltverbände, dass der Kohleaus¬ 
stieg in den Plänen der Regierung kaum 
noch eine Rolle spielt. Stattdessen wird 
wieder versucht, Umweltschutz gegen 
den Erhalt von Arbeitsplätzen auszu¬ 
spielen. So heißt es: „Es muss vor al¬ 
lem gelingen, in den betroffenen Regi¬ 
onen konkrete Zukunftsperspektiven 
zu eröffnen, bevor konkrete Entschei¬ 
dungen für den schrittweisen Rückzug 
aus der Braunkohlenwirtschaft erfol¬ 
gen können“. Das hatte vor allem Wirt¬ 
schaftsminister und SPD-Chef Sigmar 
Gabriel durchgesetzt. Am Kohleaus¬ 
stieg gehe aber kein Weg mehr vorbei, 
argumentiert Weiger. „Die nächste 
Bundesregierung muss zuerst das Ende 
der Kohle einleiten, sozial verträglich, 
aber konsequent“, so der BUND-Vor- 
sitzende. 

Es sei zwar ein wichtiger Schritt ge¬ 
wesen, auch für die Sektoren Verkehr 
und Landwirtschaft Ziele zu definieren, 
aber diese müssten auch mit Maßnah¬ 
men unterlegt werden. Dort wird wohl 
auch in absehbarer Zeit nicht viel zu 
erwarten sein. Bei der Landwirtschaft 
habe sich Agrarminister Christian 
Schmidt für den größtmöglichen Still¬ 
stand eingesetzt. Der Minister müs¬ 
se endlich seinen Kopf aus dem Sand 
ziehen und wirksame Maßnahmen für 
mehr Klimaschutz auflegen, so Weiger. 
„Dringend erforderlich sind die deutli¬ 
che Reduzierung der Tierbestände, das 
Ende der Überdüngung und 20 Prozent 
Ökolandbau bis zum Jahr 2030.“ 

Ebenso im Verkehrssektor: Bisher 
sei hier kein Gramm Kohlendioxid ein¬ 
gespart worden, und im Flugverkehr 
wüchsen die Abgasmengen weiterhin 
enorm an. Der Schiffs- und Flugver¬ 
kehr müsste endlich mit strengen Kli¬ 
mazielen in die Pflicht genommen wer¬ 
den, fordert der BUND-Vorsitzende. 

Bernd Müller 


Einige Passanten loben die Ak¬ 
tion. An manchen Stolpersteinen, 
an denen die Gruppe vorbeikommt, 
stellt sie fest, dass schon jemand vor 
ihnen da war: Die Steine sind sauber, 
an manchen liegen Blumen oder ste¬ 
hen Lichter. Peter schätzt, dass etwa 
die Hälfte der Essener Stolpersteine 
an diesem Tag geputzt worden sind. 

In anderen Städten erinnerten 
Antifaschisten mit Mahnwachen, 
Veranstaltungen und Demonstrati¬ 
onen an den Jahrestag der Pogrom¬ 
nacht. In Stuttgart-Bad Cannstatt, 
dort, wo bis 1938 die Synagoge stand, 
sprach Heinz Hummler, der die Pog¬ 
romnacht selbst erlebt hat und DKP- 
Mitglied ist, auf der Kundgebung. Er 
kritisierte die offizielle Gedenkpoli¬ 
tik, die den Blick auf die Gefahren, 
die heute von rechten Kräften ausge¬ 
hen, verdecke. 

Wir sollen vergessen, wer die 
Kriege anzettelt und warum, sagte 
Hummler und nahm Bezug auf den 
Krieg des „Sultan“ Erdogan gegen die 
Kurden im Südosten der Türkei, der 
durch die Bundesregierung tatkräf¬ 
tig unterstützt wird. Hummler fass¬ 
te zusammen: „Kriege brechen nicht 
aus, sie werden gemacht.“ Er machte 
deutlich, worin für die Antifaschisten 
der aktuelle Inhalt des Gedenkens 
besteht: „Damals brannten die Syn¬ 
agogen, heute brennen Flüchtlings¬ 
heime.“ 

Hannes Schinder 


Passt gerade 

Trump macht es Berliner Politikern leichter die 
Aufrüstung zu planen 


Noch nie bemerkt 

Erinnern an die Pogromnacht: Stolpersteine reinigen 
in Essen-Steele 



„Zukunftsperspektiven" statt Kohleausstieg: Braunkohletagebau im Rhein-Kreis Neuss. 
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Gegen Erdogan - 
gegen die Bundesregierung 

Linkspartei und DKP fordern, deutsche Zusammenarbeit mit Erdogan einzustellen 



Wer bekommt die Informationen? Bundeswehrsoldat zeigt das Nachtsichtgerät für die deutschen Tornado-Piloten in Incirlik. 


I nfolge der Massenverhaftungen und 
-entlassungen und der brutalen Re¬ 
pression gegen Kurdinnen, Kurden 
und Linke fordert die Linkspartei, dass 
die deutsche Bundesregierung ihre Zu¬ 
sammenarbeit mit dem AKP-Regime 
einstellt. 

„Wer meint, mit einer Diktatur 
B eitrittsverhandlungen weiterführen 
zu müssen, ist entweder völlig naiv 
oder bereit, jedes Verbrechen der tür¬ 
kischen Regierung hinzunehmen. Das 
ist nichts anderes als eine moralische 
Bankrotterklärung. Bundesregierung 
und EU müssen mit diesem Wahnsinn 
endlich aufhören“, erklärt Sevim Dag- 
delen, Sprecherin für Internationale 
Beziehungen der Linksfraktion, an¬ 
lässlich des Türkeibesuches von Bun¬ 
desaußenminister Frank-Walter Stein¬ 
meier (SPD). Die Bundesregierung 
müsse endlich „ihre willfährige Un¬ 
terstützung für das demokratiefeind¬ 
liche Regime in der Türkei beenden“, 
forderte Dagdelen weiter. Angesichts 
des Umbaus der Türkei in einen isla- 
mistischen Unterdrückungsstaat, der 
sich unter der AKP zur Heimstatt des 
islamistischen Terrorismus für die gan¬ 
ze Region entwickelt habe, müssten die 
EU-Beitrittsgespräche mit der Türkei 
sofort gestoppt und die Visaliberalisie¬ 
rung auf Eis gelegt werden. Auch dürfe 
Erdogans Türkei nicht länger jährlich 
630 Millionen Euro als EU-Vorbei¬ 
trittshilfe bekommen. 

Dass die Bundesregierung tatsäch¬ 
lich klare Kante gegen Erdogan zei¬ 
gen wird gilt aber als unwahrschein¬ 
lich. So hatte der Bundestag erst kürz¬ 
lich die Ausweitung des gegen den 
selbsternannten „Islamischen Staat“ 
(IS) gerichteten Bundeswehreinsatzes 
beschlossen, zu dem auch die Statio¬ 
nierung von Soldaten auf dem türki¬ 
schen Armeestützpunkt im türkischen 
Incirlik gehört. Auch sollen deutsche 
Awacs-Aufklärungsflugzeuge Luftan¬ 
griffe gegen den IS in Syrien und im 
Irak unterstützen. Dass die Aufklä¬ 
rungsflugzeuge dabei auch Daten über 
kurdische Stellungen an die Türkei lie¬ 
fern, gilt dabei nicht als ausgeschlos¬ 
sen. Statt wie die EU Erdogans Krieg 
gegen die kurdische Bevölkerung in 


der Diktion Ankaras als , Antiterror¬ 
einsatz 4 zu verteidigen, müsse die Bun¬ 
desregierung die deutschen Rüstungs¬ 
exporte stoppen, die militärische Ko¬ 
operation mit der Türkei beenden und 
die deutschen Soldaten aus Incirlik 
abziehen, fordert daher die Linkspar¬ 
tei. Statt der geplanten Verlängerung 
und Ausweitung des Anti-IS-Einsatzes 
müsse die Bundeswehr sofort aus der 
Türkei abgezogen werden, forderte de¬ 


ren Bundestagsabgeordneter Alexan¬ 
der S. Neu. 

Ähnlich äußert sich auch der DKP- 
Vorsitzende Patrik Köbele. Er erinnert 
daran, dass auch in Deutschland kur¬ 
dische Aktivisten vor Gericht stünden, 
weil sie PKK-Funktionäre sein sollen. 
„Die PKK ist keine Terrororganisati¬ 
on, sie ist eine Kraft des Widerstands 
gegen Erdogan-Diktatur und IS-Ter- 
ror. Solidarität mit den Demokraten 


der Türkei und dem kurdischen Volk 
heißt für uns: Kampf gegen das PKK- 
Verbot, Kampf gegen die Flüchtlings¬ 
politik Merkels, Kampf gegen die 
Kriegspolitik der Bundesregierung, 
die den Krieg in Syrien weiter an¬ 
heizt. Die DKP ruft dazu auf, sich an 
den Aktionen zur Solidarität mit den 
Linken in der Türkei und der kurdi¬ 
schen Bewegung zu beteiligen“, stellt 
Köbele klar. 


Wohin die politische Reise Erdogans 
tatsächlich geht, wurde erst kürzlich er¬ 
neut deutlich. So berichteten mehre¬ 
re Menschenrechtsorganisationen wie 
etwa Amnesty International über Folter 
und Misshandlungen von Gefangenen in 
der Türkei. All das ficht die Bundesre¬ 
gierung jedoch nicht an. Bei deutschen 
Rüstungsexporten ist die Türkei inzwi¬ 
schen von Platz 25 auf Platz 8 aufgestie¬ 
gen. „Damit wird klar, dass Erdogan sei¬ 
nen schmutzigen Krieg gegen die Kur¬ 
den auch mit deutschen Waffen führt. 
Die Bundesregierung kann nicht einmal 
ausschließen, dass deutsche Exportwaf¬ 
fen an islamistische Terrormilizen in der 
Region weitergereicht werden“, kritisiert 
Sevim Dagdelen die Politik der Bundes¬ 
regierung. Markus Bernhardt 

Solidarität mit HDP- 
Abgeordneten 

Im Zuge der jüngsten staatlichen 
Repressionswelle gegen die demo¬ 
kratische Oppositionspartei HDP in 
der Türkei ist auch der Abgeordne¬ 
te Nihat Akdogan verhaftet wor¬ 
den, für den die Karlsruher Bun¬ 
destagsabgeordnete Karin Binder 
(Linkspartei) im Rahmen des Pro¬ 
gramms „Parlamentarier schützen 
Parlamentarier“ des Deutschen 
Bundestages eine Patenschaft 
übernommen hat. „Den verhafte¬ 
ten HDP-Abgeordneten gilt meine 
uneingeschränkte Solidarität. Ich 
kritisiere das Vorgehen des türki¬ 
schen Präsidenten Erdogan auf das 
Schärfste. Die weitgehende Untä¬ 
tigkeit der Bundesregierung in Be¬ 
zug auf die Menschenrechtsverlet¬ 
zungen und Verhaftungen in der 
Türkei muss ein Ende haben“, for¬ 
dert Binder. Die Bundestagsabge¬ 
ordnete spricht sich außerdem da¬ 
für aus, die Bundeswehr sofort aus 
der Türkei abzuziehen und sämtli¬ 
che Waffenlieferungen zu stoppen. 
Auch die EU-Beitrittsverhandlun- 
gen mit Erdogans Türkei und die 
Zahlung von Beitrittshilfen an An¬ 
kara müssten beendet werden, so 
Binder weiter. 


Doch gemeinnützig 

Gericht klärt: Attac behält Steuervergünstigung 


Hans-Peter Brenner zum Grünen-Parteitag 

Die Jeans von Dieter Zetsche 


Das hessische Finanzgericht in Kas¬ 
sel hat dem dem globalisierungskriti¬ 
schen Verein attac in der vergangenen 
Woche die Gemeinnützigkeit wieder 
zuerkannt, die ihm zuvor vom Frank¬ 
furter Finanzamt aberkannt worden 
war. Das Finanzamt hatte behauptet, 
attac handle aufgrund seines politi¬ 
schen Engagement außerhalb der ge¬ 
meinnützigen Zwecke. Auch anderen 
Vereinen hatte das Finanzamt in der 
Vergangenheit die Gemeinnützigkeit 
entzogen. Betroffen war etwa auch der 
Verein Dona Carmen, in dem sich Pro¬ 
stituierte für ihre Rechte engagieren. 
Dabei war dem Verein seit 1998 von 
der Frankfurter Finanzbehörde mehr¬ 
fach die Gemeinnützigkeit bestätigt 
worden. „Nach 18 Jahren stellt man 
dann plötzlich fest, unsere Vereinssat¬ 
zung sei fehlerhaft 4 , kritisierte der Ver¬ 
ein. Dona Carmen erwartet nun, dass 
infolge des Kasseler Urteils auch die 
seit über einem Jahr bestehende Ab¬ 
erkennung der Gemeinnützigkeit des 
eigenen Vereins umgehend aufgeho¬ 
ben wird. Dona Carmen werde „seine 
legitimen gemeinnützigen Ziele einer 
rechtlichen Entdiskriminierung von 
Sexarbeit auch weiterhin mit politi¬ 
schen Mitteln verfolgen“, kündigte die 
Organisation an. 

Begrüßt wurde der Urteilsspruch 
auch von der Linkspartei: „Lange 
genug wurde die Tätigkeit einer ge¬ 
sellschaftlich wichtigen Organisation 


der Zivilgesellschaft wie attac durch 
die falsche Auslegung der Vorschrif¬ 
ten der Abgabenordnung behindert. 
Umso mehr freut es mich, dass die 
Klage von attac gegen die Entschei¬ 
dung des Finanzamtes, die Tätigkeit 
von attac in den Jahren 2010 bis 2012 
nicht als gemeinnützig anzuerkennen, 
zum Erfolg geführt hat“, erklärte Ri¬ 
chard Pitterle, steuerpolitischer Spre¬ 
cher der Linksfraktion im Bundestag. 
Für ihn sei „absolut unverständlich“, 
dass ausgerechnet attac betroffen war. 
„Wenn man sich das Sammelbecken 
der gemeinnützigen Organisationen 
mal ansieht, sollte man an ganz ande¬ 
rer Stelle stutzig werden, zum Beispiel 
bei der , Ordensgemeinschaft der Rit¬ 
terkreuzträger e.V 4 : Dort huldigt man 
Angehörigen der Wehrmacht und der 
Waffen-SS, die mit dem von Adolf Hit¬ 
ler verliehenen Ritterkreuz dekoriert 
wurden“, bemerkte Pitterle. Der Bun- 
destagsabgeordenete wies auch auf die 
„Deutsche Gesellschaft für Wehrtech¬ 
nik e.V“ hin. Das sei „ein Lobbyver¬ 
band, der die Interessen der deutschen 
Rüstungsindustrie vertritt und entspre¬ 
chende Kontakte zu politischen Ent¬ 
scheidungsträgern pflegt“. „Es ist eine 
Unverschämtheit, dass solche Organi¬ 
sationen von den Finanzämtern als ge¬ 
meinnützig anerkannt werden und so 
in den Genuss steuerlicher Privilegien 
kommen.“ 

mb 


Nein ich habe nicht prinzipiell etwas 
gegen meine Altersgefährten, nur weil 
sie aus damals jungen „68igern“ in der 
über großen Mehrheit zu wohlgesitte¬ 
ten, wohldotierten und braven Mittel¬ 
standsbürgern mit hohen Pensions- und 
Rentenansprüchen geworden sind. Im¬ 
merhin hat ja ein Joschka Fischer das 
wichtigste Erbe der „Jugend- und Stu¬ 
dentenrevolte“ auf seinem Kerbholz. 

Trugen früher alle einigermaßen in 
Amt und Würde gekommenen: Beam¬ 
te, Lehrer, Bankangestellte, Sachbear¬ 
beiter, Referatsleiter, Bundesminister, 
Vorstandsmitglieder und Aufsichtsräte 
den klassenlosen braven Schlips, so ist es 
doch Fischers und seiner Generation der 
Grünen historisches Verdienst, dass de¬ 
ren Kinder und Enkel das ebenso klas- 
senübergreifende und Klassengrenzen 
einreißende schlipslose Hemd mit (un-) 
passendem Jackett tragen. 

Wer will dann behaupten, dass die 
Grünen nicht „bleibende Werte“ ge¬ 
schaffen hätten?! 

Und wenn dann auf dem letzten Par¬ 
teitag in Münster der Vorstandschef ei¬ 
nes der bedeutendsten globalen Groß¬ 
konzerne, Daimler, ebenfalls schlipslos, 
in Jeans und „Sneakers“ auftritt und den 
Grünen von Kumpel zu Kumpel treuher¬ 
zig attestiert, dass ihre Forderung nach 
der „verpflichtenden“ Durchsetzung der 
E-Cars bei allen Neuzulassungen „im 


Prinzip“ auch die seine sei - über das 
eine oder andere Jährchen müsse und 
dürfe man unter Freunden ja wohl noch 
einen Dissens anmelden, das Jahr 2030 
sei ein bisschen verfrüht -, dann ist end¬ 
lich das erreicht, was die Gründergene¬ 
ration auf ihrem Parteitag in Karlsruhe 
im Jahre 1980 schon im Visier hatte: die 
Erringung der „Hegemoniefähigkeit“. 

Ich hatte seinerzeit das Vergnügen, 
für den MSB Spartakus über die bei¬ 
den ersten Parteitage der Grünen - also 
auch den folgenden Programmparteitag 
in Saarbrücken - zu berichten. Ich er¬ 
innere mich lebhaft an meine maoisti- 
schen Hamburger Ex-Genossen um Rai¬ 
ner Trampert und Thomas Ebermann 
vom damaligen K(H)B, die all ihre auf 
studentischen Teach-Ins und Vollver¬ 
sammlungen akkumulierte Routine und 
ihr Wissen ausspielten und mit Bravour 
diese Kongresse dominierten. 

Ich erinnere mich aber auch an ei¬ 
nen Ex-Genossen aus dem Hamburger 
MSB, mit dem ich von Karlsruhe mit 
dem Zug zurück gegen Norden fuhr. 
Er triumphierte - müde und etwas hei¬ 
ser. Jetzt sei auch für Linke, die mit der 
DKP nichts (mehr) am Hut haben woll¬ 
ten, klar: Die politische Linke werde mit 
den Grünen endlich aus der Verlierer¬ 
und Schmuddelecke rauskommen. 

Jetzt seien er und seine neuen Par¬ 
teifreunde endlich auch den Ballast von 


DDR, „Mauer“ und „Stalinismus“ los. 
Die politische Zukunft gehöre dieser 
neuen Partei. 

Zumindest in einem Punkt hat die¬ 
ser frühere Spartakus-Genosse Recht 
behalten. Auf dem Gebiet der Herren¬ 
mode haben die „Pflasterstrand“-Auto¬ 
ren und Leser von damals, denen kein 
Wort zu links, kein Antikommunismus 
zu scharf und keine revolutionäre Phrase 
zu blechern und hohl klang, tatsächlich 
dauerhaften Erfolg gehabt und damit 
die von ihnen (uns) damals so hochge¬ 
schätzte chinesische Kulturrevolution 
übertroffen. 

War in Maos China der blaue Ar¬ 
beitskittel mit Ballonmütze zeitweilig 
„das“ Erkennungszeichen für den wah¬ 
ren, auf die klassenlose Gesellschaft 
nicht von morgen, sondern von heute 
geeichten jungen „Revolutionär“, so ist 
es eben heute die Markenjeans mit dem 
Markenhemd - aber schlipslos. 

Das ist doch eine weitaus bedeuten¬ 
dere Frage als die kleine Aufgeregtheit 
darüber, dass die Grünen sich für die 
Wiedereinführung der Vermögenssteuer 
entschieden haben. Das hatten sie auch 
schon 2013 beschlossen und niemanden 
hat es gestört, weil seitens der Grünen 
mit diesem Beschluss niemand politisch 
gearbeitet hat. Es gab ja auch wesentlich 
Wichtigeres zu tun - nämlich „bella figu- 
ra“ zu machen. 
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Vorläufige Einigung 
in Venezuela 

Die venezolanische Regierung und die 
oppositionelle MUD haben sich auf ei¬ 
nen Fünf-Punkte-Plan geeinigt, der wei¬ 
tere Verhandlungen ermöglichen soll. 
Nach Angaben von „Venezuela Analy¬ 
sis“ wurde vereinbart, dass Regierung 
und Opposition „Zusammenarbeiten, um 
alle Formen der Sabotage, des Boykotts 
und der Angriffe gegen die venezolani¬ 
sche Wirtschaft zu bekämpfen“. Außer¬ 
dem sollen kurzfristig Maßnahmen erfol¬ 
gen, die die Versorgung mit Lebensmit¬ 
teln und Medizin gewährleisten. 

Beide Seiten stimmten einer Rei¬ 
he von Vorhaben zu, um die Koopera¬ 
tion zwischen Öffentlichem und Priva¬ 
tem Sektor zu verbessern, um die Be¬ 
schaffung und Verteilung von Waren zu 
„überwachen, zu besteuern und zu kon¬ 
trollieren“. 

Es ist das erste Mal, dass die Koali¬ 
tion oppositioneller Gruppen der MUD 
offiziell in einer Stellungnahme zugibt, 
dass Venezuela Opfer eines Wirtschafts¬ 
boykotts ist. 

Streik in Chile 

In Santiago de Chile ist wegen eines fast 
zwei Wochen anhaltenden Streiks der 
öffentlichen Bediensteten der Gesund¬ 
heitsnotstand ausgerufen worden. In den 
Hospitälern im ganzen Land werden nur 
Notfälle behandelt. An den Grenzüber¬ 
gängen stauen sich hunderte Lastwagen, 
die von den streikenden Zollbeamten 
nicht abgefertigt werden. 

Wahl in Bulgarien 

In Bulgarien wurde am 13. Novem¬ 
ber General Rumen Radev im zweiten 
Durchgang von mehr als 58 Prozent der 
Wahlbeteiligten zum Präsidenten des 
Landes gewählt. Radew, der frühere Be¬ 
fehlshaber der Luftstreitkräfte, trat als 
Bewerber der oppositionellen Sozialis¬ 
ten an. Er steht für die traditionell en¬ 
gen Beziehungen Bulgariens zu Russland 
und die Aufhebung der EU-Sanktionen 
gegen Russland. Andererseits versprach 
Radew, alle Verpflichtungen Bulgariens 
gegenüber der NATO und der EU ein¬ 
zuhalten. 

Sein Konkurrent und Kandidat der 
Regierungskoalition erhielt 35 Prozent. 
Rund 7 Prozent der Wahlbeteiligten 
sprachen sich „gegen alle“ aus. Der bis¬ 
herige Ministerpräsident trat aus diesem 
Anlass zurück. Eine neue Regierung un¬ 
ter Führung der Sozialisten wird erwar¬ 
tet. 

Anschlag auf deutsches 
Generalkonsulat 

Nach einem Anschlag auf das deutsche 
Generalkonsulat in Masar-i-Scharif hat 
die Bundeswehr in der nordafghanischen 
Stadt zwei Motorradfahrer erschossen. 
Zuvor waren bei einem Angriff von Ta¬ 
liban auf das Konsulat mindestens vier 
Menschen getötet und 128 verletzt wor¬ 
den. 

Der Sprecher des Gouverneurs der 
nordafghanischen Provinz, Munir Far- 
had, sagte, dass die beiden getöteten 
Motorradfahrer Zivilisten gewesen sei¬ 
en und nicht, wie von den deutschen Sol¬ 
daten angenommen, weitere Taliban-An¬ 
greifer. Der Leiter des größten Kranken¬ 
hauses der Stadt, Nur Mohammed Fais, 
sagte, die beiden seien Angestellte eines 
Restaurants gewesen. 

Bei dem Anschlag am Donnerstag 
letzter Woche kam auch einer der At¬ 
tentäter ums Leben. Nach Krankenhaus- 
Angaben wurden mindestens 128 Men¬ 
schen verletzt, darunter auch 19 Frauen 
und 38 Kinder. Die Taliban hatten sich 
noch in der Nacht zu dem Anschlag 
bekannt. Sie werfen Deutschland eine 
Mitschuld an einem USA-Luftangriff in 
Kundus in der Nacht des 3. November 
vor, bei dem auch mindestens 30 Zivilis¬ 
ten - darunter viele Kinder und Frauen - 
getötet wurden. 

Mehr Kuba-Touristen 

Im ersten Halbjahr stieg die Zahl der 
Touristen in Kuba um 11,8 Prozent auf 
2,1 Millionen. Die meisten Touristen 
kamen aus Kanada, gefolgt von US- 
Bürgern und in den USA lebenden Ku¬ 
banern. US-Bürger müssen noch im¬ 
mer religiöse, kulturelle oder akademi¬ 
sche Gründe für einen Besuch in Kuba 
geltend machen. Bis 2030 sollen über 
100 000 neue Hotelzimmer entstehen. 


Hinter dem Skandal 

Demonstranten in Südkorea fordern Absetzung der Präsidentin Park 


P roteste gegen die rechtskonservati¬ 
ve Regierung erschüttern die kore¬ 
anische Halbinsel. Am 12. Novem¬ 
ber gingen eine Million Demonstranten 
in Seoul, der Hauptstadt Südkoreas, auf 
die Straße. An der Demonstration nah¬ 
men Schülerinnen und Schüler, Bauern, 
Gewerkschafter, streikende Eisenbahn¬ 
arbeiter, Studierende, die in den Studen¬ 
tenstreik getreten waren, u.a. teil. Die 
Zustimmungswerte der Präsidentin 
Park sind auf 5 Prozent gesunken. Sie 
ist damit die unbeliebteste Präsidentin 
in der südkoreanischen Geschichte. Die 
politische Legitimation der Regierung 
Park Geun-Hyes ist damit gebrochen, 
das Staatssystem funktioniert nicht 
mehr. 

Auslöser der Proteste war ein Skan¬ 
dal um eine Vertraute und langjährige 
Freundin der Präsidentin: Choi Soon- 
Sil. Ihr wird vorgeworfen, maßgeblichen 
Einfluss auf die Regierungsgeschäfte 
genommen zu haben. Obwohl sie kein 
politisches Amt innehat, soll sie außer¬ 
dem die Präsidentin in politischen Fra¬ 
gen beraten und ihre Reden überprüft 
sowie Zugang zu geheimen Regierungs¬ 
dokumenten aus dem Präsidentenamt 
erhalten haben. Ihre Beziehungen zur 
Präsidentin nutze sie angeblich, um von 
südkoreanischen Unternehmen wie 
Samsung mehr als 60 Millionen Euro 
für ihre Stiftungen zu erpressen. 

Aber dieser jetzt enthüllte Skandal 
ist nur die Spitze des Eisbergs. Kapitalis¬ 
ten investieren nichts ohne Aussicht auf 
Profite. Ohne eine Gegenleistung spen¬ 
den sie kein Geld. Kernpunkt des Skan¬ 
dals sind schwarze Geschäfte zwischen 
Großunternehmen und der Regierung, 
die Choi vermittelt hat. 

Linke Zeitungen richten ihr Augen¬ 
merk darauf, dass Maßnahmen zur Ar¬ 
beitsrechtsreform - welche die Locke¬ 
rung des Kündigungsschutzes und die 
Einführung des Leistungslohns enthal¬ 
ten - nach den Spendenzahlungen durch 
Unternehmen massiv vorangetrieben 
worden sind. Präsidentin Park besuch¬ 


te damals das Parlament und verlangte 
bei dieser Gelegenheit einen sofortigen 
Beschluss des Reformgesetzes. Sie sam¬ 
melte sogar Unterschriften, um das Par¬ 
lament unter Druck zu setzen. Weitere 
Enthüllungen betreffen die nationale 
Rentenkasse. Diese hatte im Unterneh¬ 
mens-Machtkampf den Sohn des Chefs 
von Samsung, Lee Jae-Yong, verteidigt. 
Diese Intervention war entscheidend 
für die Regelung der Nachfolge des Pa¬ 
triarchen Lee Kun Hee bei Samsung. 


Wie konnte eine Vertraute der Prä¬ 
sidentin in einem hochentwickelten ka¬ 
pitalistischen Staat so große Macht ha¬ 
ben? 

Bis in die 1980er Jahre war Südko¬ 
rea eine Militärdiktatur. Damals hatten 
die Machthaber absolute Kontrolle in 
allen politischen und wirtschaftlichen 
Bereichen, auch über Unternehmen. 
In dieser Ära verfügten Verwandte der 


Machthaber und Funktionäre des Un¬ 
terdrückungsapparates über riesigen 
Einfluss. 

Erst nach der Liberalisierungswelle 
in den 90er Jahren änderte sich die Lage 
allmählich. Einige große Unternehmen 
warben seitdem um ausländische In¬ 
vestoren, wurden dadurch zu globalen 
Konzernen entwickelt. Ein typisches 
Beispiel dafür ist der Elektro-Gigant 
Samsung. Konzerne förderten politische 
und wirtschaftliche Eliten, brachten sie 


in relevante Ämter. Diese Eliten wer¬ 
den nach ihren Förderern „Samsung- 
Stipendiaten“ „Hyundai-Stipendiaten“ 
usw. genannt. Konzerne brachten mit 
Hilfe dieser „Stipendiaten“ die Regie¬ 
rung unter ihre Kontrolle. Von beiden 
liberalen Regierungen bis zur früheren 
rechtskonservativen Regierung von Lee 
Myung-Baks spielten sie eine relevante 
Rolle. 


Aber diese Lage änderte sich mit der 
Amtszeit von Präsidentin Park drama¬ 
tisch. Sie ist durch die Unterstützung des 
Geheimdienstes und dessen politische 
Manöver an die Macht gekommen. Seit 
dem Amtsantritt Parks traten vormals 
obsolete Personen aus der Ära des Mi¬ 
litärdiktators an die Stelle der während 
der Liberalisierungsphase gewachse¬ 
nen neuen Eliten. Choi Soon-sil ist eine 
dieser obsoleten Figuren. Unternehmen, 
deren „Stipendiaten“ aus dem Präsiden¬ 


tenamt entlassen wurden, mussten mit 
Personen wie Choi Kontakt pflegen, um 
ihre Interessen durchsetzen zu können. 

Das ist der wahre Charakter des ge¬ 
genwärtigen Skandals: Choi Soon-Sil ist 
hier nur ein Beispiel für die Demonta¬ 
ge des Herrschaftssystems, sie zeigt auf, 
dass der Weg, den die herrschende Klas¬ 
se geht, eine Sackgasse ist. 

Choi Hoyhun 



Austerität und Unterdrückung im Sudan 

KP bleibt „Nationalem Dialog“ fern 


Die Republik Sudan kommt nicht zur 
Ruhe. Die Ökonomie und die öffentli¬ 
che Verwaltung hat kaum die Abtren¬ 
nung des ölreichen Südens im Jahre 2011 
verarbeitet - Millionen von Arbeitskräf¬ 
ten waren in den Süden umgezogen -, 
schon galt es das geschrumpfte Land zu 
befrieden. Der andauernde Bürgerkrieg 
in Süd-Sudan verhinderte bis heute, dass 
die auf 5 Millionen geschätzten Binnen¬ 
flüchtlinge wieder in den Süden zurück¬ 
kehren konnten. Konflikte zwischen wan¬ 
dernden Viehzüchtern und Ackerbauern 
wie in Darfour oder christlich motivier¬ 
tes Aufbegehren gegen die islamischen 
Herrschaften wie im Osten des Landes 
sind noch nicht überwunden. Die offizi¬ 
ell mit der Vermittlung betraute Afrika¬ 
nische Union hat im August dieses Jahres 
den verschiedenen Bewegungen und Op¬ 
positionskräften eine „Peace-roadmap“ 
aufgedrückt; im „Nationalen Dialog“ sol¬ 
len eine neue Verfassung ausgearbeitet, 
die staatliche Verwaltungsstruktur refor¬ 
miert und die Macht des Geheimdiens¬ 
tes NISS eingedampft werden. Allerdings 
wies die Regierung bislang jegliche Vor¬ 
schläge dieser Art zurück. 

Die Sudanesische Kommunistische 
Partei (SCP) hat auf ihrem 7. Kongress be¬ 
schlossen, diesem Dialog fernzubleiben, 
weil es keine Garantien gebe, „die For¬ 
derungen des Dialogs auch zu verwirkli¬ 
chen, eine friedliche Machtübertragung 
und eine demokratische Transformation 
eingeschlossen“. 

Bereits im Mai brachte die Regierung 
Studentenproteste gegen die Privatisie¬ 
rung der Universität von Khartum bru¬ 
tal zum Schweigen, zwei Studenten wur¬ 
den auf Demos erschossen. Anschließend 
verwies man 17 Studenten von der Uni, 
acht von ihnen wurden vom Geheim¬ 
dienst verhaftet und 40 Tage ohne Kon¬ 


takt zu Anwalt und Familie in „Untersu¬ 
chungshaft“ genommen. Erst nach Pro¬ 
testen ließ man sie Ende Juli frei - ein 
offensichtlicher Verstoß gegen die Über¬ 
gangsverfassung von 2010. 

Die offizielle Arbeitslosenquote lag 
im Sudan 2015 bei 21,6 Prozent - wie 
in Südafrika ist die Hälfte der jungen 
Leute ohne Job - und die Inflationsrate 
sank zwar von 16,9 Prozent 2015 auf 13 
Prozent 2016, ist aber dennoch schmerz¬ 
lich hoch. Dazu kommt der Kursverfall 
des Sudanesischen Pfundes auf dem 
Schwarzmarkt. Auch wenn das Brut¬ 
tosozialprodukt 2015 um 3 Prozent ge¬ 
wachsen ist, fürs Jahr 2016 3,7 Prozent 
und 2017 4 Prozent erwartet werden, lei¬ 
det die Wirtschaft unter dem Verfall der 
Rohstoffpreise, insbesondere des Ölprei¬ 
ses. Die Abhängigkeit der sudanesischen 
Ökonomie von China ist deutlich: Der 
Export geht zu 70,4 Prozent nach China 
(Erdöl) und von dort werden 21,7 Pro¬ 
zent des Gesamtimports bezogen. 

Entsprechend den Empfehlungen der 
Weltbank setzt die Regierung von Präsi¬ 
dent al-Bashir auf eine „neue Wirtschafts¬ 
politik“ - die so neu nicht ist -, um zu¬ 
mindest offiziell die Inflation und den Fall 
des Währungskurses zu bekämpfen. Dazu 
werden die Preissubventionen für Strom, 
Diesel und Medikamente gestrichen, was 
schon im September 2013 eine Welle von 
Massendemonstrationen provozierte und 
etwa 200 Menschen das Leben kostete. 
Inwieweit die Finanzierung der zwei ge¬ 
planten und von China zu errichtenden 
600-Megawatt-Atomkraftwerke mit die¬ 
ser Austeritätspolitik zusammenhängt, 
lässt sich nicht sagen. „Radio Tamazuj“ 
meldete am 7. November jedenfalls dras¬ 
tische Preiserhöhungen für Waren und 
Diesel (fast 50 Prozent) im Bundesstaat 
Süd-Kurdufan. Der Radiosender berich¬ 


tet auch, dass bei Kaduqli 3 000 Solda¬ 
ten zusammengezogen wurden und diese 
Kräfte noch verstärkt werden. 

Der Widerstand gegen diese unsozi¬ 
alen Maßnahmen soll also offensichtlich 
militärisch niedergeschlagen werden. In¬ 
nenminister al-Abdin sagte jedenfalls, er 
sei „bereit für die schlimmsten Szenarien.“ 

Am 3. November meldete der Fern¬ 
seh- und Radiosender „dabanga“ die Ver¬ 
haftung und Folterung des Politischen 
Sekretärs der SCP, Masood Mohamed 
Hassan, und eines Mitglieds des Polit¬ 
büros, Muhi al-Din Al-Jallad, durch den 
Geheimdienst NISS. Neun Funktionäre 
der Sudanesischen Kongresspartei wur- 


Die syrische Armee hatte Ende Juli die 
terroristischen Organisationen im Ost¬ 
teil von Aleppo vollständig von ihrem 
Nachschub abgeschlossen. Seitdem hat¬ 
ten die Dschihadisten im Westen von 
Aleppo versucht, den Ring um den Ost¬ 
teil der Stadt zu durchbrechen - erfolg¬ 
los. Trotz aller Bemühungen und obwohl 
sie Kämpfer aus anderen Gebieten abge¬ 
zogen hatten, gelangen ihnen lediglich 
Fortschritte in einzelnen Gebieten. Bis 
auf eine kurze Zeitspanne im Sommer 
konnten sie den Ring der syrischen Ar¬ 
mee nicht durchbrechen. 

In den letzten zwei Wochen gelang 
es umgekehrt der syrischen Armee, ihre 
Positionen wieder auszuweiten. Das 
ist vor allem deshalb wichtig, um die 
Dschihadisten daran zu hindern, den 
Westteil der Stadt weiterhin zu bom¬ 
bardieren. 


den ebenfalls verhaftet. Die Partei drohte 
damit, sich aus dem „Nationalen Dialog“ 
zurückzuziehen. Die Sudanesische Kom¬ 
munistische Partei rief - wie auch andere 
Oppositionsparteien - zum zivilen Unge¬ 
horsam gegen die repressive Austeritäts¬ 
politik auf. In einem von der Tageszeitung 
„Sudan Tribüne“ am 9. November veröf¬ 
fentlichen Statement wird die Eskalati¬ 
on verschiedener Formen des täglichen 
Widerstands angekündigt, die einzige 
Lösung sei die Absetzung der Regierung. 
Für die oppositionelle „United People’s 
Front for Liberation and Justice“ ist „die 
Zeit für die Revolution gekommen“. 

Georges Hallermayer 


Es geht um kleinräumige Fortschrit¬ 
te - den Kampf um einzelne Wohnblocks 
und Stadtviertel. Gegen alle Angriffe und 
auch gegen den wiederholten Einsatz 
chemischer Waffen gegen Soldaten und 
Zivilisten, den russische Spezialisten be¬ 
stätigten, konnte die syrische Armee ihre 
Positionen ausbauen. 

Mit einer Mischung aus Verhandlungen 
und militärischem Druck, mit dem Verspre¬ 
chen auf freien Abzug und der Androhung 
einer Offensive versucht die Armee die 
Dschihadisten aus Aleppo zu vertreiben. 

Für die USA und die Türkei ist Alep¬ 
po nicht mehr erreichbar. Der Angriff auf 
al-Raqqa durch kurdische Truppen und 
ihre US-Berater, unterstützt von US- 
Luftangriffen, dient damit nicht nur dem 
Kampf gegen IS. Es ist auch der Versuch 
der USA, Einfluss im Lande zu erhalten. 

Manfred Ziegler 


Kampf um Wohnblocks 

Syrische Armee hält militärischen Druck aufrecht 
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Schnäppchen für Erdogans Freunde 

Türkischer Präsident enteignet tausende Unternehmen und sichert so seine Macht 



U nbeeindruckt von internationa¬ 
ler Kritik hält der türkische Prä¬ 
sident Erdogan an seinem Re¬ 
pressionskurs fest. Nach der Verhaftung 
des Chefredakteurs der renommier¬ 
ten Oppositionszeitung „Cumhuriyet“ 
und weiterer führender Redakteure ist 
mittlerweile auch der Herausgeber des 
Blattes in Haft gekommen. Akin Ata- 
lay ist direkt am Atatürk-Flughafen in 
Istanbul abgeführt worden, als er dort 
aus Deutschland eintraf. 

Wie die türkische Journalistenver¬ 
einigung TGC meldet, sind seit dem 
Putschversuch am 15. Juli 170 türkische 
Medien geschlossen und 105 Journalis¬ 
ten festgenommen worden. 777 Presse¬ 
ausweise wurden für ungültig erklärt. 
Vor allem die „Cumhuriyet“-Macher 
sind dem autoritären Präsidenten ein 
Dorn im Auge, war es doch diese Zei¬ 
tung, die über immer neue Korrupti¬ 
onsaffären des Erdogan-Clans berich¬ 
tet sowie illegale Ölgeschäfte mit dem 
sogenannten „Islamischen Staat“ und 
Waffenlieferungen des türkischen Ge¬ 
heimdienstes MIT an islamistische Ter¬ 
rorgruppen in Syrien enthüllt hatte. In 
einer Wutrede im Fernsehen hatte der 
türkische Staatschef im vergangenen 
Jahr den verantwortlichen Redakteu¬ 
ren eine gnadenlose Verfolgung ange¬ 
droht - konkret dem damaligen Chef¬ 
redakteur Can Dündar und dem Bü¬ 
roleiter in Ankara, Erdern Gül. Beide 
wurden mittlerweile zu mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt. Das Berufungs¬ 
verfahren läuft noch, Dündar selbst lebt 
im deutschen Exil. 

Im Zuge des Gegenputsches zur 
Errichtung eines auf Erdogan und sei¬ 
ne islamistische AKP zugeschnittenen 
Führerstaates sind mittlerweile 35 000 
Menschen verhaftet worden. Zehntau¬ 
sende weitere wurden ohne Verfahren 
aus dem Staatsdienst entlassen, allen 
voran Lehrer, Staatsanwälte, Richter 
und Armeeangehörige. Während der 
große Coup gegen Andersdenkende, 
kritische Journalisten und die politische 
Opposition, an erster Stelle die prokur¬ 
dische HDP, mittlerweile aber auch die 
sozialdemokratische CHP, international 
immerhin noch für Schlagzeilen sor¬ 
gen, findet das Bereichungsprogramm 
Erdogans kaum Erwähnung. Still und 
leise sind in der Türkei seit Mitte Juli 
per Notstandsdekret Tausende Fir¬ 
men mutmaßlicher Gülen-Anhänger 
enteignet, verstaatlicht oder verkauft 
worden, ist aus der „Stuttgarter Zei¬ 
tung“ (28. Oktober 2016) zu erfahren. 
„Erdogan und seine AKP füllen sich 
so die Kassen“, so die Schlussfolgerung. 
Bei der staatlicherseits durchgeführten 


„Umverteilung“ geht es um gewaltige 
Summen. Laut dem Berliner „Tages¬ 
spiegel“ (25.10.16) hat das Erdogan- 
Regime seit dem gescheiterten Putsch 
Geld, Grundstücke und Unternehmen 
im Wert von Hunderten Millionen Euro 
verstaatlicht. Das so gewonnene „Ver¬ 
mögen schafft politische Macht“. 

Nachdem die Regierung in Ankara 
am 1. September eine entsprechende 
Anordnung erlassen hat, wurden rund 
300 Unternehmen durch die türkische 
Bankenaufsichtsbehörde übernommen. 
Erdogans Notstandsdekret ist so weit¬ 
reichend, dass Firmen, denen Unter¬ 
stützung des Predigers Fethullah Gü¬ 
len - einem langjährigen Weggefähr¬ 
ten des Präsidenten, der aber für den 
Putschversuch im Juli verantwortlich 
sein soll - vorgeworfen wird, nach Be¬ 
lieben verkauft oder liquidiert werden 
können. Rechtsmittel dagegen gibt es 
nicht - es herrscht ja weiter Ausnahme¬ 
zustand. Der Erlös fließt offiziell in die 
Staatskasse. 

Erdogan stellt das Rechtsstaatsprin¬ 
zip auf den Kopf: Nur wenn der enteig- 
nete Unternehmer irgendwann einmal 


seine Unschuld beweisen kann, soll er 
daran beteiligt werden, „doch damit 
ist angesichts des Vorgehens der Justiz 
kaum zu rechnen“, so der „Tagesspie¬ 
gel“. Auf mindestens zwölf Milliarden 
Euro wird der Wert der Unternehmen 
geschätzt, die der Bankenaufsicht allein 
im September und Oktober überschrie¬ 
ben wurden. 

Insgesamt 4 482 Firmen und Insti¬ 
tutionen sind seit dem gescheiterten 
Putschversuch verstaatlicht worden, 
erklärte der türkische Finanzminister 
Naci Agbal in der mittlerweile regie¬ 
rungsnahen Zeitung „Sabah“. Dazu ge¬ 
hören 35 Kliniken und Krankenhäuser, 
2 380 Privatschulen und 709 Nachhilfe¬ 
schulen, 1156 Vereinsheime, 15 Univer¬ 
sitäten, 31 Gewerkschaftssitze, 64 Sen¬ 
der und 92 Zeitungen. Deren Gebäude 
und Grundstücke wurden dem Staat 
überschrieben, zusammen 7,2 Millionen 
Quadratmeter. Darüber hinaus wurden 
Bargeld und Wertpapiere im Wert von 
fast 150 Millionen Euro beschlagnahmt, 
nicht mitgerechnet das Privatvermögen 
inhaftierter Staatsanwälte und Richter. 
Erdogans Finanzminister Agbal tönt: 


„Damit wird dem Volk zurückgegeben, 
was dem Volk genommen worden ist.“ 
Die Argumentation ist insofern beacht¬ 
lich, als es doch gerade die AKP-Re- 
gierung und Erdogan waren, die in den 
vergangenen Jahren gegen den „Etatis¬ 
mus“ gewettert und ein weitreichendes 
Privatisierungsprogramm vorangetrie¬ 
ben hatten. 

Die von Enteignung betroffenen 
Unternehmen, darunter der Boydak- 
Konzern und die Kaynak-Gruppe, ge¬ 
hen denn auch davon aus, dass sich „nun 
Freunde der Regierungspartei AKP auf 
gute Schnäppchen und Sonderkonditi¬ 
onen beim Kauf traditionsreicher Fir¬ 
men freuen können“ („Tagesspiegel“). 
Mit dem so zusammengeklauten Geld 
sichert sich der starke Mann am Bos¬ 
porus letztlich Gefolgschaft zur Errich¬ 
tung des Präsidialsystems, mit dem die 
Macht vollkommen auf seine Person 
und Partei konzentriert wird. Eine Ge¬ 
folgschaft, die am Ende weit über per¬ 
sönliche Profiteure hinausreicht. Und 
weil es kaum noch kritische Pressehäu¬ 
ser gibt, regt sich kein Widerspruch. 

Rüdiger Göbel 


Nach der US-Wahl 

Angst vor Trump stärkt die EU mei¬ 
nen Juncker, von der Leyen und Brok 

Jean-Claude Juncker, Präsident der Euro¬ 
päischen Kommission 
„(D)ie Amerikaner, denen wir viel ver¬ 
danken, [...], die werden nicht auf Dau¬ 
er für die Sicherheit der Europäer sor¬ 
gen. Das müssen wir schon selbst tun, 
und deshalb brauchen wir einen neuen 
Anlauf in Sachen Europäische Verteidi¬ 
gungsunion, bis hin zu dem langfristigen 
Ziel der Einrichtung einer europäischen 
Armee. Dies ist die Zukunftsmusik und 
die spielt schon, nur viele Europäer hö¬ 
ren sie noch nicht. Sicherheit hat viele 
Aspekte, ist pluri-dimensional, muss plu- 
ri-dimensional sein in einer Zeit, in der 
Europa es mit einer Polykrise zu tun hat, 
die die Sicherheit betrifft und die auch 
unsere wirtschaftliche und soziale Lage 
betrifft.“ 

Ursula von der Leyen, Kriegsministerin 
„Klar ist, dass wir Europäer der neuen 
US-Administration werden darlegen 
müssen, dass wir für die gemeinsame Si¬ 
cherheit relevant sind und sein wollen. 
Hier ist durchaus Nachholbedarf. Zwar 
verfügt Europa über großen wirtschaft¬ 
lichen und kulturellen Einfluss. Aber auf 
dem Feld der Sicherheit sind wir bei Wei¬ 
tem noch nicht so handlungs- und ent¬ 
scheidungsfähig, wie wir sein könnten. 
[...] 

Die Nato kann sich nicht um alle As¬ 
pekte unserer Sicherheit kümmern. Wir 
müssen mehr Verantwortung für die Pro¬ 
bleme in unserer unmittelbaren Umge¬ 
bung übernehmen. Ein Blick auf Afrika 
zeigt uns dies deutlich: Die Bevölkerung 
auf unserem Nachbarkontinent wächst 
rasant. Doch die wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung hält damit keineswegs Schritt. 
Kampf um Arbeit, Nahrung, Wasser ist 
vorprogrammiert. [...] 

Wir haben als Europa eigentlich bes¬ 
te Voraussetzungen, um wesentlich mehr 
Effizienz zu entwickeln. Die Europäische 
Union kann traditionell auf einen breiten 
wirtschaftlichen und humanitären Instru¬ 
mentenkasten zurückgreifen. Aber ihre 
militärischen Fähigkeiten sind schwach 
und wenig strukturiert. Damit schaffen 
wir es nicht, unsere eigentliche Stärke, 
das wirksame Bündeln ziviler und mili¬ 
tärischer Maßnahmen, voll zur Geltung 
zu bringen - und zwar nicht in Konkur¬ 
renz, sondern in Ergänzung zur Nato.“ 

Elmar Brok, Vorsitzender des Auswärti¬ 
gen Ausschusses des EU-Parlaments: 
„Die globale Ordnung wird sich durch 
dieses Wahlergebnis dramatisch verän¬ 
dern“. „Josef Stalin war der erste Einiger 
Europas [...] Donald Trump hat in gewis¬ 
ser Weise die Chance, der zweite zu wer¬ 
den. [...] Angst kann zu Einigung führen, 
und in diesem Fall ist es die Angst davor, 
dass Amerika nicht mehr da ist.“ 


Der bessere Oligarch 

Moldawien hat gewählt - KP boykottierte Präsidentschaftswahl 



Der neu gewählte Präsident Moldawiens: Igor Dodon 


Am 13. November 2016 wurde in Mol¬ 
dawien (Republik Moldova) der zwei¬ 
te Durchgang zur Präsidentschaftswahl 
durchgeführt. Im ersten Durchgang 
hatte keiner der neun angetretenen 
Kandidaten eine Mehrheit von 50 Pro¬ 
zent plus eine Stimme erreichen kön¬ 
nen. 

Mit 52,4 Prozent der abgegebenen 
Stimmen gewann Igor Dodon die Wahl, 
die Beteiligung lag bei gut 53 Prozent. 
Igor Dodon ist Vorsitzender der Partei 
der Sozialisten (PSRM), war Außenmi¬ 
nister für Handel und Wirtschaft, Minis¬ 
ter für Handel und Wirtschaft, stellver¬ 
tretender Premierminister und Mitglied 
der Kommunistischen Partei, die er im 
November 2011 verließ. 

Die Kommunistische Partei Mol¬ 
dovas hatte die Wahlen zum Präsi¬ 
dentenamt boykottiert. Sie begründet 
diesen Schritt mit politischen und ju¬ 
ristischen Manipulationen, die gegen 
die Verfassung verstießen. Auf Druck 
der regierenden Oligarchen hatte das 
Verfassungsgericht am 4. März 2016 
kurzfristig die Rückkehr zur Direkt¬ 
wahl des Präsidenten beschlossen. 
Nach 1996 wurde der Präsident mit 


drei Fünfteln der Parlamentsabgeord¬ 
neten gewählt. 

Angesichts des politischen Kräf¬ 
teverhältnisses, des mangelnden po¬ 
litischen Willens der an der Wahl be¬ 
teiligten Parteien und der politischen 
Impotenz der Institution des Präsiden¬ 
tenamtes wird die politische, wirtschaft¬ 


liche und geistig-kulturelle Krise in dem 
von Armut und nationalen Gegensät¬ 
zen zerrissenen Land weiter bestehen. 

Eine der wichtigsten Ursachen ist 
die bestehende Macht der Oligarchen, 
die das gesamte politische System und 
seine Institutionen kontrolliert und de¬ 
formiert. Den Wählern blieb nur übrig, 


mit ihrer Stimme für den nach ihrer 
Meinung „besseren“ Oligarchen - und 
nicht für die eine oder andere inhaltli¬ 
che Alternative - zu stimmen. 

Die zum Teil erbitterten Kämpfe 
innerhalb dieser „Elite“ werden als 
Kampf um Demokratie dargestellt. 
Bei den Wahlen ging es - wie auch im 
laufenden Politikbetrieb - aber nicht 
um Demokratie, sondern lediglich um 
die Interessen einer kleinen Schicht 
von Unternehmern und Geschäfts¬ 
leuten. 

Der gewählte Staatspräsident 
verfügt über eine relativ breite Legi¬ 
timität, er hat aber - den politischen 
Willen vorausgesetzt - nicht die not¬ 
wendige Macht, um die Zustände zu 
verändern. Es ist damit zu rechnen, 
dass auch weiterhin einzelne Politiker 
die Fronten wechseln und neue Alli¬ 
anzen bilden werden, wenn dies ihnen 
Macht, Einfluss und Reichtum sichern 
sollte. Sehr wahrscheinlich ist ein wei¬ 
terer Machtkampf, eine gegenseitige 
Blockade würde die Wahrnehmung 
der Interessen des Volkes erschweren. 

Dies schafft günstige Bedingun¬ 
gen für die imperialistischen Mäch¬ 


te. Mit ihrer Politik der Einmischung, 
des ökonomischen und politischen 
Drucks und der Subversion gegen¬ 
über Moldawien wollen sie das Land 
als eine Pufferzone gegenüber Russ¬ 
land aufrecht erhalten. Probleme, die 
sie ausnützen können, gibt es zur Ge¬ 
nüge. 

Dazu gehört die Transnistrien-Fra- 
ge als ein zentraler innerer und inter¬ 
nationaler Konflikt. Es gibt sowohl 
in Moldawien als auch in der EU/ 
Deutschland und den USA Kräfte, 
die den Konflikt um Transnistrien - 
ein Gebiet jenseits des Dnestr, das 
sich zur selbständigen Republik er¬ 
klärt hat und auf dessen Territorium 
noch russische Truppen stationiert 
sind - für mögliche antirussische Ak¬ 
tionen aufrechterhalten und nutzen 
möchten. 

Weitere Probleme ergeben sich 
aus der Verwirklichung des Assozi¬ 
ierungsabkommens Moldawiens mit 
der EU sowie aus dem Schüren von 
Nationalismus und Russophobie. Das 
Hauptproblem bleibt alleridngs die 
ökonomische und politische Stabili¬ 
sierung des Landes. Anton Latzo 
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30000 demonstrieren gegen die 
Umgestaltung der Türkei zur Diktatur 


Vor allem Aleviten und Kurden de¬ 
monstrierten letzte Woche Samstag 
in Köln gegen die „in Entstehung be¬ 
findliche Diktatur“ in der Türkei. Der 
Vorsitzende der Alevitischen Union 
Europa, Hüseyin Mat, sieht die Tür¬ 
kei auf dem Weg zu einem „auf dem 
Fundament der türkisch-islamischen 
Synthese basierenden, rassistischen 
Staat“. „Unsere Solidarität gilt all den 
wunderbaren, mutigen Menschen, die 
sich nicht einschüchtern lassen und 
sich trotz der Widrigkeiten engagie¬ 
ren“, so Mat weiter. 

Konflikte gab es im Anschluss an 
die Demonstration um das Auftreten 
von kurdischen Jugendlichen, die mit 
Öcalan-Fahnen in die vorderen Rei¬ 
hen der Kundgebung gegangen wa¬ 
ren. 

Die Alevitische Gemeinde 
Deutschlands (AABF) als Hauptor¬ 
ganisator der Kölner Kundgebung kri¬ 
tisierte dieses „provozierende Auftre¬ 
ten“, dem die Polizei mit Kesseln und 
Pfeffersprayeinsatz begegnete. 

Gegenüber „junge Welt“ vertei¬ 
digte der Kovorsitzende des „Kon¬ 
gresses der kurdischen demokra¬ 
tischen Gesellschaft in Europa“ 
(KCD-E), Yüksel Koc das Auftreten 
der kurdischen Jugendlichen. Anhän¬ 
ger der kemalistischen Republika¬ 
nischen Volkspartei (CHP) könnten 
Bilder des Republikgründers Kemal 
Atatürk tragen und Kurden sähen in 
Öcalan ihren Repräsentanten. 

Prof. Dr. Frank Überall, der Bundes¬ 
vorsitzende des Deutschen Journalis¬ 
ten Verbands, forderte in seiner Rede 
internationale Solidarität: 

„Die Pressefreiheit in der Türkei hat 
Urlaub. Wobei eigentlich Präsident 


Erdogan derjenige ist, der sich Urlaub 
von der Pressefreiheit nimmt. Es sind 
die erholsamsten Wochen seines Poli¬ 
tikerlebens: Er nimmt sich frei von läs¬ 
tigen Fragen der Reporter, er nimmt 
sich frei von kritischen Berichten über 
seine Politik, er nimmt sich frei von 
kritischer Meinungsäußerung. Journa¬ 
listen werden mundtot gemacht. Viele 
der Kolleginnen und Kollegen, die ich 
vor einigen Monaten noch in der Tür¬ 
kei besucht habe, sind heute mund¬ 
tot. Schlimmer noch: Sie sind arbeits¬ 
los oder sie sitzen im Gefängnis. Weil 
sich Präsident Erdogan Urlaub von ih¬ 
nen nimmt. Urlaub von der Pressefrei¬ 
heit. Das darf nicht sein. Wir müssen 
international solidarisch zusammen 
stehen gegen diese Aushebelung von 
Grundrechten! Wir fordern: Erdogan, 
hol 4 die Pressefreiheit aus dem Urlaub 
zurück!“ 

Sevim Dagdelen, MdB der Partei „Die 
Linke“, forderte die Einstellungen aller 
Waffenlieferungen: 

„Wenn die Bundesregierung meint 
Erdogans Diktatur weiter mit tiefer 
Besorgnis begegnen zu können, wird 
sie Erdogan lediglich ermutigen, noch 
brutaler gegen Demokraten in der 
Türkei vorzugehen. Es ist jetzt die 
Zeit zum Handeln. Die Zeit zu reden 
ist vorbei. Wer weiter darauf setzt, mit 
einer Diktatur EU-BeitrittsVerhand¬ 
lungen führen zu müssen, spielt Er¬ 
dogan in die Hände. Die EU-Vorbei¬ 
trittshilfen sowie Beitrittsgespräche 
sind sofort zu stoppen. Die Waffen¬ 
lieferungen müssen unverzüglich ein¬ 
gestellt und die Bundeswehr aus der 
Türkei abgezogen werden. Kein Cent, 
keine Waffe und keine Soldaten für 
Erdogan.“ 
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Erinnerung an 
Roosevelts „New Deal" 

Einen Angriff des neuen Präsidenten Trump auf den Freihandel 
würde das Finanzkapital nicht tolerieren • Von Klaus Wagener 


Manfred Idler über das Verhältnis der Medien zu Donald Trump 

Abschwellende 
Pfaffe ngesän ge 


D onald Trump hat in seiner Sie¬ 
gesrede noch einmal angekün¬ 
digt: „Wir werden uns um un¬ 
sere sozialen Brennpunkte kümmern 
und unsere Straßen, Brücken, Tunnel, 
Flughäfen, Schulen und Krankenhäu¬ 
ser wiederaufbauen. Wir werden unsere 
Infrastruktur, die übrigens allen über¬ 
legen sein wird, wiederaufbauen. Und 
wir werden bei diesem Wiederaufbau 
Arbeitsplätze für Millionen von Men¬ 
schen schaffen.“ 

Das klingt nach FDR, Franklin De- 
lano Roosevelt, dem Präsidenten der 
USA in der Großen Depression und 
im II. Weltkrieg. FDR hatte mit einem 
großen Klassenkompromiss, dem „New 
Deal“, einem nationalen Investitions¬ 
und Aufbauprogramm, die Große Kri¬ 
se überwinden wollen. „Wir werden 
ein nationales Wachstums- und Er¬ 
neuerungsprojekt angehen“ so Trump, 
„ich werde die kreativen Talente un¬ 
seres Volkes nutzen, und wir werden 
an die besten Köpfe appellieren, ihr 
enormes Talent zum Wohle aller ein¬ 
zusetzen. (...) Wir haben einen groß¬ 
artigen Wirtschaftsplan. Wir werden 
unser Wachstum verdoppeln und die 
stärkste Wirtschaft auf der ganzen Welt 
haben.“ Marx zitiert im „achtzehnten 
Brumaire“ Hegels Satz, die Geschichte 
wiederhole sich. Zuerst also mit FDR, 
in der Tragödie des II. Weltkriegs, und 
nun mit Trump, in der Farce des US- 
amerikanischen Niedergangs? Jedes 
Zeitalter hat die Helden, die es ver¬ 
dient. 

Aber schon FDR’s „New Deal“ 
brachte die USA nicht wirklich aus 
der Krise heraus. Zur prosperieren¬ 
den, globalen Supermacht wurde 
sie erst mithilfe des Militärs und des 
staatsmonopolistischen Kriegskapita¬ 
lismus des II. Weltkriegs. Wie Wood- 
row Wilson 1917 hatte FDR 1941 dem 
Drängen des Finanzkapitals nachge¬ 
geben und die USA in das renditestar¬ 
ke große Schlachten geführt. Wieder 
steckt der Kapitalismus in einer tiefen 
Krise, wieder haben die Kriege um die 
Weltherrschaft längst begonnen. „Wir 
haben 6 Billionen Dollar im Mittle¬ 
ren Osten ausgegeben. Mit 6 Billio¬ 
nen könnten wir unser Land zweimal 
wiederaufbauen.“ Wir werden „uns mit 
allen anderen Nationen vertragen, die 
sich mit uns vertragen wollen.“ Sätze, 
wie diese von Donald Trump, schei¬ 
nen der Kriegspartei besonders sau¬ 
er aufzustoßen. Die Kanzlerin verlor 
derartig die Contenance, dass sie völ¬ 
lig ihren Vasallenstatus vergaß und 
auf einmal meinte dem US-Präsiden- 
ten Bedingungen zur Zusammenar¬ 
beit diktieren zu können. Das dürf¬ 
te bei künftigen Begegnungen etwas 
peinlich werden. Ihre Kriegsministe¬ 
rin trommelt derweil, „Germany first“, 
für die Erhöhung des Rüstungsetats. 
Wenn Trump keine Lust aufs Bomben 
hat, sie steht bereit. 

Die Börse bekam als erste die Kur¬ 
ve. Nachdem die Kurse kurz nach un¬ 
ten zuckten, besannen sich die Speku¬ 
lanten aufs Kerngeschäft. Dabei ist der 
Panikmodus nicht sonderlich hilfreich. 
Das Finanzkapital hofft auf Trumps 
„Make America great again“. Natür¬ 
lich sind Konjunkturprogramme den 
Neoliberalen ein Gräuel - es sei denn, 
andere bezahlen und der Profit stimmt. 

„Freihandel“ ist die Propaganda¬ 
formel für das globale Faustrecht der 
ökonomisch Starken, speziell des Fi¬ 
nanzkapitals. Ebenso wie der Klassen¬ 
kampf ist auch der Konkurrenzkampf 
zwischen den einzelnen Unternehmen, 
wie der zwischen ihren ideellen Ge¬ 
samtkapitalisten eine Art Kalter Krieg 
in Permanenz. Das gilt insbesondere, 
seitdem der Kapitalismus nach der 
Niederlage des Sozialismus alle Hem¬ 
mungen verloren hat. Während die Fi¬ 
nanzbranche an der Mehrwertproduk¬ 
tion in den globalen Wachstumsregio¬ 
nen bestens verdiente und diese Profite 


zu gigantischen Blasen hebelte, verkam 
die Realökonomie, zerbröselte die In¬ 
frastruktur, ersetzte das Prekariat den 
staatstragenden Mittelstand. Trump at¬ 
tackiert folgerichtig NAFTA,TTIP und 
TPP. Würde Trump damit ernst machen, 
würde er, wie schon FDR, mächtigen 
Gruppen des Finanzkapitals, ordentlich 
auf die Füße steigen? Die Frage ist, ob 
er könnte, wenn er wollte. 

Trumps „Programmatik“ ist mit 
der bisherigen Praxis der Republika¬ 
ner nicht vereinbar. Um substantiel¬ 


le Erfolge erzielen zu können, wären 
vermutlich die Billionen Dollar erfor¬ 
derlich, die vom US-Establishment al¬ 
lenfalls zum Sturz eines Saddam Hus¬ 
sein oder zur Rettung der Spekulanten 
aufgewandt wurden. Die Republikaner 
hatten schon Obama mit dem Verweis 
auf die Staatsverschuldung torpediert. 
Unter Obama hat sie sich auf 20 Billi¬ 
onen Dollar verdoppelt. Werden nun 
Trump diese 20 Billionen umgehängt, 
dürfte er mit diesem Mühlstein kaum 
noch einen Schritt machen können. Ab¬ 
gesehen von den 4,4 Billionen Dollar 
schweren Steuersenkungen (gestreckt 



Franlin Delano Roosevelt, US-Präsi- 
dent von 1933 bis zu seinem Tod 1945 


über zehn Jahre), hätte er für sein 
„Make America Great Again“ weder 
die erforderliche Hausmacht noch das 
erforderliche Geld. 

Roosevelt nutzte, ebenfalls „popu¬ 
listisch“, seine direkte Beziehung zu den 
arbeitenden Menschen, um die Defizit- 
Falken im Kongress in die Defensive 
zu drängen. 1932, in scharfem Kontrast 
zur Krise, erlebte die junge Sowjetuni¬ 
on mit ihrem ersten Fünfj ahrplan einen 
beispiellosen Wirtschaftsaufschwung. 
Das fuhr der globalen Bourgeoisie tief 
in die Knochen und öffnete die Briefta¬ 
schen. Heute ist die, für eine politöko- 
nomische „Zeitenwende“ erforderliche, 
„Rote Flut“ nicht erkennbar. Der isla- 
mistische Fundamentalismus ist allen¬ 
falls eine (regionale) Gefahr, aber kein 
Versprechen. 

Ob sich die USA künftig tatsächlich 
„mit allen anderen Nationen vertra¬ 
gen“, wird nur bedingt von der Trump- 
Regierung abhängen. Die historischen 
Erfahrungen (Eisenhower, Kennedy, 
Obama) mit dem militärisch-industri¬ 
ellen Komplex (MIK) und den Falken 


im Kongress sind eindeutig. Zumal 
nach der Bush-Ära auch die Obama/ 
Hillary-Clinton-Regierung geostrate- 
gisch im Nahen und Mittleren Osten, 
wie rüstungspolitisch mit dem Billio- 
nen-schweren, atomaren Aufrüstungs¬ 
programm, die Zeichen auf Konfronta¬ 
tion und Krieg gestellt hat. 

Trotzdem ist die Zäsur unüberseh¬ 
bar. Vor allem die ideologisch-kultu¬ 
rell-mentale Hegemonie des entgrenz- 
ten Kapitalismus erodiert. Wenn der 
konzertierte Macht- und Propaganda¬ 


apparat seinen erklärten Liebling nicht 
durchzusetzen imstande ist, so zeigt das, 
wie auch der Brexit, dass es eine tiefe 
Unzufriedenheit mit der neoliberalen 
Wirklichkeit und ein tiefes Mißtrauen 
gegen die Versprechungen ihrer profes¬ 
sionellen Heilsverkünder gibt, das auch 
mit noch so viel „Political Correctness“ 
und Talkshow-Moralismus nicht aufge¬ 
brochen werden kann. 

Die Abstimmung der Briten gegen 
die EU-Mitgliedschaft, die Erfolge der 
Le Pens in Frankreich und nun der 
„Trump-Schock“ zeigen, dass die Bru¬ 
talität der neoliberalen Wirklichkeit 
wirkt. Die auf „Political Correctness“ 
gegründete Einhegung ist mit Trump 
durchbrochen. Die neoliberale Ver¬ 
wertungsmaschine verliert rapide an 
Massenunterstützung. Der Brexit und 
Trumps Wahlsieg entlarven den Lehr¬ 
satz der Neoliberalen TINA (There Is 
No Alternative) als eine Propaganda¬ 
figur. Alternativen sind möglich. Und 
nun dafür auch Mehrheiten. 

Handelsblatt-Herausgeber Ga¬ 
bor Steingart nannte es eine „Demü¬ 
tigung für das gesamte Establishment 
des westlichen Politikbetriebs und der 
vorläufige Höhepunkt eines Weltbe¬ 
bens“. Im FAZ-Feuilleton waren Sät¬ 
ze zu lesen wie: „Weltweit haben sich 
die Sozialdemokratie und die „Libe¬ 
rais“ als Arbeitsgruppe „Umverteilung 
nach oben“ bekanntgemacht, weltweit 
der Konservatismus als Verein zum 
Abnicken jedweder technokratischen 
Reform, weltweit der Liberalismus als 
Interessengemeinschaft Vermögens¬ 
besitz.“ Es scheint die Zeit gekommen, 
von der Ausgrenzung zur Vereinnah- 
mung zu wechseln. 

Käme es so, wäre für die „linke“ 
Strategie, gemeinsam (mit Merkel und 
Seehofer) gegen die AfD vorzugehen, 
die Geschäftsgrundlage entfallen. Sie 
wäre ohnehin nur in Fortsetzung der 
austeritätspolitischen Verelendungs¬ 
strategie zu haben gewesen. Abzuse¬ 
hen ist, dass insbesondere in der ver¬ 
fahrenen Euro/Europapolitik eine ge¬ 
wisse Neuaufstellung vorgenommen 
muss. Sollte man zu dem Schluss kom¬ 
men, dass dies mit den neoliberalen 
Rechtspopulisten besser vorgenommen 
werden kann als mit einer kaum noch 
integrationsfähigen SPD, könnte auch 
die AfD von einem plötzlichen Seriösi- 
tätsschub befallen werden. Dann wäre, 
wie 1930 beim Kabinett Müller II, als 
das Bürgertum beschloss, die „abenteu¬ 
erliche Rebellion“ (Hans Heinz Holz) 
zu integrieren, recht schnell alles mög¬ 
lich. 


Wenn die Beherrschten mit der Form 
einverstanden sind, in der Macht über 
sie ausgeübt wird, dann ist das kosten¬ 
günstig für die Herrschenden. Da hat 
sich bürgerliche Demokratie in ihrer 
langen Geschichte als effektivste Form 
der Herrschaft einer Minderheit über 
die Mehrheit erwiesen. Faschismus und 
autoritäre Regime schmutzen stark 
und es bedarf anschließend großen 
intellektuellen Aufwands, die Verant¬ 
wortung dafür irgendwelchen Rand¬ 
gruppen zuzuschieben. Diese sind also 
nur das Instrument der Wahl, wenn die 
Masse der Zukurzgekommenen auf- 
müpft und tatsächlicher Schaden für 
das Profitsystem zu befürchten ist. 

Das System der bürgerlichen De¬ 
mokratie ist ausgereift und erprobt. 
Parlamentarismus wird gerne genom¬ 
men: möglichst eine Kapitalistische 
Einheitspartei mit zwei Flügeln, die un¬ 
terschiedliche Kapitalinteressen reprä¬ 
sentieren und mit ihrem Gezänk den 
Anschein von Opposition suggerieren. 
Als Stütze Ordnungsfaktoren: die Poli¬ 
zei und die Justiz, die die Regeln der in¬ 
neren Auseinandersetzung jeweils auf 
den aktuellen Stand bringt. Und als 
besondere Errungenschaft: die selbst¬ 
ernannte „vierte Gewalt“, die Medien, 
teils öffentlich-rechtlich, idealerweise 
aber im Besitz ausgewählter und auf¬ 
geklärter Kapitalkreise, die daran ar¬ 
beiten, den gesellschaftlichen Diskurs 
innerhalb einer vorgegebenen Band¬ 
breite zu halten. 

Der künftige Präsident der Verei¬ 
nigten Staaten von Amerika scherte 
sich in seinem Wahlkampf nicht darum, 
wenn die Linienrichter der öffentlichen 
Meinung „Aus“ pfiffen. Mit seinen Pö- 


Steinmeiers Ernennung zum gemein¬ 
samen Kandidaten der Großen Koa¬ 
lition ist zunächst ein taktischer Sieg 
für den SPD-Vorsitzenden Sigmar Ga¬ 
briel, der Steinmeier gegen die Union 
durchgedrückt hat. Entsprechend se¬ 
hen Frau Merkel und Horst Seehofer 
ein wenig beschädigt aus, weil sie als 
bei weitem größte Fraktion in der Bun¬ 
desversammlung nicht in der Lage wa¬ 
ren, einen eigenen Kandidaten zu fin¬ 
den. Frau Merkel hätte wohl gern den 
stramm konservativen Grünen Winfried 
Kretschmann zum Bundespräsidenten 
gemacht, um damit eine schwarz-grüne 
Koalition nach den Bundestagswahlen 
in die Wege zu leiten. Das wollte die 
CSU ausdrücklich nicht. Für sie und 
Teile ihrer Wählerbasis sind die grünen 
Yuppies einschließlich der altschwäbi¬ 
schen Kretschmanns ein Gräuel. 

Wir können jetzt also - auch das ist der 
weitgehende Konsens der Kommenta¬ 
toren - nach der Bundestagswahl im 
Herbst nächsten Jahres wieder mit ei¬ 
ner Großen Koalition aus Union und 
SPD rechnen. Das ist in vielerlei Hin¬ 
sicht von Vorteil. Es zeigt deutlich, wie 
nah sich die beiden „großen Volkspar¬ 
teien“ sind. Ob nun, wie in der dezidiert 
rechten Presse seit Jahren zu lesen ist, 
Frau Merkel die CDU sozialdemokrati¬ 
siert hat, oder ob vielmehr die SPD of¬ 
fen ins konservative Arbeitgeberlager 
gewandert ist, wie Realisten das nen¬ 
nen würden, beides beschreibt die nun 
fast traute Einigkeit und Einheitlich¬ 
keit der politischen Klasse. Nur scha¬ 
de, dass die FDP (wegen ihrer Abwe¬ 
senheit im Bundestag) und die Grünen 
(wegen der unfreundlichen Haltung der 
CSU) nicht dabei mitmachen können. 
Die radikalkonservative AfD kann erst 
dann mit dabei sein, wenn sie ihre An- 
ti-Establishment-Attitüde etwas ab¬ 
geschliffen hat. Letzte Bemerkung zu 
diesem Themenkomplex: Das ohnehin 


beleien und seiner offenen Wichtigtu¬ 
erei, seiner Dämonisierung von Mexi¬ 
kanern und Muslimen, seinem vorgeb¬ 
lichen „America first“-Isolationismus, 
seinem chauvinistischen Verhältnis zu 
Frauen sprach er Wählerschichten an, 
die sich von „Establishment“ verra¬ 
ten fühlen. Der Multimilliardär wurde 
von einem reaktionären „Antikapita¬ 
lismus der dummen Kerls“ der Opfer 
der Produktivkraftentwicklung und 
der Krise und der Abstiegsbedrohten, 
zum Wahlsieg getragen. Das hat den 
Ideologiepfaffen aller Ränge in Sen¬ 
dern und Redaktionen ihre Grenzen 
aufgezeigt, diesen Meinungsstrom zu 
kanalisieren ist ihnen nicht gelungen. 
Dieses Scheitern verwinden sie nicht so 
schnell, weil es die eigene Bedeutung 
auf ein realistisches, nämlich Zwergen- 
maß schrumpft. 

Während also die Politikerinnen 
sich schnell aus der Schockstarre gelöst 
haben und an Strategien zum Umgang 
mit der unberechenbaren Größe arbei¬ 
ten, beschäftigen sich die Medien über 
eine Woche nach Trumps Wahlsieg im¬ 
mer noch vordergründig mit ihm als ei¬ 
nem unbegriffenen „Phänomen“, tiefer 
geblickt aber mit der eigenen Rolle als 
Systemstabilisator. 

Sie werden den Schock überwin¬ 
den. Verletzungen des Selbstwertge¬ 
fühls werden bleiben, weil ein Idiot 
über sie triumphiert hat. Aber Trump 
ist nicht der erste Idiot im Weißen 
Haus, im übergeordneten Interesse ha¬ 
ben die Medienleute auch gelernt, mit 
Ronald Reagan und George W. Bush 
umzugehen. Im Interesse des Einver¬ 
ständnisses der Beherrschten mit der 
Macht. 


aussichtslose Projekt einer rotrotgrü¬ 
nen Bundesregierung ist nun noch to¬ 
ter als zuvor. Man muss zuweilen auch 
das Positive sehen. 

Schließlich zum Kandidaten selber: 
Er wird in diesen schwierigen Zeiten 
vom Stil her als „Anti-Trump“ gelobt. 
Das ist schon etwas. Wenn man es po¬ 
sitiv ausdrückt, ist Frank-Walter Stein¬ 
meier der wandelnde Kompromiss im 
Hinterzimmer. Er drückt den Konsens 
innerhalb des politischen Systems unse¬ 
res heiteren Landes gut aus. Sein Kom¬ 
promiss ist kompromisslos ein rechter 
Kompromiss. Die Führung der Links¬ 
partei hat zu Recht darauf hingewie¬ 
sen, dass Steinmeier wesentlich ver¬ 
antwortlich ist für die Agenda 2010, 
also das größte Sozial- und Lohnab¬ 
bauprogramm, das diese Republik ge¬ 
sehen hat. Als Außenminister hat er es 
verstanden, die Rolle Deutschlands als 
zweitwichtigste Nation im Lager des 
US-Imperialismus unaufgeregt in Stel¬ 
lung zu bringen. Die Begeisterung zum 
Kriege, die sein Vorgänger Gauck prä¬ 
sentierte, fehlte ihm bisher. Man muss 
auch hier das Positive sehen. 

Der Kandidat fürs Präsidentenamt 
war in seiner Zeit als Leiter des Kanz¬ 
leramts unter Gerhard Schröder ver¬ 
antwortlich für die Geheimdienste die¬ 
ser Republik. Die Inlandsaufklärung, 
absurderweise „Verfassungsschutz“ ge¬ 
nannt, begann zu dieser Zeit (1999) die 
Mörder und Terrortruppe vom „Natio¬ 
nalsozialistischen Untergrund (NSU)“ 
anzuleiten, zu bewachen, zu beschützen 
oder auch nur zu tolerieren. Wir wis¬ 
sen bis heute nicht, was genau geschah. 
Auch das Versprechen der heutigen 
Kanzlerin, die Angelegenheit aufzuklä¬ 
ren, ist bisher nicht eingelöst. Es wäre 
auch nach bürgerlichen Maßstäben an¬ 
gemessen, wenn diese Kleinigkeit ge¬ 
klärt wäre, bevor die Bundesversamm¬ 
lung den Mann zum Präsidenten wählt. 



Donald John Trump wurde am 8.11.2016 zum 45. Präsidenten der USA gewählt 


Lucas Zeise zum Bundespräsidentschaftskandidaten Steinmeier 

Der wandelnde rechte 
Kompromiss 
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unsere zeit m 


Täter vor Gericht 

Eine Untersuchung über den Umgang der DDR-Justiz mit Naziverbrechern 



Foto: Bundesarchiv, Bild 183-J16133/CC-BY-SA 3.0 


Im Jahr 2012 erhielten rund 900 000 ausländische Staatsangehörige eine deutsche „Kriegsrente“, bezahlt aus Steuermit¬ 
teln. Darunter waren beispielsweise Zehntausende ehemalige Freiwillige der Waffen-SS aus den baltischen Staaten. 


D ie Bundesregierung stellt 4 Millio¬ 
nen Euro für die Aufarbeitung der 
Nazivergangenheit ihrer Ministe¬ 
rien zur Verfügung. Ein löblicher Vor¬ 
satz, wenn auch sehr spät. Über 90 Jahre 
alte Männer werden wegen Verbrechen 
in faschistischen Konzentrationslagern 
(KZ) vor Gericht gestellt, nachdem, ent¬ 
gegen bisheriger Wertung ihrer Untaten 
als verjährte Beihilfe, diese jetzt als Mit¬ 
täterschaft bei Massenmorden gewertet 
werden. 

Für die Auseinandersetzung mit ei¬ 
ner solchen heuchlerischen Politik ist das 
Buch „Im Namen des Volkes“ von Dieter 
Skiba und Reiner Stenzei sehr wertvoll. 
Sie haben eine klare antifaschistische 
Grundposition, gehen mit wissenschaftli¬ 
cher Akribie heran und weisen nach, wie 
in der Rechtsprechung der DDR konse¬ 
quent von gesetzlichen Grundlagen aus¬ 
gegangen wurde, die einen Vergleich mit 
heute als „rechtsstaatlich“ deklarierten 
Prinzipien nicht scheuen müssen. Die 
Autoren als ehemalige Untersuchungs¬ 
führer der zuständigen Abteilung des 
Ministeriums für Staatssicherheit der 
DDR beweisen beeindruckend ihre 
Kompetenz. Sie stützen sich auf Materi¬ 
alien der Generalstaatsanwaltschaft der 
DDR, das in der DDR herausgegebene 
„Braunbuch“ und weitere wissenschaft¬ 
liche Literatur. Hervorzuheben sind als 
eine umfassend von ihnen verarbeite¬ 
te Grundlage die Forschungsergebnis¬ 
se und Dokumentationen von Prof. Dr. 
Rüter und seinem Team an der Rechts¬ 
wissenschaftlichen Fakultät der Univer¬ 
sität Amsterdam, zusammengefasst in 50 
Bänden zu westdeutschen Gerichtsent¬ 
scheidungen und über 900 dokumentier¬ 
ten Urteilen in der Sowjetischen Besat¬ 
zungszone (SBZ) und der DDR. Schon 
in den einleitenden Abschnitten des Bu¬ 
ches legen die Autoren dar, wie auf der 
Grundlage des antifaschistischen Credos 
der DDR der Schwur von Buchenwald 
erfüllt und die in den Nürnberger Pro¬ 
zessen von 1945/46 vorgegebene völker¬ 
rechtliche Linie in der SBZ und späteren 
DDR, im Unterschied zu Westdeutsch¬ 
land, konsequent weitergeführt wurde. 

In der SBZ und der DDR wurden 
von 1945 bis 1990 gegen rund 17 000 
Tatverdächtige Ermittlungsverfahren 
wegen Naziverbrechen eingeleitet, in 
12 890 Fällen kam es zu Verurteilungen. 
Das war fast doppelt soviel wie in den 
Westzonen und der alten BRD mit drei 
mal so vielen Einwohnern, darunter vie¬ 
le, die sich aus der SBZ und der DDR in 
den Westen abgesetzt hatten. In der SBZ 
und DDR wurden rund 390 478 belaste¬ 
te Nazis aus führenden Positionen in Po¬ 
litik, Justiz, Bildung, Wirtschaft und an¬ 
deren Bereichen entfernt (S.21). In den 
Westzonen und der BRD wurden viele 
ehemalige Mitarbeiter aus Gestapo und 
SD als „erfahrene Fachleute“ vom Ge¬ 
heimdienst Gehlen übernommen und 
teils auf der Grundlage des Artikels 131 
des Grundgesetzes wieder in den Staats¬ 


dienst eingegliedert. Sogar der Schreib¬ 
tischmörder Globke wurde in eine hohe 
Funktion gebracht. 

Es lohnt sich, beim Studium des Bu¬ 
ches auf den Beitrag in der UZ vom 
21. Oktober, „Das Bundesjustizministeri¬ 
um und die alten Nazis“, zurückzugreifen. 

Die Autoren weisen nach, wie die 
Auseinandersetzung über die Nazi- und 
Kriegsverbrechen seitens der herrschen¬ 
den Kreise in Westdeutschland von An¬ 
fang an in den kalten Krieg und die Het¬ 
ze gegen die DDR eingegliedert wurde, 
verbunden mit dem bis heute von den 
Naziideologen in demagogischer Absicht 
entwickelten Begriff „Nationalsozialis¬ 
mus“, der heute mit dem Ziel verwendet 
wird, den Faschismus zu verharmlosen, 
den Sozialismus zu verleumden sowie die 
ökonomischen Grundlagen des Faschis¬ 
mus und seiner Ideologie zu vertuschen. 

In dem Buch werden Urteile zu einer 
großen Anzahl von Nazi- und Kriegsver- 
brechen dokumentiert, darunter Massen¬ 
vernichtungsverbrechen der Waffen-SS, 
faschistischer Polizeieinheiten und der 
Wehrmacht in den im Krieg überfalle¬ 
nen Ländern, Massenvernichtungsver¬ 
brechen der Gestapo und faschistischer 
Polizeiorgane gegen Juden, Gewaltver¬ 
brechen in Haftanstalten, gegen KZ- 
Häftlinge und ausländische Zwangsar¬ 
beiter, Euthanasieverbrechen, Justizver¬ 
brechen und andere. 

Es fällt auf, dass Urteile faschistischer 
Gerichte nach erfolgten Denunziationen 
einen sehr breiten Raum einnehmen. 
Allein auf den Seiten 148-200 sind 140 
Verfahren faschistischer Gerichte auf 
der Grundlage von Denunziationen do¬ 


kumentiert, die in 40 Fällen mit der Hin¬ 
richtung der Denunzierten, in 41 Fällen 
mit Erschießungen oder Tod durch Miss¬ 
handlungen und in 43 Fällen mit Einlie¬ 
ferung in KZ endeten. Denunziert wur¬ 
de wegen antifaschistischer Äußerungen, 
Abhörens feindlicher Sender, Mitglied¬ 
schaft in der KPD, Wunsch nach Ende 
des Krieges, Unterstützung und Schutz 
von Juden, Nichttragen des Judensterns 
und vieles mehr. Besonders perfide sind 
Denunziationen von Frauen wegen Be¬ 
ziehungen zu ausländischen Zwangsar¬ 
beitern, was in der Regel mit dem öf¬ 
fentlichen Erhängen der überwiegend 
polnischen Männer endete. Die Frauen 
wurden kahl geschoren durch den Wohn¬ 
ort getrieben und kamen danach in ein 
KZ. Erschütternd ist, dass die dokumen¬ 
tierten Urteile in vielen Fällen auf De¬ 
nunziationen unter Eheleuten und Fami¬ 
lienangehörigen beruhten. Das zeigt, in 
welchem Ausmaß die faschistische Ideo¬ 
logie Massenbasis hatte. 

Die Autoren haben einen besonderen 
Abschnitt ab S. 89 ff. den Waldheim-Pro¬ 
zessen gewidmet, einem Gegenstand, der 
nach wie vor in der Hetze gegen die DDR 
eine besondere Rolle spielt. Sie legen dar, 
dass diese vom 21. April bis 29. Juni 1950, 
kurz nach Gründung der DDR geführ¬ 
ten 3 442 Prozesse mit 3 324 Urteilen, die 
auf Grundlage von sowjetischen Unter¬ 
suchungsorganen übergebener Unterla¬ 
gen erfolgten, im Falle der Verurteilung 
in der Regel zu harten Freiheitsstrafen 
bis zu 25 Jahren führten, die Verurteilten 
aber spätestens nach sechs Jahren nach 
Revisionsverfahren der DDR-Justiz wie¬ 
der auf freien Fuß gesetzt wurden. 


Ein besonderes Problem ergibt sich 
hinsichtlich der in den Waldheimprozes¬ 
sen und anderen Verfahren verhängten 
Todesurteile. Aber selbst Gegner der 
Todesstrafe werden beim Lesen der von 
dem bereits genannten Prof. Rüter do¬ 
kumentierten und in das Buch übernom¬ 
menen Fällen keinen Ansatz für Polemik 
gegen die getroffene Entscheidung fin¬ 
den. Verwiesen wird auf die Seiten 94, 
95, 99, 104, 107, in denen ein Todesur¬ 
teil gegen einen Justizverbrecher we¬ 
gen seiner Todesurteile am berüchtigten 
„Volksgerichtshof“ sowie in weiteren do¬ 
kumentierten Fällen Ermordungen von 
Kriegsgefangenen und Juden angeführt 
werden. 

Die Autoren dokumentieren ab Seite 
47 ff. ausführlich Rechtsprechung nach 
1990 in Rehabilitationsverfahren. In ei¬ 
ner ganzen Anzahl von Fällen wurden 
die Verurteilungen als „rechtsstaatswid¬ 
rig“ aufgehoben. Soweit Strafen als rich¬ 
tig bewertet werden mussten, wurden 
sie verkürzt, oder die Vollstreckung mit 
der Begründung aufgehoben, die Taten 
seien durch die erfolgte Haft „gesühnt“ 
bzw. die Vollstreckung wurde als „erle¬ 
digt“ bewertet. Eine Verhöhnung der 
Opfer dieser Verbrecher. In einigen der 
erwähnten Fälle wurden Rehabilitations¬ 
anträge in den Jahren 1990/91 abgelehnt. 
Es wäre interessant, zu erfahren, ob von 
diesen Verbrechern, obwohl zu lebens¬ 
langer Haft verurteilt, heute überhaupt 
noch einer hinter Gittern sitzt. 

In der Hetze gegen die DDR und die 
„Stasi“ spielt seit Jahren das von Huber¬ 
tus Knabe aus der ehemaligen Unter¬ 
suchungshaftanstalt des MfS in Berlin- 


Umfangreiche und abgesicherte Erkenntnisse 

Seminar zur marxistischen und anderen Faschismustheorien 


Die Karl-Liebknecht-Schule war, so 
der Leiter Jürgen Lloyd „außerordent¬ 
lich gut“ besucht, das Thema zieht. Als 
Titelzitat dient die Aussage von Rein¬ 
hard Opitz, man müsse die benannten 
Erkenntnisse über den Faschismus sich 
aneignen, um die Frage zu beantworten, 
wie man ihn am effektivsten bekämp¬ 
fe. Gegenstand des Seminars waren die 
marxistische und andere Faschismus¬ 
theorien. Um hier die richtigen von fal¬ 
schen zu trennen, begann das Seminar 
mit Ausführungen zu Wissenschaftlich¬ 
keit und Parteilichkeit. Unser Interesse 
am Wesen des Faschismus sei, wie wir 
entlang von Aussagen von Robert Stei¬ 
gerwald und Hans Heinz Holz lernten, 
praktisch und also parteilich auf die 
Verhinderung von Faschismus gerich¬ 
tet. 

Phillip Becher führte in die Ge¬ 
schichte der Faschismusdiskussion 


der kommunistischen Internationa¬ 
le ein und legte seinen Schwerpunkt 
auf die Entwicklung der italienischen 
kommunistischen Partei. Parallel zur 
Entwicklung des italienischen Fa¬ 
schismus lernte auch die Partei und 
die Komintern den Faschismus kla¬ 
rer zu erfassen. Parallel zur Erfassung 
Togliattis, Gramscis, Zetkins und den 
programmatischen Thesen von KI und 
KPI entwickelten sich die - dann wie¬ 
derum zur Analyse der Kämpfe der 
Antifaschisten. 

Aus einem anderen Impetus her¬ 
aus wurden bürgerliche Faschismus¬ 
theorien entwickelt, die sich mehr 
oder weniger offen der Apologie ver¬ 
schreiben indem sie die Klassenherr¬ 
schaft des Faschismus verschleiern. 
Ein Rundumschlag stellte die ver¬ 
schiedenen Theorien und die wesent¬ 
liche aus der Sicht aktiver Antifaschis¬ 


ten zu übende Kritik dar. Führertheo¬ 
rien erklären den Faschismus aus den 
Besonderheiten faschistischer „großer 
Männer“. Nationalgeschichtliche An¬ 
sätze sorgen durch die Erklärung des 
Faschismus durch eine „Volksmenta¬ 
lität“ für die Abwälzung historischer 
Schuld auf die Volksmassen. Mittel¬ 
standstheorien versuchen die „Men¬ 
talität“ zwar aus dem Kapitalismus zu 
erklären, vernachlässigen dann aber 
die treibende Kraft des Monopolka¬ 
pitals bei der Aufrichtung der faschis¬ 
tischen Diktatur. 

Ausführlich wurde die Totalitaris¬ 
mustheorie bearbeitet. Aus den Maß¬ 
stäben der als unantastbar gesetzten 
bürgerlichen Demokratie werden - 
historisch reichlich differierend und 
jeweils politisch opportun angepasst - 
Maßstäbe für die Bewertung von Ge¬ 
sellschaften abgeleitet. Der Faschis¬ 


mus und der Kommunismus seien so 
wesensgleich. Aus der Ideengeschich¬ 
te abgeleitete Faschismustheorien hin¬ 
gegen wollen den Faschisten zuhören, 
auf dass diese erklären was denn Fa¬ 
schismus sei. So entsteht aber keine 
Faschismustheorie, sondern eine Apo¬ 
logie seiner demagogischen Äußerun¬ 
gen. Theorien des Ökonomismus igno¬ 
rieren den qualitativen Unterschied 
zwischen bürgerlicher Demokratie 
und Faschismus, so ist dann auch kei¬ 
ne genuin antifaschistische Strategie 
mehr möglich. Ausführlicher wurden 
Bonapartismustheorien behandelt, die 
der faschistischen Massenbasis eine 
Verselbstständigung über das Kapital 
zubilligen. Dabei unterschätzen sie 
auch die Rolle des bürgerlichen Staa¬ 
tes, der ihrer Auffassung zufolge nicht 
mehr die Rolle spielt der ökonomisch 
herrschenden Klasse die politische 


Hohenschönhausen gestaltete Grusel¬ 
kabinett, in dem vor allem auch Kinder 
und Jugendliche „geschult“ werden, eine 
besondere Rolle. In diesem Zusammen¬ 
hang wird auf die Seiten 417-445 des 
Buches verwiesen. Hier werden 31 Ver¬ 
fahren dokumentiert, in denen sich die 
Täter wegen Kriegsverbrechen, Geisel¬ 
erschießungen, Massenmorden an Ju¬ 
den und Zivilisten verantworten muss¬ 
ten, und die zeitweise in der UHA Ber¬ 
lin-Hohenschönhausen inhaftiert waren. 

Die Autoren führen eine Vielzahl 
von Beispielen an, wie in der offiziellen 
Politik der BRD mit der nazistischen 
Vergangenheit umgegangen wird. Dazu 
gehört auch die Information, dass noch 
2012 rund 900 000 ausländische Staats¬ 
angehörige eine deutsche „Kriegsrente“, 
bezahlt aus Steuermitteln, erhielten, da¬ 
runter viele Zehntausende ehemalige 
Freiwillige der Waffen-SS aus den balti¬ 
schen Staaten und rund 2.500 belgische 
Nazikollaborateure (S. 52), während Op¬ 
fer der faschistischen Verbrechen leer 
ausgehen oder Kämpfern gegen den Fa¬ 
schismus die VdN Renten gekürzt oder 
gestrichen wurden. 

Das Buch ist außerordentlich wert¬ 
voll. Es wird nicht dazu führen, dass die 
offizielle Linie der Meinungsmanipulati¬ 
on korrigiert wird. Aber als Antwort auf 
die unerträgliche „Stasi“-Hetze, für die 
Forschungsarbeit und die Dokumentati¬ 
on historischer Fakten ist das Buch eine 
bleibende Grundlage. 

Ernst Albrecht 


Dieter Skiba 
Reiner Stenzei 


Im Namen des Volkes 

Ermittlungs- und 
Gerichtsverfahren in 
der DDR gegen Nazi- 
und Kriegsverbrecher 


edition ost 


Dieter Skiba,Reiner Stenzei: Im Namen 
des Volkes. Ermittlungs- und Gerichts¬ 
verfahren in der DDR gegen Nazi- und 
Kriegsverbrecher, edition ost, 464 Sei¬ 
ten, 29,90 Euro. 

Zu beziehen beim Neue Impulse Ver¬ 
sand, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen. 
Telefon: (0201) 23 67 57, Telefax: (0201) 
24 86 484 E-Mail: info@neue-impulse- 
verlag.de 


Macht zu sichern. Hier wird die poli¬ 
tische von der sozialen Herrschaft so¬ 
gar getrennt und einander gegenüber 
gestellt. 

Am zweiten Tag wurde Dimitroffs 
Referat auf dem VII. Weltkongress 
exzerpiert. Im Kontrast zu anderen 
Auffassungen sind die politischen Er¬ 
kenntnisse hier unmittelbar praktisch 
anwendbar, die klare Bestimmung 
des Gegners erlaubt keine Apologie 
und keine Abwälzung der historischen 
Schuld. Hieraus abgeleitet wurde die 
vor allem von Reinhard Opitz ausge¬ 
arbeitete Theorie der Integration in 
den Imperialismus als prägnanteste 
Beschreibung der aktuellen Ausein¬ 
andersetzungen um AfD und Co. Die 
Diskussion um aktuelle antifaschisti¬ 
sche Strategie und Taktik bildete den 
Abschluss des Seminars. 

Kurt Baumann 
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Von einem, der glaubt, 
Kommunist gewesen zu sein 

Zu Wolf Biermanns Autobiografie „Warte nicht auf bessre Zeiten“ 


Kultursplitter 


Ausgedacht 

Das ehemalige Berliner Stadtschloss, 
Sinnbild für Preußens Glanz und Glo¬ 
ria, soll nicht nur mit der barocken 
Prunkfassade wieder aufgebaut werden, 
im entkernten Inneren wird alles neu 
und funktional unter der Bezeichnung 
„Humboldt-Forum“. Bisher verstreute 
Berliner Sammlungen sollen hier ihren 
Platz finden, nein, inhaltlich sollen die 
Betreiber Bund und Land neue Schwer¬ 
punkte setzen. Nach dem Willen der Kul¬ 
turstaatsministerin Grütters sei es „eine 
richtige und zukunftsweisende Entschei¬ 
dung, ... dem Thema Religion einen ei¬ 
genständigen Raum zu geben“. Und wei¬ 
ter: „Unsere Kultureinrichtungen sind ja 
nicht zuletzt auch Orte öffentlicher De¬ 
batten, die die Gesellschaft nie nur ab¬ 
bilden, sondern immer auch mitformen.“ 

Ob sich die Namensgeber Alexander 
und Wilhelm Humboldt sprichwörtlich 
im Grabe drehen ob dieser Zielsetzung, 
mag man sich vorstellen. Beide, der Wis¬ 
senschafts- und Bildungsreformer der 
nachnapoleonischen Zeit und der For¬ 
scher und Entdecker fremder Völker, 
Kulturen und ihrer Lebensbedingungen, 
waren der Aufklärung, dem Humanismus 
und dem bürgerlichen Rationalismus ih¬ 
rer Zeit verpflichtet, sie glaubten an Fort¬ 
schritt durch Wissenschaft und Vernunft. 

Religionen, also Ideologien aus alten 
Zeiten bis dumpfes Mittelalter, sind si¬ 
cherlich nicht den Erkenntnissen der bei¬ 
den Wissenschaftler geschuldet, eher den 
Hoffnungen heutiger Verantwortlicher, 
aus einer solchen Beschäftigung Poten¬ 
tiale zur Beschwichtigung und Besänfti¬ 
gung der Menschen zu schöpfen. Wenn 
Religion - nach Marx - „der Seufzer der 
bedrängten Kreatur“ ist, gibt es bessere 
Mittel und Wege, um Bedrängnis zu er¬ 
kennen und zu beseitigen. 

Ausgeleiert 

Das Grundgesetz benennt in Artikel 
30 ausdrücklich die „Kulturhoheit der 
Länder“, das Bundesverfassungsgericht 
erklärt diese zum „Kernstück der Eigen¬ 
staatlichkeit der Länder“. 

Wie nehmen die 16 Bundesländer 
denn diese Aufgabe wahr, wie ernsthaft 
gehen sie mit diesem Auftrag um? Ein 
Blick in die Namensgebung und die Or¬ 
ganigramme der einzelnen Bundesländer 
ist ernüchternd, nur zwei (!) Bundeslän¬ 
der haben ein ausgewiesenes, eigenstän¬ 
diges Kultusministerium, bei allen ande¬ 
ren Ländern findet man ein buntes Sam¬ 
melsurium an Bezeichnungen, manche 
tragen das Wort Kultur immerhin noch 
im Namen, bei nicht wenigen taucht es 
überhaupt nicht mehr auf und findet sich 
erst auf der Referatsebene. Die Mischun¬ 
gen sind - so kann man vermuten - dem 
Parteiproporz der jeweiligen Koalition 
geschuldet, in vielen Fällen sind es mehr 
oder minder reine Schulministerien, ger¬ 
ne „Bildung und Wissenschaft“ genannt, 
auch in Kombination mit „Jugend, Sport, 
Forschung“, was halt so zusammenge¬ 
packt wird. Kein Wunder, denn im po¬ 
litischen Verständnis der bürgerlichen 
Parteien gehört Kultur zu dem, was ein 
gewisser Gerhard Schröder mal „Ge- 
döns“ genannt hat. Muss also sein, aber 
doch ganz am Ende. Ausreichende Etats 
im Länderhaushalt gibt es eh nicht, ver¬ 
schoben wird auf die kommunale Ebene, 
die sollen sich um Museen, Bibliotheken, 
Theater und die Förderung von Künstle¬ 
rinnen und Künstlern kümmern. So führt 
man den Artikel 30 GG ins Absurde und 
ins Leere. 

Leerstelle 

Was von Wahlprogrammen bürgerlicher 
Parteien zu halten ist, weiß jeder aus ei¬ 
genem Erleben. Dennoch neugierig ge¬ 
sucht und nicht gefunden, was der dem¬ 
nächst als Statthalter der Wallstreet und 
des Silicon Valley im Weißen Haus resi¬ 
dierende Donald Trump zu Kultur und 
Kulturpolitik eventuell meint. Ergebnis 
gleich null, nix ist ihm und seinen „Spin 
doctors“ dazu eingefallen, nur zum The¬ 
ma Schule und Bildung lässt er verlauten: 
Weg von zentralen Vorgaben und Orien¬ 
tierungen aus Washington, die einzelnen 
Bundesstaaten sollen eigenständig und 
unabhängig ihre Bildungspolitik machen, 
also werden Kreationismus und evange- 
likaler Fundamentalismus mit Elan ans 
ausufernde Werk gehen können. 

Herbert Becker 


N icht 1976, wie man glauben 
könnte, sondern 1983 bezeich- 
nete Wolf Biermann als „ein 
Schicksalsjahr? weil er sich vom Kom¬ 
munismus, seinem „kommunistischen 
Kinderglauben? getrennt habe und eine 
neue Geliebte gefunden hatte. Manes 
Sperber hatte ihn „überzeugt“: „Es 
kann keinen guten, keinen richtigen 
Kommunismus geben.“ Das war alles; 
Argumente, Erkenntnisse, Beweise - 
nichts war nötig nach dem Wort dieses 
Mannes. Begonnen hatte es 1968, da 
sah sich Biermann auf „dem guten Weg, 
ein treuer Verräter am Kommunismus 
zu werden, ein tapferer Renegat? Es 
klang, als sei Biermann einmal Kom¬ 
munist gewesen. Ein Irrtum, wie so vie¬ 
les bei ihm; er hat nie versucht, aus dem 
„Kinderglauben“ eine politisch tragfä¬ 
hige Überzeugung zu entwickeln, wie 
sie sein Vater, der in Auschwitz von 
den Faschisten ermordet wurde, hatte. 
Er war immer nur ein Genie. 

I. 

Nun legt das Genie seine Autobiografie 
vor, Hanns Eisler gestand dem Dich¬ 
ter und Sänger Karl-Wolf Biermann 
zu, „schenial! Wirklich scheeniaal!“ 
zu sein. Der Autobiograf, von dem der 
Leser das erfährt, lässt nie einen Zwei¬ 
fel daran, dass Eisler Recht hatte, und 
wird 1994 von Reich-Ranicki bestätigt, 
der eine Biermannsche Polemik zu sei¬ 
ner Verteidigung - mit falschen Fest¬ 
stellungen - „genial“ fand. Das führt 
zu Widersprüchen mit Erinnerungen 
anderer Menschen, extrem zu Tage¬ 
büchern und Erinnerungen von Fritz 
J. Raddatz, aber wer wollte einem Ge¬ 
nie so etwas anlasten. Schuld sind im¬ 
mer die anderen; Biermann ist immer 
der Wahre. Er durfte sich nach seinem 
ersten Auftritt am 11. Dezember 1962 
nicht weiter im Dunstkreis Stephan 
Hermlins entwickeln, sondern in dem 
einer „kolossalen Frau“ und „gebie¬ 
terischen Matrone“, die „dünne Ge¬ 
dichte“ schrieb: Gisela Steineckert. Sie 
allerdings erinnert die Sachverhalte 
anders: Sie nahm den „selbstbewuss¬ 
ten Neuen“ aus Hamburg vor denen 
in Schutz, die ihn „frech, obszön und 
anmaßend fanden, auch unerträglich 
eitel“. Biermanns Eitelkeit ist kaum 
zu überbieten, von Raddatz genial als 
„säuglingshafte Egoismushaltung“ be¬ 
zeichnet. 1991 lernt er in Reich-Rani¬ 
cki einen Menschen kennen, der ihm 
ebenbürtig war. Auch 
berichtet Steineckert 
von dem kleinen Thea¬ 
ter b.a.t., in dem Peter 
Hacks 4 „Der Schuhu 
und die fliegende Prin¬ 
zessin“ bei der Erstpremiere großen 
Erfolg hatte. Hacks, ein Intimfeind von 
Biermann, wurde von ihm wirr als „Ju- 
gendstil-Salonkommunist“- was auch 
immer das sein mag - und „geschickter 
Flickschneider“ bezeichnet, fehlt aber 
beim b.a.t. Biermann, der Leiter die¬ 
ses Theaters - „vor allen Dingen war 
ich selber dieses Wir“ - berichtet nur 
vom Scheitern seines Stückes „Berliner 
Brautgang“. An diesem Theater arbei¬ 
tete auch Manfred Krug mit, von Bier¬ 
mann als „mein Freund“ bezeichnet. 
Die Steineckert erinnert, beide konn¬ 
ten sich „sofort nicht ausstehen“. 

Auch sonst sieht sie manches an¬ 
ders: Als Gisela Steineckert Biermann 
mitteilt, dass der Verlag „Das Neue 
Berlin“ seine Balladen veröffentlichen 
möchte, lehnte er strikt ab, denn er 
habe die Rechte „längst an Wagenbach 
in Westberlin gegeben“ und habe nicht 
die Absicht, „in der DDR etwas zu ver¬ 
öffentlichen“. 

Widersprüchliches von Anfang an, 
so ist ein erster Eindruck der Autobio¬ 
grafie, die auch noch uneingeschränk¬ 
te Gültigkeit in Anspruch nimmt: „Die 
Autobiographie“. Sie irritiert und löst 
Widerspruch aus. Man fragt, warum die¬ 
se Autobiografie teils so peinlich wirkt 
und findet Antworten: Biermann teilt 
mit Sprache die Welt und die Menschen 


nach seiner Vorstellung ein, geprägt von 
seiner Selbstherrlichkeit. Und er be¬ 
dient alle Spielarten des Populismus, die 
Vieldeutigkeit der Aussagen, die man 
so immer widerrufen und anders deu¬ 
ten kann, und er nutzt einfachste Bilder, 
die für unterschiedliche Gelegenheiten 
brauchbar sind, je nach Bedarf und Pu¬ 
blikumswunsch: „Die Herrschenden er¬ 
zittern“ (aus „Ermutigung“) ist sein oft 
variierter Leib-und-Magen-Spruch - 
aber welche Herrschenden? Und wo 
und wann? Und erschrecken soll man 


nicht „in dieser Schreckenszeit“ - im 
Faschismus? In den Vernichtungsla¬ 
gern? Im Krieg? Nein, das Gedicht 
entstand für Peter Hüchel 1966 in der 
DDR, ließ sich aber auch 1983 in Han¬ 
nover auf dem Evangelischen Kirchen¬ 
tag und 1989 beim Konzert in Leipzig 
verwenden, nachdem es auch „SOS-Sig- 
nal über den Gefängnishof“ der Stasi 
gewesen war. 

II. 

Das lenkt auf Biermanns Umgang mit 
der Sprache, ein auffälliges Merkmal 
seiner Erinnerungen und aufschluss¬ 


reich für den Umgang mit der Auto¬ 
biografie. Ein unterschiedlicher stilis¬ 
tischer Umgang mit historischen Be¬ 
griffen fällt zuerst auf: Bei einem, der 
gegen Feinde so angriffsfreudig for¬ 
muliert, wie er behauptet, wundert es, 
wenn er wertneutral von „Nationalsozi¬ 
alisten“, „Nazis“ und „Beamten“, allen¬ 
falls von „Uniformierten“ spricht, nicht 
aber von Faschisten und Verbrechern, 
wenn er den Befehl zur Ermordung in 
den KZs als „Büroprosa nationalsozi¬ 
alistischer Poesie“ bezeichnet. Er stellt 
sogar fest, dass diese „Schweine ... ja 
Menschen“ waren. Dafür sind für ihn 
jene „Heil-Hitler-Deutschen“, die im 
„Nationalkomitee Freies Deutschland“ 
„von Ulbricht, Pieck und anderen Pro¬ 
paganda-Idioten“ beeinflusst worden 
seien, Stalinisten und nicht Menschen, 
die gegen Verbrecher und Verbrechen 
antreten wollten. Vertreter der Verwal¬ 
tung in der DDR sind charakterisiert 
durch „Visagen aus der Verbrecher¬ 
kartei“. Bei einer solchen „Differen¬ 
zierung“ ist nichts mehr hinzuzufügen. 
Denken und Charakter des Schreibers 
sind deutlich und bestätigen Bekann¬ 
tes: Biermanns Sprache wurde oft als 
Ausdruck eines „hemmungslosen Nar¬ 
zissmus“ und „Biermannsche Selbst¬ 
aufmache“ („Die Zeit“ vom 28. April 
1989) gesehen. 


Anfangs versucht er, so kann man 
gutwillig annehmen, der Kriegs- und 
Nachkriegszeit mit einem proletarisch 
gefärbten Stil gerecht zu werden. Aber 
es gelingt ihm kaum. Die Sprache de¬ 
montiert schließlich sogar, wenn sie ins 
Trivial-Obszöne verfällt, und das ist 
häufig, das Künstlerische, was von Bier¬ 
mann gelten könnte. Aber sie ist auch 
entlarvend. Das zeigt sich an Kleinig¬ 
keiten ebenso wie im Grundsätzlichen. 
Der überzeugte Kommunist, der er 
einmal gewesen sein will, spottet über 


Kommunisten, auch seinen Vater, den 
er doch verehrt und dem er sich ver¬ 
pflichtet wissen wollte; er spottet, weil 
sie Kampflieder sangen, auch ein von 
Rosa Luxemburg aus dem Polnischen 
übersetztes. Er kommentiert das von 
oben herab mit „Na ja“ und stellt sie zu 
den „Kitschliedern“ von Löns, die der 
Vater auf seiner Gitarre begleitet habe. 
Das ist geschichtslos gewertet, setzt 
aber dafür das eigene Genie mit seiner 
Gitarre in die rechte Pose. Schlimmer 
wird es, wenn es um Zeitgenossen geht, 
die diskriminiert werden. Der Lyriker 
Erhard Scherner, der auch im ZK der 
SED arbeitete, wird als 
„ein verkrachter DDR- 
Lyriker“ bezeichnet - 
„verkracht“ gehört zu 
Biermanns Lieblings¬ 
ausdrücken, wenn es 
um Kulturfunktionäre der DDR geht. 
Biermann hat von Scherner weder Ly¬ 
rik noch Prosa gelesen und sein Wirken 
als Umweltschützer nicht zur Kenntnis 
genommen. Übler ergeht es dem „Goe- 
the-und Schiller-Stalinisten“ Alexan¬ 
der Abusch, dem „zweithässlichsten 
Genossen in der Parteiführung“. Nun 
ist ein „Goethe-und Schiller-Stalinist“ 
kaum vorstellbar - und offen ist auch, 
wer der hässlichste Genosse war und 
ob das etwas für das Wirken eines Men¬ 
schen bedeutet und wenn ja, was. Gi¬ 
sela May ist für ihn „die Brecht-Zer- 
singerin“ wohl weil sie für Brechts Pu¬ 
blizität mehr getan hat als Biermann? 
Franz Josef Degenhardt gehörte zu 
den „kastrierten Liedermachern der 
DKP“ und der Oktoberklub bestand 
aus „DDR-Eunuchen“, Krenz nannte 
er den „Trottel vom Dienst“ usw. usf. 
Solche aus Hass gespeisten Entgleisun¬ 
gen finden sich durchgehend. 

III. 

Viele und Vieles werden nicht erwähnt: 
Auslassungen und „Vergessenes“. Sach¬ 
verhalte werden durch Attribute, Ap¬ 
positionen und Ähnliches verzerrt und 
zerstört. Die Lücken fallen auf, weil 
das geschwätzige Buch sonst kein De¬ 
tail auslässt. Dass zudem bei Biermann 
mehr „Dichtung als Wahrheit“ zu finden 


sei, monierten Leser mehrfach („Die 
Zeit“ vom 9.11.2006). Dass er Proble¬ 
me mit der Wahrheit hat, deutet er im 
angehängten Notat an und bestätigte 
das in einem Gespräch mit dem MDR. 

1965 schrieb Peter Suhling, Mit- 
„Pionier“ Biermanns in Hamburg-Lan¬ 
genhorn, einen offenen Brief an den 
ehemaligen Freund und warf ihm vor, 
„als Sohn von aufrechten Antifaschis¬ 
ten“ alte Genossen zu verunglimpfen. 
Davon ist nichts zu lesen. Dass Bier¬ 
mann zwischen 1965 und 1976 „Total¬ 
verbot“ für Auftritte hatte, wird oft wie¬ 
derholt. Im Herbst 1965 hätten ihn Ab¬ 
sagen seiner Konzerte erreicht, darunter 
„ein Absagetelegramm aus Weimar vom 
FDJ-Studentenklub ,Kasseturm 4 “ ... ist 
zu lesen. Dass er dort aber 1967 auftrat 
und auch vor dem „Internationalen 
Hochschulferienkurs für Germanistik 
in Weimar“ ist nicht zu lesen. Ich habe 
ihn erlebt während des „Totalverbots“. 

Die Konzerteinladung 1976 nach 
Köln ging von Juso-Studenten und Pro¬ 
fessoren aus Bochum, unter der Leitung 
von Prof. Dr. Günter Ewald, aus, die sich 
an die IG Metall wandten; bei Biermann 
liest es sich anders. Zu lesen ist auch 
nicht, wie ihn Fritz J. Raddatz 1981 der 
Lüge überführte und ihn als einen de¬ 
maskierte, dem es um die Sache gehe, 
„die offensichtlich einen kläglichen 
Namen hat: die Sorge um den Verlust 
seiner Klientel“. Vermerkt werden Stel¬ 
lungnahmen gegen seine Ausbürgerung, 
über die man verschiedener Auffassung 
sein konnte und bis in hohe politische 
Kreise der DDR auch war, deshalb sind 
auch die wichtig, die für die Ausbürge¬ 
rung und vor allem gegen Biermanns 
Verhalten waren wie Hacks. Es war 
nicht, wie Biermann suggeriert, der ein¬ 
zige Name. Anderes, wie die Worte der 
Anna Seghers, werden von Biermann 
zur „raffinierten Bankrotterklärung“ 
erklärt und passend „übersetzt“: „... 
im Klartext: ich bin zu alt, tut mir nichts 
...“. Dazu kommt bei ihm die Kunst der 
Einseitigkeit, die Biermann meister¬ 
lich handhabt. Verwundert nimmt man 
zur Kenntnis, dass Brecht „eigentlich“ 
am „XX. Parteitag der KPdSU und an 
seinem Galilei-Stück“, „genauer: am 
Schauspieler Ernst Busch“ gestorben 
sei. Endlos ist die Liste falscher Fakten; 
Widerspruch, so von Florian Havemann, 
ist gegen die Autobiografie laut gewor¬ 
den. 

IV 

Fritz J. Raddatz bezog sich in einer 
seiner Polemiken gegen Biermann 
auf Heine, dem Biermann ähnlich 
sein wollte, und bemerkte: Ein Heine 
werde man nicht „durch die aberma¬ 
lige Variation des Satzes ,Ein Talent, 
doch kein Charakter 4 .“ Bestätigungen 
finden sich in der Autobiografie: „Ich 
hatte als junger Dichter Blut geleckt, 
wollte berühmt werden. Immer noch 
die Welt retten, aber auch Geld ver¬ 
dienen. Schöne Gedichte schreiben. 
Mich mit Liedern im Rampenlicht 
sonnen. Nebenbei in der Hauptsa¬ 
che den Vater rächen. Für Bananen 
und Apfelsinen, für Meinungsfrei¬ 
heit, gegen die Privilegien der Funk¬ 
tionäre des Parteiapparates.“ Das hieß 
auch: Alle Macht und Privilegien dem 
Genie. Da das so nichts wurde, kam 
es zum Protest. Und da bei ihm kein 
kommunistisches Denken vorhanden 
war - nur ein „Kinderglaube“ -, konn¬ 
te Biermann „ein treuer Verräter am 
Kommunismus“ werden, denn er war 
nie ein Kommunist. Er entschied sich, 
nach Hegel, analog zu Napoleon „die 
Weltseele zu Fuß“ zu sein, Ausdruck 
seiner grenzenlosen Bescheidenheit. 
Und die Verpflichtung, das politische 
Erbe des Vaters anzutreten? Darüber 
schweigt man besser. 

Rüdiger Bernhardt 

Wolf Biermann: Warte nicht auf bessre 
Zeiten. Die Autobiographie. Berlin: Pro¬ 
pyläen Verlag in der Ullstein Buchverla¬ 
ge GmbH, 2016,544 S., 28.- Euro 


Biermann teilt mit Sprache die Welt und die 
Menschen nach seiner Vorstellung ein, geprägt von 
seiner Selbstherrlichkeit. 



Wolf Biermann, hier inmitten seines Publikums, wurde kürzlich achtzig. 
Na, herzlichen Glückwunsch. 
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Ein imperialistisches Unterordnungsverhältnis 

Zur Position Deutschlands im von den USA bestimmten globalen Herrschaftssystem • Von Lucas Zeise 



Die deutsche Kriegsministerin Ursula von der Leyen im trauten Gespräch mit dem damals frisch ernannten Chef des 
Pentagon, Ash Carter (rechts), beim „Allianz Forum“ am 22.6.2015 in Berlin. Zwischen den beiden Friedrich Merz, der 
Vorsitzende der „Atlantik-Brücke“. 


I n geradezu beeindruckender Weise 
haben sich Presse und Politiker der 
BRD ablehnend zu Donald Trump, 
dem frisch gewählten Präsidenten der 
USA, geäußert. Einige scheinen die Ge¬ 
legenheit ergreifen zu wollen, Deutsch¬ 
lands bisher eindeutig untergeordnete 
Rolle hinter sich zu lassen und mit den 
USA auf Augenhöhe imperialistische 
Politik zu betreiben. Am Willen, so zu 
handeln, fehlt es wohl nicht. Aber die 
Verhältnisse, die sind nicht so. Die Wahl 
eines rechten Außenseiters in den USA 
zeigt vermutlich eine Schwäche des im¬ 
perialistischen Herrschaftssystems die¬ 
ses Landes, aber das heißt noch lange 
nicht, dass die imperialistische Hack¬ 
ordnung dadurch verändert wird. 

Um das Verhältnis des deutschen 
zum US-Imperialismus zu bestimmen, 
ist es nützlich, sich in Erinnerung zu ru¬ 
fen, was wir Kommunisten und Sozia¬ 
listen unter Imperialismus verstehen. 
Unsere Analyse des Imperialismus ist 
ihrem Wesen nach ökonomisch. Lenin 
folgend sagen wir: der Imperialismus 
ist monopolistischer Kapitalismus, also 
ein Kapitalismus, der von Monopolen 
beherrscht/bestimmt wird. Es handelt 
sich dabei um ein Stadium des Kapi¬ 
talismus und seiner Produktionsver¬ 
hältnisse, nicht etwa um die Eigenheit 
eines Staates oder einer Nation. Zwar 
ist diese oder jene Nation eine imperia¬ 
listische Nation (oder Staat oder natio¬ 
nale Bourgeoisie), besser und richtiger 
ist es aber, von einem imperialistischen 
System zu sprechen. Anders gesagt, der 
Kapitalismus ist um 1900 herum insge¬ 
samt in sein imperialistisches Stadium 
getreten. 

Wir reden einerseits vom Imperialis¬ 
mus schlechthin und meinen damit die¬ 
ses Stadium des Kapitalismus. Zu un¬ 
terscheiden ist das vom Gebrauch des 
Wortes und Begriffes Imperialismus, 
wenn wir speziüscher den bestimmen¬ 
den Akteur auf der historischen Bühne, 
also den „US-Imperialismus“ oder die 
Gesamtheit der imperialistischen Staa¬ 
ten unter Führung der Hauptmacht be¬ 
nennen wollen. Zudem reden wir von 
imperialistischen Einzelstaaten. Es ist 
ganz offensichtlich, dass es eine bunte 
Vielfalt imperialistischer Staaten gibt: 
große und kleine, aggressive und we¬ 
niger aggressive, dominante, hegemo- 
niale sowie Vasallenstaaten, oder auch 
solche imperialistischen Staaten, die im 
Windschatten der Weltgeschichte ganz 
gut überleben, wie jahrzehntelang zum 
Beispiel Schweden. 

Die Pyramide 

Um das Verhältnis imperialistischer 
Länder zueinander zu beschreiben, hat 
die Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands (KKE) den Begriff der „imperi¬ 
alistischen Pyramide“ vorgeschlagen. 
Darauf hat kürzlich zustimmend Hans 
Christoph Stoodt in der UZ (9.9.2016) 
hingewiesen. Es kommt der KKE bei 
dieser Benennung darauf an, Grie¬ 
chenland als ein von Monopolen, von 
griechischen Monopolen beherrschtes 
Land zu charakterisieren, das nicht nur 
von den USA und Deutschland her¬ 
umgeschubst und (extra) ausgebeutet 
wird, sondern dessen Monopolbour¬ 
geoisie eigenständige imperialistische 
Politik betreibt und ihrerseits imperi¬ 
alistische Interessen verfolgt. Der Be¬ 
griff Pyramide besagt, dass wir es nicht 
nur mit zwei Sorten von Staaten zu tun 
haben - also solchen, die die anderen 
unterjochen und auf der anderen Sei¬ 
te solchen, die von anderen unterjocht 
werden, sondern mit einer Pyrami¬ 
denstruktur, die unten breit und oben 
schmal ist und in der Mitte Nationen 
(wie Griechenland) enthält, die beides 
tun: unterjocht werden und unterjo¬ 
chen. 

Es gib im Gegensatz dazu die (auch 
in der DKP zu hörende) These von der 
Existenz weit entwickelter kapitalisti¬ 
scher, aber zugleich nicht-imperialisti¬ 
scher Länder. Als eine solche Ausnah¬ 
meerscheinung wird zumeist das heu¬ 
tige Russland geführt. Anlass für eine 
solche Betrachtung der Dinge ist die 
Tatsache, dass die politische Führung 


der Russischen Föderation seit einiger 
Zeit weniger aggressiv, sondern eher 
defensiv agiert und dass Russland von 
den westlichen imperialistischen Staa¬ 
ten in vielerlei Weise attackiert wird. Es 
ist aber unzulässig, von der aktuellen 
Politik eines Landes oder auch von der 
strukturellen Position eines Landes im 
imperialistischen Weltsystem auf seine 
politökonomischen Verhältnisse, seine 
Produktionsverhältnisse zu schließen. 
Um die aber geht es, wenn wir den Be¬ 
griff imperialistisch verwenden. 

Das zuvor Gesagte macht es not¬ 
wendig, die kapitalistischen Länder 
nicht danach zu unterscheiden, ob sie 
imperialistisch sind oder nicht. Das sind 
sie alle. Vielmehr ist die Frage, welche 
Stellung sie gegenüber dem Weltimpe- 
rialismus einnehmen. Länder, die mit 
der Hauptmacht des Weltimperialis- 
mus eng verbunden sind wie die NA¬ 
TO-Länder oder die vom US-Imperi- 
alismus mehr oder weniger direkt be¬ 
herrschten, sind zu unterscheiden von 
jenen Ländern, die sich außerhalb des 
imperialistischen Weltsystems beünden 
und von ihm bedroht werden. Beispiele 
für Letzteres sind Russland und Iran. 
Ihre Stellung in der imperialistischen 
Konkurrenz und als Aggressionsziel 
machen diese imperialistischen Mäch¬ 
te zu Anti-Imperialisten. 

Seit 1991 wird das imperialistische 
Weltsystem immer noch und ganz ein¬ 
deutig von den USA dominiert. Dieses 
System hat eine unipolare Struktur, um 
den gebräuchlichen Ausdruck „unipo¬ 
lare Weltordnung“ zu vermeiden, weil 
von Ordnung nicht die Rede sein kann. 
Die heutige Unipolarität unterscheidet 
sich von der Situation in der Periode 
von 1945 bis 1990, als der Imperialis¬ 
mus als kapitalistisches Weltsystem 
vom sozialistischen Weltsystem mit 
der Sowjetunion an der Spitze heraus¬ 
gefordert wurde. Die heutige Struktur 
ist auch ganz verschieden von jener, die 
vor 1914 bestand. Damals rangen eine 
Reihe von imperialistischen Mächten 
um die Aufteilung der Welt. Man könn¬ 
te sagen, es seien acht Mächte gewesen 
(Deutschland, Großbritannien, USA, 
Frankreich, Österreich, Russland, Ita¬ 
lien und Japan), die im Kampf um die 
Weltherrschaft den Weltkrieg entfes¬ 
selt haben. Man könnte auch argumen¬ 
tieren, zum Griff nach der Weltmacht 
waren nur die drei erstgenannten wirk¬ 
lich in der Lage. Wie auch immer man 
das bewertet, wir hatten es in jedem 


Fall mit einer multipolaren Welt zu tun. 
Keine einzelne der damaligen Mächte 
dominierte auch nur annähernd in der 
Weise, wie es heute die USA tun. 

China und vor allem Russland pro¬ 
pagieren aktiv die Überwindung der 
unipolaren Machtstruktur auf dem 
Globus und streben einen multipola¬ 
ren Zustand an. Ob ein multipolarer 
Zustand einem unipolaren Imperium 
vorzuziehen ist, muss stark bezweifelt 
werden. 

Instabiles Weltsystem 

Sicher ist aber, dass das gegenwärtige 
unipolare Weltsystem keineswegs stabil 
ist. Die imperiale Hauptmacht (USA) 
ist in ihren Ansprüchen jederzeit be¬ 
droht. Unbestritten ist, dass ihre öko¬ 
nomische Dominanz schwindet. Das ist 
ein schon lange dauernder Prozess. Bis 
in die 1990er Jahre hinein stellte sich 
dieser Prozess als relatives Aufholen 
der westeuropäischen Länder und Ja¬ 
pans dar, also der anderen Zentralre¬ 
gionen des entwickelten Kapitalismus. 
Seit etwa den 90er Jahren verlieren 
die USA an ökonomischer Potenz viel 
stärker, verglichen mit einer Reihe von, 
nein, sehr vielen Schwellenländern, zu¬ 
nächst vor allem in Asien, dann aber 
auch in Lateinamerika. Das bei weitem 
wichtigste dieser Länder ist China, das 
immer noch das bevölkerungsreichste 
Land der Erde ist und dessen ökono¬ 
mischer Aufholprozess es nach welchen 
ökonomischen Kennziffern auch im¬ 
mer in die Größenordnung der Volks¬ 
wirtschaft der USA gebracht hat. Der 
Verlust der ökonomischen Dominanz 
der USA hat sich seit Ausbruch der 
großen Finanz- und Weltwirtschafts¬ 
krise noch einmal beschleunigt. 

Dies ist die Herrschaftsstruktur 
des imperialistischen Systems, das mit 
dem Begriff Pyramide einigermaßen 
adäquat, aber nicht hinreichend be¬ 
schrieben ist. An der Spitze der Pyra¬ 
mide beünden sich eindeutig die USA. 
Das imperialistische Deutschland ist 
ein wichtiger Teil des Herrschaftssys¬ 
tems und zugleich sein beherrschtes 
Objekt. Die Rolle Deutschlands im 
imperialistischen Herrschaftssystem 
wird wesentlich von seinem Verhält¬ 
nis zur imperialen Macht der USA 
bestimmt. Es ist wohl am besten als 
sehr enges Abhängigkeitsverhältnis 
beschrieben. 

1. Das alte Westdeutschland ist ein 
Geschöpf der USA aus dem Kalten 


Krieg. Das deutsche Monopolkapi¬ 
tal verdankt seine Existenz den USA. 
Die Monopolbourgeoisie war nach ih¬ 
rer Kapitulation faktisch entmachtet. 
Ohne den Willen der USA (oder all¬ 
gemein der westlichen Siegermächte), 
die alten Eigentumsverhältnisse wie¬ 
derherzustellen, wäre es nicht wieder¬ 
geboren worden. 

2. Die USA haben sich in West¬ 
deutschland als wohlwollende Besat¬ 
zungsmacht aufgeführt. Die goldenen 
Jahrzehnte des Kapitalismus 1950 bis 
1970 (Hobsbawm) werden in West¬ 
deutschland und im heutigen Deutsch¬ 
land als mit den USA verbunden er¬ 
lebt. Das entspricht zu einem großen 
Teil den Tatsachen. Die USA waren in 
der Auseinandersetzung mit dem So¬ 
zialismus an einem ökonomisch florie¬ 
renden Westdeutschland interessiert. 
Mit den USA gehen hieß siegen ler¬ 
nen. Demzufolge gibt es heute in allen 
Schichten der Bevölkerung die - seit 
einigen Jahren erodierende - Über¬ 
zeugung, bei den US-Amerikanern 
endlich auf der moralisch richtigen 
und zugleich der Gewinnerseite zu 
sein. 

3 . Der Staat BRD ist unter der Auf¬ 
sicht der Alliierten (USA und Britanni¬ 
en) entworfen und aufgebaut worden. 
Das gilt für den Föderalismus, für die 
Presse, für die Zentralbank, die Ge¬ 
heimdienste, den öffentlichen Rund¬ 
funk und vieles andere mehr. 

Karrieren in den USA gemacht 

4 . Der US-Einfluss in den Medien, 
in der Bürokratie, in den Geheim¬ 
diensten ist noch heute eng mit den 
USA verzahnt. Es ist noch heute eine 
Schlagzeile wert, wenn der Auslands¬ 
geheimdienst BND eine eigene Initi¬ 
ative zur Informationsbeschaffung in¬ 
itiiert. Persönliche Karrieren werden 
von den USA gefördert. Noch heute 
werden Chefredakteure nur Personen, 
die einen längeren Aufenthalt in einer 
wichtigen US-Institution vorweisen 
können. Die Spitzenmanager deut¬ 
scher Großunternehmen weisen in der 
Regel einen in den USA verbrachten 
Lebensabschnitt auf. 

5 . Über die Nato ist Deutschland 
politisch und militärisch eng an die 
Führungsmacht gebunden. Es ist un¬ 
bestritten, dass die Nato-Strategie in 
Washington entwickelt wird. Die mi¬ 
litärische Führung ist institutionell ei¬ 
nem US-Amerikaner Vorbehalten. 


6. Die EU und ihre Vorläuferorgani¬ 
sationen sind Kinder des Kalten Krie¬ 
ges und wurden unter strenger, aber 
wohlwollender Aufsicht der USA das, 
was sie sind: ein komplexes Vertrags¬ 
werk unter imperialistischen Staaten, 
das der Freiheit des Handels und des 
Kapitalverkehrs dient. Die EU, ja so¬ 
gar der Euro unter deutscher Führung 
wurden und werden von den USA 
nicht nur toleriert sondern sogar ge¬ 
fördert. In gewisser Weise ist das er¬ 
staunlich. Denn die EU ist die größte 
Volkswirtschaft auf dem Globus. Sie 
hätte insofern die Voraussetzung, der 
Konkurrent des US-Imperialismus zu 
werden. Davon kann aber keine Rede 
sein. EU und Euro wurden gezielt - 
und von deutschen Regierungen so 
gewollt - als staatliches, aber zugleich 
staatsfernes Institutionenkonglomerat 
konstruiert, damit ein wirklicher Wi¬ 
dersacher gegen die USA nicht ent¬ 
stehen kann. Somit ist die EU nach 
der Nato das zweitwichtigste Staaten¬ 
bündnis, das die Vorherrschaft des US- 
Imperialismus absichert. 

7 Seit 1990 tritt Deutschland poli¬ 
tisch deutlich forscher auf als zuvor. 
Dennoch wird die Politik eng mit 
den „Freunden“ in Washington ab¬ 
gestimmt. Die verstärkte Aufrüstung 
und die Kriegsbeteiligung der BRD in 
Afghanistan und Syrien wird in völli¬ 
gem Schulterschluss und oft direkt auf 
Wunsch der USA vorgenommen. (Mir 
ist nur ein Fall bekannt, dass Deutsch¬ 
land bei einem Aggressionsakt die 
Initiative ergriffen hat: Als es um die 
Zerschlagung Jugoslawiens ging. Das 
war aber ein taktisches Vorpreschen. 
Strategisch waren sich Bonn und Wa¬ 
shington völlig einig. Und Bill Clinton 
hat damals die Sache erledigt und die 
Kleinarbeit der EU überlassen.) Die 
Nichtbeteiligung der BRD-Regie¬ 
rung unter Schröder am Irak-Krieg 
war möglich und erlaubt, insofern der 
Überfall auf den Irak auch in den USA 
selbst höchst umstritten war. 

8. Die regierende Schicht der BRD 
hat sich durchweg und bis heute als 
Garant für den Erhalt des US-Impe- 
rialismus verstanden und handelt ent¬ 
sprechend. Die aktuell herbe Kritik an 
Donald Trump und die Enttäuschung 
über diesen Wahlsieger entspringt der 
Sorge, dass dieser neue Präsident den 
aggressiven Kurs gegen Gegner wie 
China und Russland sowie die Staa¬ 
ten des Nahen Ostens nicht hält. Die 
geplante politisch und militärisch ge¬ 
wichtigere Rolle, die Deutschland in 
diesen Vorstellungen spielen soll, ge¬ 
riete in Gefahr, nicht realisiert werden 
zu können. 

Eine eigenständige, von den USA 
unabhängige imperialistische Politik 
Deutschlands ist auf Sicht weder re¬ 
alistisch, noch wird sie von den maß¬ 
geblichen Kreisen in der BRD auch 
nur erwogen. Der Antiamerikanismus, 
den es dennoch gibt, hat in der herr¬ 
schenden Klasse den Charakter einer 
Klage über den starken, aber zuweilen 
inkompetenten Anführer der eigenen 
Seite. Das ist nicht zu verwechseln mit 
einem Gedankenspiel, diese Seite zu 
verlassen. Im ganz rechten Spektrum, 
wo vom Zweiten und Dritten Reich 
geträumt wird, gibt es solche Gedan¬ 
kenspiele. Aber eben auch nur dort. 

Der Ausbruch aus dem auf die 
USA ausgerichteten imperialistischen 
Herrschaftssystem ist nur denkbar ge¬ 
gen die in Deutschland herrschende 
Monopolbourgeoisie. Unsere herr¬ 
schende Klasse ist aus Eigeninteresse 
sehr eng an die USA und deren herr¬ 
schende Klasse gebunden. Der poli¬ 
tische Kampf, den wir gegen unsere 
heimischen Klassengegner führen, ist 
fast immer und fast überall zugleich 
ein Kampf gegen den US-Imperialis- 
mus und das imperialistische Weltsys¬ 
tem. 

Der Aufsatz stellt die gekürzte Version 
eines Vortrags dar, der auf der Konfe¬ 
renz „Zwischenimperialistische Wider¬ 
sprüche“ der Marx-Engels-Stiftung am 
29.10.2016 in Marburg gehalten wurde. 
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I ch wundere mich jedes Jahr aufs 
Neue, wie selektiv die bürgerlichen 
Medien die Menschen in den westli¬ 
chen Ländern über die realen Verhält¬ 
nisse am Hindukusch informieren. Die 
„Staatsmedien“ (FAZ) bringen meis¬ 
tens Sensationsmeldungen, besonders 
wenn westliche Bürger betroffen sind. 
Wenn ich vor Ort bin, erhalte ich fast 
täglich grauenhafte Informationen 
über Tod, Mord und Zerstörung. Um 
die Jahreswende 1394/95 (März 2016) 
wurde in den afghanischen Medien zu 
ca. 80 Prozent über Krieg, Mord, Tod, 
Menschenrechtsverletzungen oder die 
katastrophale Wirtschaftslage berich¬ 
tet. Bei den positiven Berichten hatte 
man den Eindruck, dass es sich um Pro¬ 
paganda handelt. 

Die guten Taliban 

Schon 2001 habe ich darauf hinge¬ 
wiesen, dass ein friedliches Afghanis¬ 
tan ohne Beteiligung der bewaffneten 
und islamisch definierten Opposition 
keine Chance habe. Ich wurde belä¬ 
chelt, sogar als dumm und reaktionär 
beschimpft sowie von NATO-Propa- 
gandisten nicht ernstgenommen. Als 
sich dann herausstellte, dass die Oppo¬ 
sition militärisch nicht zu besiegen ist, 
haben die Strategen in den westlichen 
Metropolen die national gesinnten Tali¬ 
ban entdeckt. Sie hätten, im Gegensatz 
zu Al Kaida, nur eine nationale Agen¬ 
da. Man könne sie als Gesprächspart¬ 
ner akzeptieren. Seitdem wird immer 
wieder versucht, die „gemäßigten“ Ta¬ 
liban in die kolonialähnlichen Struk¬ 
turen am Hindukusch zu integrieren. 
Jedoch ohne Erfolg. Seit Anfang 2016 
wird eine weitere Aktion gestartet, nun 
durch vierseitige Verhandlungen unter 
Beteiligung des US-Besatzers, der Ka- 
buler Administration, der pakistani¬ 
schen Regierung und der Taliban zu 
einer politischen Lösung des Afghanis¬ 
tankonfliktes zu kommen. Die VR Chi¬ 
na ist als vertrauenswürdiger Vermitt¬ 
ler von allen Seiten akzeptiert worden. 

Auch international sind hektische 
militärische und diplomatische Akti¬ 
vitäten im Gange. US-Außenminister 
John Kerry bestellte Sartaj Aziz, den 
politischen und militärischen Berater 
des pakistanischen Ministerpräsiden¬ 
ten, nach Washington. Kerry forderte 
seinen Gast auf, ernsthaft an der Lö¬ 
sung des Afghanistan-Konfliktes mit¬ 
zuwirken. Die USA liefern als Zucker¬ 
brot der pakistanischen Armee dafür 
acht F16-Kampfjets, meldete „Daily 
Hewad Peshawar“ am 25. Februar. 

Auch eine hochrangige Militärde¬ 
legation aus China unter der Leitung 
des Generalstabschefs der Nationalen 
Volksarmee, Fang Fenghui, besuchte 
von Ende Februar bis Anfang März 
2016 Afghanistan, wo sie in Kabul von 
Präsident Ghani empfangen wurde. 
Samir Kabulow, der russische Sonder¬ 
beauftragte für Afghanistan und Paki¬ 
stan, beeilte sich darauf hinzuweisen, 
dass es „für die Taliban als Verhand¬ 
lungspartner nur eine einzige Adres¬ 
se“ gäbe, „nämlich die Regierung in 
Kabul“. Nach Angaben von „Daily He¬ 
wad Peshawar“ überreichte der russi¬ 
sche Botschafter in Kabul dem Kabuler 
Präsidenten und dessen Sicherheitsbe¬ 
rater als Geschenk 10 000 brandneue 
Gewehre. Es wird nicht allzu lange dau¬ 
ern, bis diese sehr beliebte und hoch ge¬ 
schätzte Ware auf dem Basar für einige 
hundert Dollar zu haben sein wird. 

Ende März 2016 sollten direkte 
Friedensverhandlungen mit den Tali¬ 
ban beginnen, passiert ist aber nichts. 
Pakistan ist nicht gewillt, zum Frieden 
in Afghanistan beizutragen, aber auch 
die Kabuler Regierung ist zerstritten 
und orientierungslos. Man gewinnt 
den Eindruck, dass die Kabuler Füh¬ 
rung nicht weiß was sie will. Daher ist 
das Zustandekommen der vierseitigen 
Verhandlungen fraglich geworden. 

Kriegsrhetorik begleitet 
Friedensverhandlungen 

Denn die angekündigten Verhandlun¬ 
gen mit den Taliban werden durch Vor¬ 
bedingungen belastet. Die Kabuler Re¬ 


gierung verlangt, dass die Taliban die 
afghanische Verfassung und die Rechte 
der Frauen anerkennen und ihre Waf¬ 
fen niederlegen. „Wollen die Taliban 
Frieden oder Krieg? Wir wollen Frie¬ 
den, aber wer Krieg will, den werden 
wir vernichten“, äußerte sich Ashraf 
Ghani in einer sehr emotionalen Rede 
vor den Absolventen der Militäraka¬ 
demie von Marschall Qasim Fahim am 
7. März 2016. Während Ghani die Ta¬ 
liban auffordert, die Rechte der Frau¬ 
en zu respektieren, kommen in „sei¬ 
nem Reich“ regelmäßig Frauen durch 
„Dadgahae Sahrai“ (wilde Gerichte) 
zu Tode, wie z.B. Rokschana, 2015 ge¬ 
steinigt, und Farkhonda, in Kabul von 
jungen Männern brutal getötet, Taba- 
som, geköpft, und Resagul, ihr eigener 
Mann schnitt ihr die Nase ab. Im Jah¬ 


re 2015 wurden 5132 „Khoschunat“ = 
Gewalttaten gegen Frauen registriert, 
180 Frauen wurden durch häusliche 
Gewalt getötet. Da nicht alle Fälle an¬ 
gezeigt werden, muss von einer hohen 
Dunkelziffer ausgegangen werden. Die 
Verletzung der Menschenrechte hatte 

2015 ein erschütterndes Ausmaß er¬ 
reicht. Peter Maurer, Präsident des In¬ 
ternationalen Roten Kreuzes, sprach 
von der Gleichgültigkeit der interna¬ 
tionalen Gemeinschaft bezüglich des 
Krieges in Afghanistan: „Je schlimmer 
die Lage am Hindukusch, desto gleich¬ 
gültiger die internationale Gemein¬ 
schaft.“ (Tolo-TV, 18. März) 

Am 9. März 2016 sprach sich Mah¬ 
mud Zaiqal, ständiger Vertreter Af¬ 
ghanistans bei den Vereinten Natio¬ 
nen, dafür aus, dass mehr Taliban in 
die schwarze Liste der UNO aufge- 
nommen werden sollten. Diese For¬ 
derung ist kontraproduktiv, wenn die 
Kabuler Administration ernsthaft be¬ 
absichtigt Friedensverhandlungen zu 
führen. Zahlreiche Parlamentsabgeord¬ 
nete und Politiker sahen die Friedens¬ 
verhandlungen mit den Taliban damit 
als gescheitert an. 

Als Mitte Juni 2016 bei Auseinan¬ 
dersetzungen über die Bauarbeiten an 
der großen Anlage der am stärksten 
frequentierten Grenzstation in Tork- 
ham an der afghanisch-pakistanischen 
Grenze mindestens vier Soldaten bei¬ 
der Seiten getötet worden waren, kün¬ 
digte Pakistan die Öffnung eines neu¬ 
en Hochsicherheitstors an. Darüber 
hinaus hat die pakistanische Armee 
auf die Regierung in Islamabad Druck 
ausgeübt, um alle ca. 1,5 Mio. afghani¬ 
schen Flüchtlinge bis Ende Dezember 

2016 auszuweisen. Würde es tatsächlich 
dazu kommen, wäre das für die Kabu¬ 
ler Administration ein innenpolitisches 
Desaster. 

US-IS? 

Die Afghanen sind davon überzeugt, 
dass die USA den Krieg am Hindu¬ 
kusch am Kochen halten. Am 23. De¬ 
zember 2015 berichtete Tolo-News, 
dass US- und britische Hubschrauber 
IS-Kämpfer in der ost-afghanischen 
Provinz Nangrahar abgesetzt hätten. 
Daraufhin forderte am 29. Dezember 
2015 der Warlord Haji Zäher Qadir, 
der gleichzeitig erster Vizepräsident 
des afghanischen Parlamentes ist, sei¬ 


ne Söldnermilizen auf, jede verdächtige 
Maschine abzuschießen. Die Qadir-Cli- 
que sind paschtunische Nationalisten 
aus der ersten Generation der afghani¬ 
schen Mudschahedin. Einer von ihnen 
war Abdul Haq, der 2001/02 als Favorit 
für das Amt des Chefs der Übergangs¬ 
regierung und als späterer Präsident in 
Kabul vorgesehen war. Er wurde we¬ 
gen seiner nationalen Gesinnung von 
den USA im Kampf gegen die Taliban 
allein gelassen bzw. geopfert. Sein Hil¬ 
feruf, als er von den Taliban umzingelt 
war, wurde ignoriert. Sein älterer Bru¬ 
der, Haji Abdul Qadir, war 2001 als De¬ 
legierter auf der Petersberger Konfe¬ 
renz anwesend, verließ jedoch vorzeitig 
den Konferenzort. „Ich halte es nicht 
mehr hier aus. Die amerikanischen Be¬ 
rater bestimmen, was wir Afghanen zu 


tun haben“, lautete seine Begründung. 
Im ersten Kabinett von Karsai wurde 
Abdul Qadir Arbeitsminister. Kurz da¬ 
nach wurde er vor seinem Amtsgebäu¬ 
de von vierzig Schüssen durchsiebt. 

Nach russischen Angaben sind 
10 000 Kämpfer des Islamischen 
Staats Irak und Syrien (ISIS), arabisch 
„Daesch“ genannt, in Afghanistan im 
Einsatz, berichtete Samir Kabulow, 
Sondergesandter der Russischen Fö¬ 
deration für Afghanistan und Pakistan. 
Der Sprecher des afghanischen Innen¬ 
ministeriums, Nadschib Dänisch, wollte 
dies nicht bestätigen. Der Sprecher des 
Verteidigungsministeriums, Daulat Wa- 
ziri, sprach sogar von der Bedeutungs¬ 
losigkeit des IS am Hindukusch. 

Am 28. Mai 2016 beriefen sich die 
sozialen Medien auf Polizeigeneral 
Amir Khel Ghazni, der sich öffentlich 
beschwerte, dass die Armee die Polizei 
bei Einsätzen nicht unterstütze. Dazu 
wurde ein Soldat aus Surkh Kotal, 
Provinz Baghlan zitiert, dass aus un¬ 
bekannten Flugzeugen für die Taliban 
Lebensmittel und Waffen abgeworfen 
werden. 

Die Hesbe Islami Afghanistan 
(HIA) von Gulbuddin Hekmatyar 
verlangt die Beendigung der ausländi¬ 
schen Einmischung - gemeint sind die 
USA - und ihres Einflusses in Afgha¬ 
nistan. Nur dadurch könnten inneraf¬ 
ghanische Verhandlungen zu Ergebnis¬ 
sen führen. 

Am 17. März reiste ist eine Dele¬ 
gation der HIA von Pakistan aus nach 
Kabul, um Gespräche mit dem Hohen 
Friedensrat zu führen. Einige Tage zu¬ 
vor hatte der Kabuler Präsident Ghani 
den Führer der HIA, Gulbuddin Hek¬ 
matyar, zu direkten Gesprächen ein¬ 
geladen. Die HIA hat ihre Unterstüt¬ 
zung für eine direkte innerafghanische 
Lösung des Konfliktes zugesagt und ist 
bereit daran teilzunehmen. 

Nach einem Bericht von 1-TV am 
18. März ist eine Delegation der HIA in 
der zweiten Märzwoche zu Friedensge¬ 
sprächen in Kabul eingetroffen, um u. a. 
mit Mohammed Ayub Rafiqi, Präsident 
des Exekutivkomitees des Hohen Frie¬ 
densrates, zu konferieren. Bei der US- 
Administration stehen aber hochrangi¬ 
ge Mitglieder der HIA auf der schwar¬ 
zen Liste. Die Taliban seien wichtiger, 
meinen die US-Strategen. Beobachter 
in AfPak sehen diese Maßnahme als 


Sabotageakt einer Annäherung zwi¬ 
schen der Administration in Kabul und 
dem Widerstand. 

Die Verhandlungen mit den Tali¬ 
ban könnten zu einer ernsthaften Zer¬ 
reißprobe für die aus Punjab stam¬ 
mende pakistanische Führung werden. 
Der Führer der „Qaumi Watan Party“, 
Aftab Ahmad Khan Shirpau, warnte 
die Führung in Islamabad in einer Rede 
in den Stammesgebieten vor einem Al¬ 
leingang nur für die Interessen Punjabs. 
Ohne eine Mitsprache der Paschtunen 
aus der Region „Khyber Pakhtunkhwa“ 
(Nordwestprovinz), wird es Frieden 
weder in Pakistan noch in Afghanistan 
geben, betonte Shirpau. Die Paschtu¬ 
nen werden zunehmend selbstbewuss¬ 
ter und bestehen auf gleichberechtig¬ 
ter Mitsprache innerhalb des pakista¬ 


nischen Bundesstaates. Hier wäre eine 
kluge Politik gefragt, um das geplagte 
Land nicht aus der Balance zu bringen. 

Beobachtet man die politische Sze¬ 
ne in AfPak aus der Nähe, wird man den 
Eindruck nicht los, dass nicht wenige 
Akteure an einer friedlichen Lösung in 
und um Afghanistan kein Interesse ha¬ 
ben. Der jüngere Bruder des Kabuler 
Ex-Präsidenten Karsai, Hekmat Kar¬ 
sai, der als Staatssekretär für Politische 
Angelegenheiten im Kabuler Außen¬ 
ministerium fungiert, polemisiert gegen 
Pakistan. Hamid Karsai blies während 
einer Indienreise in das gleiche Horn. 
Am 11. März meldete sich auch noch 
Zebgatullah Mojadedi, der 1992 für 
vier Wochen Präsident des Islamischen 
Staates Afghanistans war und Führer 
der „Jabhae Milli Nejat Afghanistan“ 
ist, also der islamistischen Partei, deren 
Propagandachef seit den 1980er Jahren 
Karsai war, zu Wort und machte eben¬ 
falls Pakistan schwere Vorwürfe. 

Die Taliban lassen sich davon nicht 
beirren und bestehen darauf, dass ihre 
„Brüder“ aus der Haft entlassen, die 
Sanktionen aufgehoben werden, die 
Besatzer Afghanistan verlassen und die 
Liste der an Korruption und Verbre¬ 
chen der an der Kabuler Administra¬ 
tion beteiligten Politiker und Warlords 
veröffentlicht wird. Letzteres klingt wie 
ein Alarmsignal für die Umgebung von 
Ghani und Abdullah. 

International, wenn auch nicht von 
den USA, erhielten die friedensorien¬ 
tierten Kräfte am Hindukusch Unter¬ 
stützung. Der Stellvertreter des irani¬ 
schen Außenministers, Hassan Gash- 
qawi, der BRD-Botschafter Markus 
Potzel und der französische Botschaf¬ 
ter in Kabul, Jean-Michel Marlaud, 
plädierten auf Pressekonferenzen für 
eine friedliche Lösung des Afghanis¬ 
tankonfliktes. Der britische Botschaf¬ 
ter in Kabul, Dominic Jermey, wies am 
13. März darauf hin, dass der Friede in 
Afghanistan von regionaler Bedeutung 
sei und auch Russland dafür gewonnen 
werden müsse. 

Die Friedensverhandlungen hatten 
nicht einmal begonnen, als schon am 
15. März Ashraf Ghani und NATO-Ge- 
neralsekretär Jens Stoltenberg auf ei¬ 
ner gemeinsamen Pressekonferenz da¬ 
von sprachen, dass es noch zu früh sei, 
von ihrem Scheitern zu sprechen. Die 
NATO-Strategie orientiert darauf, die 


Taliban zunächst militärisch zu schwä¬ 
chen und sie dann aus der Position der 
Stärke an den Verhandlungstisch zu 
zwingen. Diese Strategie ist weder neu 
noch erfolgversprechend. Zumindest in 
den letzten Jahren ist sie immer wieder 
kläglich gescheitert. 

Fast vor den Toren Kabuls, in der 
zentralafghanischen Provinz Ghasni, 
kontrollieren die Taliban acht Distrikte, 
teilte der Stellvertreter des Sprechers 
des Innenministeriums, Najib Danesch, 
am 15. März der Presse mit. Über 30 
Distrikte des Landes seien immer noch 
unter ihrer Kontrolle, meldete 1-TV am 
19. März. Durch den fast zwei Jahre 
andauernden Verteilungs- und Macht¬ 
kampf um die Posten sind sowohl die 
Zentralregierung in Kabul als auch die 
Staatsorgane in der Peripherie faktisch 
funktionsunfähig. Von 386 Distrikten 
des Landes werden 68 kommissarisch 
geführt. In entfernten Regionen des 
Landes ist von einer Regierung kaum 
etwas zu spüren, berichtete Tolo-TV. 

Aus einem vertraulichen Bericht 
des Bundesnachrichtendienstes (BND) 
geht hervor, dass die afghanischen Si¬ 
cherheitskräfte dem Widerstand im¬ 
mer weniger standhalten können. Die 
„Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit 
und Einsatzmoral“ der Truppen sinkt. 
(Der Spiegel, 5.12.2015, S. 82.). 

Der Sommer der Taliban 

Die Regierung der nationalen Einheit 
zerfleischt sich selbst, die USA bombar¬ 
dieren weiter, und die Taliban sind auf 
dem Vormarsch. So könnte man den 
heißen Sommer 2016 am Hindukusch 
beschreiben. 

Mitte August griff der sogenannte 
Regierungsvorsitzende Abdullah Ab¬ 
dullah mit einer bis dahin ungewohnten 
Schärfe seinen Ko-Regierungschef, den 
Präsidenten Mohammad Ashraf Ghani 
an. Ghani sei ungeeignet für sein Amt, 
schimpfte Abdullah vor einer Gruppe 
junger Besucher im Garten seiner Re¬ 
sidenz. Der Präsident halte einstündige 
Monologe und höre seinen Ministern 
nicht einmal 15 Minuten zu. Auch er 
werde ignoriert. Er habe in drei Mo¬ 
naten nicht einmal ein oder zwei Stun¬ 
den Zeit für ein Gespräch bekommen, 
beschwerte sich Abdullah. „Womit 
verbringt Ihre Hoheit eigentlich ihre 
Zeit?“, polemisierte Abdullah vor lau¬ 
fenden Fernsehkameras. (FAZ, 17.8.16, 
S. 8). Mächtige Warlords ernennen sich 
selbst zu Gouverneuren, wie Atta Mo¬ 
hammad Noor in der Provinz Balkh. Er 
fordert Ghani ultimativ auf, bis Ende 
des Sommers seine Ernennungsurkun¬ 
de zu unterschreiben. Ghani hatte ihn 
eigentlich längst abgesetzt, aber er re¬ 
sidiert weiter in seinem Palast. Einen 
Ministerposten hat er abgelehnt. 

Die Stadt Kundus in der ehemali¬ 
gen Besatzungszone der Bundeswehr 
ist ein Jahr nach der zeitweiligen Be¬ 
setzung durch die Taliban wieder von 
drei Seiten angegriffen worden. Da in 
solchen Situationen die afghanischen 
Sicherheitskräfte am liebsten weglau¬ 
fen, musste der Generalstabschef der 
afghanischen Armee, Murad Ali Mu- 
rad, persönlich nach Kundus kommen, 
um seine Soldaten bei der Stange zu 
halten. Ihm kam der deutsche Oberst 
Alexander Hermeling als „Berater“ zu 
Hilfe. Der Gouverneur von Kundus, 
Assadullah Omarkhel, bat darum, die 
Bundeswehr doch wieder mit voller 
Kraft in Kundus einzusetzen, berichtete 
die FAZ am 7. September. Nach einem 
Bericht von Tolo-TV wurden im ersten 
Halbjahr 2016 insgesamt 7 000 Taliban¬ 
kämpfer getötet. Um die Sicherheits¬ 
kräfte der Kabuler Regierung nicht 
weiter zu verunsichern, werden die ei¬ 
genen Opferzahlen verschwiegen. Es 
ist bekannt, dass die Verluste auf bei¬ 
den Seiten hoch waren. Die Kabuler 
Administration ist nicht einmal in der 
Lage, die Hauptstadt Kabul zu sichern, 
geschweige denn die Sicherheit in den 
Provinzen zu gewährleisten. 

Der Sommer 2016 war ein heißer 
Sommer am Hindukusch, nicht nur kli¬ 
matisch. Es war der heiße Sommer der 
Taliban. 
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DKP Ruhr-Westfalen zum LLL-Wochenende 2017 
Am 14. und 15. Januar 2017 in Berlin 

Auch 2017 fahren wir wieder nach Berlin, um an den Veran¬ 
staltungen und der Demonstration zum Gedenken an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht teilzunehmen. 

Dazu organisieren wir wieder eine gemeinsame Busfahrt aus 
dem Ruhrgebiet und aus dem Münsterland. 

Der Bus aus dem Ruhrgebiet wir wieder von Duisburg (6.30 
Uhr) über Essen (7.00 Uhr) und Dortmund (7.30 Uhr) fahren. 
Busfahrt und Übernachtung im Doppelzimmer kosten 70,- 
Euro, Einzelzimmer +20,- Euro 

Anmeldungen über Peter Köster: pumkoester@t-online.de 
Tel.: 0160 / 95 54 03 73; Für den Bus aus dem Münsterland 
Anmeldungen und Informationen über Ansgar Schmidt: 
ansgar69@gmx.de / Tel.: 0163 / 89 96 758 

Wir bitten um verbindliche Anmeldungen bis zum 
19. Dezember 2016 


DKP Wohngebietsgruppe Hamburg-Altona 
lädt ein: 

Öffentliche Informationsveranstaltung „G20-Gipfel-Wahn- 
sinn" in Hamburg. Vortrag mit Lucas Zeise (Wirtschafts¬ 
journalist, Mitbegründer der Financial Times Deutschland, 
Chefredakteur der UZ) 

am 23.11.2016 um 19.30 Uhr 
im Magda-Thürey-Zentrum, Lindenallee 72 Hamburg 


Beratung der Bildungskommission 
des Parteivorstands 

Termin: Sonntag, 4.12.16,11.00 -17.00 Uhr 

Ort: SAALBAU Gutleut, Rottweiler Straße 32, Frankfurt/M. 
Tagesordnung: 

- Ergebnisse der 6. PV-Tagung zum Schwerpunkt 
„Marxistisch-leninistische Theorie und Bildung" 

- Diskussion des Entwurfs für das Bildungsmaterial 
Oktoberrevolution Teil II und Vorbereitung des 
100. Jahrestags der Oktoberrevolution 

- Unterstützung der Karl-Liebknecht-Schule 

- Verschiedenes 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundes¬ 
geschäftsstelle wird gebeten. 




Wer ihn kennt, glaubt es nicht: Am 19.11. wird 

Manfred Mühleib 80! 

Lieber Manfred, wir gratulieren Dir ganz herzlich zu Deinem 
80. Geburtstag. Wir sind froh, einen Genossen wie Dich in 
unseren Reihen zu haben! 

Du gehörtest zu den 27 jungen Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten, die am 29. September 1968 die DKP in Essen 
konstituierten. 

Für Dein konsequentes Eintreten als Betriebsrat bei Krupp 
wurdest du gemaßregelt und unter fadenscheinigen Be¬ 
gründungen entlassen. Die Partei und viele Gewerkschafter 
unterstützten Dich im Kampf um die Wiedereinstellung. Ein 
Abfindungsangebot lehntest Du konsequent ab. 

Später hast du viele Jahre im Brückenverlag gearbeitet und 
dafür gesorgt, dass fortschrittliche Literatur ein breites Pu¬ 
blikum fand. 

Noch heute bist du ein aktiver IG-Metaller im Seniorenaus¬ 
schuss der IGM in Essen. Und viele kennen Dich von Aktio¬ 
nen für Frieden und gegen die neuen und alten Nazis. 
Lieber Manni, wir wünschen Dir Gesundheit, noch viele 
schöne Jahre mit Deiner Helga und Dir und uns viele ge¬ 
meinsame erfolgreiche Aktionen der DKP. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP-Gruppe Frohnhausen-Holsterhausen 
und der Kreisorganisation Essen 


Die herzlichsten Glückwünsche unserem Genossen 

Michael Götze 

der am 14. November 50 Jahre wurde! 

Lieber Michi, 

wer die Welt verändern will, muss sie erkennen. Wer sich 
befreien will, braucht Genossen. Wer Kraft entfalten will, 
muss sich organisieren. 

Das ist der Leitsatz, nach dem du unsere Bezirksor¬ 
ganisation seit zwei Jahren führst. Wir erleben dich 
als charmanten, kämpferischen Genossen, der kein 
Blatt vor den Mund nimmt und dennoch versucht 
alle Genossinnen und Genossen in die gemeinsame 
politische Arbeit einzubeziehen und dabei nie sein Ziel 
aus den Augen verliert. Für deinen Einsatz verdienst du 
unseren Dank und Respekt. Wir freuen uns auf die weite¬ 
re kämpferische und fruchtbringende Zusammenarbeit. 

Deine Genossinnen und Genossen der 
Sammelbetriebsgruppe Bildung 
und des Bezirksvorstandes der DKP Hamburg 


Toskana, nah am Meer 

«nwJtMfct-u-UeM.lt I Dttlf.ttti. tu>e 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 


gesucht. M 

Msmä 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

_ 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



$£ewn, 

„Die Welt ist so schön und wert f 
dass man um sie kämpft.“ 

IcncsL I leimig way 

Wir wünschen dir und deinen 
Eltern einen guten Start in 
dein Leben. 

DKP Betriebsaktiv München 




"... und mit jeder kleinen Fliege, die man achtlos zerdrückt, 
geht jedes mal die ganze Welt ein Stück mit unter..." 

(Rosa Luxemburg: Brief an Sophie Liebknecht 24.11.17) 


Unsere Angelika wird 60! 

Dein tiefer Humanismus und Deine Liebe zu allem Lebenden 
führten Dich fast unausweichlich über den Jugendverband in die 
Reihen unserer Partei, in der Du nun seit fast 40 Jahren für die 
endgültige Befreiung von Mensch und Tier kämpfst. 

Oft unbequem und streitbar, aber immer 100% parteiisch. 
Dein Organisationstalent und Deine Herzlichkeit machen in 
unserer Kreisorganisation vieles möglich, was ohne Dich nicht 
klappen würde. 

Wir wünschen Dir und uns noch viele gemeinsame Einsätze 
für eine wahrhaft menschliche, lebenswerte Welt. 


DKP 

jNüHNüdg+nti 


Jetzt anmelden, um zu Rosa und Karl zu fahren! 
DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende mit Demo in Berlin, 

14. und 15. Januar 2017 


Wir organisieren: 

• die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in 
Leverkusen um 2.00 Uhr. 

• die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.30 Uhr) 

• und die Übernachtung im Ivbergs Hotel Premium. 

Buslinie 187 der Berliner Verkehrsbetriebe fährt von der Haltestel¬ 
le vor dem Hotel bis in die Nähe der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
(Mercure Hotel MOA). Achtung: neuer Veranstaltungsort, nicht das 
URANIA-Theater. 

Preise pro Person: Nur die Fahrt (hin und zurück) 40,00 € 

Busfahrt und Übernachtung zusammen 

• im Einzelzimmer mit Frühstück 100,00 €. 

• im Doppelzimmer pro Person mit Frühstück 75,00 € 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis zum 9.12.2016. 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel.: 0214 49323, E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 
oder Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 


ich suche die CD „Lider fars Leben - Lieder fürs 
Leben 11 von Esther & Edna Bejarano und ihrer 
Gruppe Coincidence. Infos bitte an Anna Cordi 
Tel. 0711-91254630 oder anna.cordi@gmx.net 


junge Welt stärken: ggtf?«'' 
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Es gab Flugverbindungen 

„Das anachronistische Embargo“, 

UZ vom 11.11., S. 7 

im Artikel lese ich in der Bildunter¬ 
schrift: „Die US-amerikanische Flugge¬ 
sellschaft Jet Blue eröffnet nach mehr 
als einem halben Jahrhundert der Blo¬ 
ckade eine neue Fluglinie nach Kuba“. 
Auch in anderen Zusammenhängen - 
z.B. „Cuba Si“ - finde ich immer wie¬ 
der diese Aussage. Mitte der 80er Jah¬ 
re begann eine damals angesehene 
BRD-Fluggesellschaft als erste Non- 
stop-Flüge aus der BRD nach Havan¬ 
na durchzuführen. Ich war Repräsen¬ 
tant und Stationsleiter der Gesellschaft 
in Havanna und später auch in Miami. 
Zeitweise betreute ich beide Stationen 
gleichzeitig. 

Im Zuge meiner Tätigkeit sorgte 
ich für den Transport der Flugzeugbe¬ 
satzungen und meinem eigenen, von 
Havanna nach Miami und umgekehrt. 
Hierzu buchte ich Flüge über die ku¬ 
banische Reiseagentur Havanna Tours, 
eine Gesellschaft, die meiner Erinne¬ 
rung nach in Panama registriert war und 
Büros in Kuba und Florida unterhielt. 

Die Flüge wurden regelmäßig 
durchgeführt von teilweise abenteuer¬ 
lichen US-amerikanischen Gesellschaf¬ 
ten unter der Flugnummer der jeweili¬ 
gen Gesellschaft, später auch von „Eas- 
tern Airlines“. Von den US-Behörden 
waren die Flughäfen Miami Internati¬ 
onal und Fort Lauderdale vorgeschrie¬ 
ben. Es mag zutreffen, dass keine US- 
amerikanische Fluggesellschaft eine 
Linienverbindung zwischen den beiden 
Staaten anbot. Es bestanden aber Flug¬ 
verbindungen, die - vorwiegend von 
Exilkubanern - über eine Agentur mit 


regelmäßigen Verbindungen gebucht 
werden konnten. 

Heinz W. Bartels , Buchholz 

Pleite und ohne Bad 

„Schwimmbäder werden geschlossen“, 
UZ vom 4.11., S. 13 

Auch in Gera geschehen seltsame 
Dinge. 1920 wurde das Waldklinikum 
als städtisches Krankenhaus eröff¬ 
net, so hatten die Geraer eine damals 
hochmoderne medizinische Betreu¬ 
ung. Am 20. Juli 1924 wurde das Ge¬ 
raer Sommerbad eingeweiht. Zu bes¬ 
ten Sommerzeiten erholten sich hier 
täglich 5 000 Menschen im Wasser und 
auf den großzügig angelegten Liege¬ 
wiesen. Das Badevergnügen währte 
82 Jahre lang. 2005 schloss das Bad. 
Zur Sanierung fehlte der Stadt das 
Geld. Vier Mio. Euro wurden für ei¬ 
nen wirtschaftlicher erscheinenden 
Neubau veranschlagt, der den Gera- 
ern versprochen wurde. Aber schon 
2003 war der Verkauf des Waldklini¬ 
kums Gera an die SRH Kliniken AG, 
Heidelberg, erfolgt. Der Zusammen¬ 
hang: Die Stadt Gera brauchte Geld 
zur Finanzierung des Eigenanteils 
der BUGA-Kosten, denn die Bun¬ 
desgartenschau (BUGA) 2007 wurde 
in Gera und Ronneburg ausgetragen. 
(Wegen „undichter Stellen“ wurde 
dies vorzeitig bekannt und so das Kli¬ 
nikum weit unter Wert verkauft!) Und 
im BUGA-Gelände lag auch das Som¬ 
merbad. 2014 ist das Bad zugeschüttet 
worden und ruht nun unter dem grü¬ 
nen Rasen des Hofwiesenparkes. Nur 
das Bademeisterhäuschen erinnert 
daran, dass man hier früher schwim¬ 
men konnte. 


Viele Jahre ist das Geraer Sommer¬ 
bad nun schon Geschichte. Aufgege¬ 
ben wurde die Idee eines Badneubaus 
nie. 2011 beschloss der Geraer Stadt¬ 
rat, dass die Kommune bis 2013 ein 
Freibad im Hofwiesenpark bauen will. 
2014 ist Gera pleite, ohne Haushalt und 
ohne neues Bad. Weit davongeschwom¬ 
men sind die Badpläne. In Gera ist ein 
neues Freibad aber noch nicht abge¬ 
hakt. Die Stadt hält am Freibadbau 
im Hofwiesenpark fest, denn er ist im 
Sportentwicklungsplan 2009 bis 2020 
enthalten und ebenso im Integrierten 
Stadtentwicklungskonzept ISEK 2030 
für die Zeit nach 2030. Wir warten da¬ 
rauf. Inzwischen werden in Gera Spiel¬ 
plätze „zurückgebaut“, weil kein Geld 
für ihre Unterhaltung vorhanden ist. So 
schwinden immer mehr kommunale so¬ 
ziale Errungenschaften. 

Dieter Bauke, Gera 

ln der Länge angemessen 

„Avantgarde - Tradition - Moderne“, 
UZ vom 21. und 28.10., S.12 und S. 10 

Vielen Dank für den Artikel von An¬ 
dreas Hartle über sowjetische Architek¬ 
tur und die Erinnerungen an den Spani¬ 
enkrieg von Werner Abel und Gerhard 
Feldbauer. Auch wenn diese Themen 
sicherlich nicht jede und jeden interes¬ 
sieren, sie gehören (auch in der Länge) 
in eine sozialistische Zeitung. 

Andrea Scholz , per E-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von 1800 Zeichen bleiben. 
Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Gute Freunde 

Die Bundeskonferenz der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 


Seit über vier Jahrzehnten kämpft die 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
mit Leidenschaft für Solidarität mit 
der sozialistischen Karibikinsel. Am 
vergangenen Wochenende lud die da¬ 
mit älteste Kuba-Solidaritätsorganisa¬ 
tion der Republik zu ihrer alljährlichen 
Bundesdelegiertenkonferenz in Frank¬ 
furt am Main ein. 

Die Vorsitzende Petra Wegener be¬ 
grüßte zwei Dutzend Delegierte und 
einige Gäste und berichtete über die 
Arbeit des Vorstandes. Die Organisa¬ 
tion hat ihre Mitgliederentwicklung 
stabilisiert und in den vergangenen 
Monaten neue Handlungsfähigkeit 
entwickelt. Das Flaggschiff der Orga¬ 
nisation ist das vierteljährlich erschei¬ 
nende Magazin „Cuba Libre“ welches 
in einer hochwertigen gestalterischen 
Form Hintergrundinformationen über 
Kuba anbietet, zum Teil von Kuba-Ex¬ 
perten in der BRD geschrieben, zum 
Teil von in Kuba lebenden Autoren 
verfasst. Chefredakteurin Marion Le¬ 
onhardt lobte dabei besonders die aus¬ 
gezeichnet verlaufende Kooperation 
mit der UZ. 


Die zweite regelmäßige Veröffent¬ 
lichung, die „Cuba kompakt“, bringt 
monatlich frisch übersetzte Nachrich¬ 
ten aus Kuba. Die Freundschaftsgesell¬ 
schaft vermittelt weiterhin politische 
Reisen nach Kuba und die Teilnahme 
an der jährlichen Arbeitsbrigade „Jose 
Marti“. Eine andere Form des Kuba- 
Erlebnisses stellt das gemeinsam mit 
der SDAJ verantwortete Proyecto 
Tamara Bunke dar, welches es jun¬ 
gen Menschen ermöglicht, ein halbes 
Jahr in Havanna zu leben und zu ler¬ 
nen. Mit dem Ziel, gerade junge Men¬ 
schen für die Kuba-Solidarität zu ge¬ 
winnen, ist die FG mittlerweile auch 
in den sozialen Netzwerken aktiv: über 
Twitter, Facebook und vor allem über 
die Internetseite werden nicht nur ak¬ 
tuelle Informationen angeboten, auch 
das umfangreiche Archiv ist beeindru¬ 
ckend. Unglaubliche 1,6 Millionen Zu¬ 
griffe auf www.fgbrdkuba.de seit 2015 
dokumentieren das ungebrochene In¬ 
teresse an der Kuba-Solidarität. 

Nach intensiver Antragsdebatte 
beschloss die Bundesdelegiertenkon¬ 
ferenz die Sammlung von Spenden 


für die Realisierung der Kubatournee 
von Esther Bejarano und Band im Ja¬ 
nuar 2017 sowie eine Kampagne für 
die vermehrte Verbreitung der deut¬ 
schen Ausgabe der Zeitung „Granma 
Internacional“ bei der deutschen Le¬ 
serschaft. 

Alberto Berbes Sainz de la Torre 
dankte in seiner Ansprache im Namen 
Kubas für die geleistete Solidarität und 
berichtete über die aktuelle Situation 
nach dem VII. Parteitag. Der Erfolg 
Kubas vor der UN-Generalversamm- 
lung, die kürzlich bei Enthaltungen der 
USA und Israels die Blockade Kubas 
erstmals einstimmig verurteilte, sei 
nicht zu unterschätzen, so der Sekre¬ 
tär der kubanischen Botschaft. An der 
Praxis habe dies bislang allerdings ge¬ 
nauso wenig verändert wie die Erklä¬ 
rungen des US-Präsidenten, weshalb 
Kuba in diesem Kampf ungebrochen 
auf die Solidaritätsbewegung setze. 

Auf die Freundschaftsgesellschaft, 
so der erfreuliche Gesamteindruck 
am Wochenende, kann sich Kuba da¬ 
bei verlassen. 

Tobias Kriele 


Termine@unsere-zeit.de 
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Lübeck: „99 Jahre nach der Oktoberrevo¬ 
lution -Was tun gegen Rechtsentwicklung, 
soziale Demontage und Kriegsgefahr?“ 
Gruppentreffender DKP Lübeck/Osthol¬ 
stein. Interkulturelle Begegnungsstätte e.V. 
(IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 12,19.30 
Uhr_ 

Hamburg: Filmtage „80 Jahre Spanien¬ 
krieg“. „Spaniens rote Sonne.“ Eine Reise 
in den Bürgerkrieg Dokumentation, D 1996. 
Regie: Susanne Sterzenbach. „Spanien im 
Herzen - Hans Beimler und andere“, Doku¬ 
mentation DDR 1985. Regie: Karlheinz Mund. 
24. Fuhlsbüttler Filmtage, Veranstaltung der 
Willi-Bredel-Gesellschaft Geschichtswerk¬ 
statt e.V. Grüner Saal Im Grünen Grunde 1 
am U-Bahnhof Ohlsdorf, 19.00 Uhr. 


SA ★ 19. N0V 


Berlin: „Europa“ und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung. Tagung des Marxisti¬ 
schen Arbeitskreises und der Marx-Engels- 
Stiftung mit Beiträgen u.a. von Prof. Heinz 
Karl und Andreas Wehr. Begegnungsstätte 
Undine, Berlin-Lichtenberg, Hagenstraße 
57,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr._ 

Berlin: „Coca Cola an den Pranger!“ Die 
Verantwortlichen von Coca Cola werden 
mit dem Internationalen ethecon Black 
Planet Award „ausgezeichnet“ und an den 
internationalen Pranger gestellt. Live zuge¬ 
schaltet wird Ray Rogers, Aktivist der US- 
amerikanischen Organisation KillerCoke. 
Pfefferwerk, Haus 13, Großer Saal, Schön¬ 
hauser Allee 176,14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 


Dl ★ 22. N0V 


Wuppertal: „Spanien war ihre Hoffnung - 
Lebensgeschichten Wuppertaler Spanien¬ 
kämpfer“, Ausstellung in Zusammenarbeit 
mit der RLS NRW. Veranstaltungsraum der 
ehemaligen Konsumgenossenschaft Vor¬ 
wärts Münzstraße, 19.00 Uhr. 

Hamburg: „G 20 in Hamburg - Was steckt 
hinter dem Gipfelwahnsinn?“ Offener Grup¬ 
penabend DKP Hamburg-Süd mit Michael 
Götze, Vorsitzender der DKP Hamburg. Bür¬ 
gerhaus Wilhelmsburg, Raum 1.21 (0G), 
Mengestraße 20,19.00 Uhr. 


Ml ★ 23. N0V 


Frankfurt/Main: „Zeit für Zeugen“, Film¬ 
vorführung und Diskussion zur Erinnerung 
an Ettie und Peter Gingold. Veranstaltung 
der Gingold-Erinnerungsinitiative. Histori¬ 
sches Museum Frankfurt am Main, Fahrtor 
2 (Römerberg), 18.30 Uhr. 

Hamburg: „G 20 - Gipfelwahnsinn in Ham¬ 
burg“, öffentliche Informationsveranstal¬ 
tung der DKP-Wohngebietsgruppe Ham¬ 
burg- Altona mit Lucas Zeise, Chefredakteur 
der UZ. Magda-Thürey-Zentrum, Lindenal- 
lee 72,19.30 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: Versammlung der 
DKP Nürnberger Land zu aktuellen Prob¬ 
lemen mit dem DKP-Bezirksvorsitzenden 
Gustl Ballin. Floraheim, 19.00 Uhr. 


DO ★ 24. N0V 


Nürnberg: „Ökonomie“, Bildungsabend 
der DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 26. N0V 


Berlin: „Die EU in der Existenzkrise - Was 
sind die Antworten der Linken?“ Tagung 
des Marx-Engels-Zentrums und der Marx- 
Engels-Stiftung mit Beiträgen von Peter 
Wahl (WEED), Wilhelm Langthaler (Wien) 
und Keith Barlow (Communist Party of Bri- 
tain). Berlin-Charlottenburg, MEZ, Spielha- 
genstraße 13,11.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 


MO ★ 28. N0V 


Bamberg: Berufsverbotsfall Kerem Scham¬ 
berger, Gruppenabend der DKP mit Eva 
Petermann. Gaststätte “Linde”, Gaustadter 
Hauptstraße 56,19.00 Uhr. 


Dl ★ 29. N0V 


Recklinghausen: Bericht von der DKP- 
Parteivorstandstagung und Vorbereitung 
der Landtagswahlen, Treffen der DKP. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 30. N0V 


Fulda: „Die schützende Hand“, Wolfgang 
Schorlau liest aus seinem Buch und wird 
begleitet von dem Bluessänger und Gitar¬ 
risten Werner Dannemann. Veranstalter: 
Buchhandlung Ulenspiegel und das Bünd¬ 
nis Fulda stellt sich quer e.V. Kulturkeller 
Fulda, Jesuitenpatz 2, 19.30 Uhr. Eintritt 
15,00 Eiro, Schülerinnen, Arbeitslose und 
Studentinnen 10.00 Euro. 


DO ★ 1.DEZ 


Mainz: „No pasarän! - 80. Jahrestag der 
Gründung der Internationalen Brigaden“. 
Beiträge zur historischen Bedeutung der 
Internationalen Brigaden und Vorstellung 
von Biografien Mainzer Interbrigadisten. 
Eine Veranstaltung der WN-BdA Mainz - 
mit Unterstützung des DGB Rheinhessen- 
Nahe und dem Regionalbüro Mainz der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung. Julius-Lehl- 
bach-Haus (DGB-Haus), Kaiserstraße 26, 
19.00 Uhr. 


SA ★IO. DEZ 


Münster: „Hegel, Marx und die Dialektik“. 
Seminar der Marx-Engels-Stiftung mit Prof. 
Andreas Arndt (Humboldt-Universität Ber¬ 
lin). Institut für Theologie und Politik (ITP), 
Friedrich-Ebert-Straße 7, 12.00 Uhr bis 
-17.00 Uhr. 


SO ★ 11. DEZ 


Bremen: Jahresabschluss der DKP-Gruppe 
Bremen. Silvia Gingold liest aus dem Buch 
ihres Vaters. Nachbarschaftshaus Helene 
Kaisen, Beim Ohlenhof 10,15.00 Uhr. 

Stuttgart: „Matinee im Waldheim“, der 
Stuttgarter Autor Jochen Bender liest aus 
seinem neuen Krimi „An der Kante“. Wald¬ 
heim Gaisburg, Obere Neue Halde, 11.00 
Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 
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Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Klaus Huhn zum olympischen Amateursport 

20 ooo Euro für Gold 


Herbergers Diktum 

Am Ende gewinnen immer die Bayern - 

Warum die Bundesliga dennoch nicht langweilig wird 



Winrier Audi Cup 2015 G00D 



FC Bayern München, Gewinner Audi Cup 2015 


Im Grunde hat sich nichts Besonderes 
getan: Die in den USA und Kanada 
agierenden Eishockey-Profis bestrit¬ 
ten ein Turnier. Dieses Turnier aber 
richtet sich gegen die nächsten Olym¬ 
pischen Winterspiele in Pyeongchang 
und ist mehr als eine Drohung. Kurz 
und knapp: Die Profis in den USA und 
Kanada wollen nicht mehr bei Olympia 
spielen, wenn das IOC nicht alle Kos¬ 
ten übernimmt. 

Was versteckt sich hinter dem Be¬ 
griff „alle Kosten“? Bislang haben 
beide Seiten das nicht preisgegeben, 
müssen es aber auch nicht, denn man 
weiß zum Beispiel, dass der in Toron¬ 
to spielende Deutsche Korbinian Hol¬ 
zer 652000 Euro verdient, in der Wo¬ 
che also 12538 Euro. Ich halte es für 
absurd, dass das IOC einem einzigen 
Eishockeyspieler diese Summe zahlen 
kann. Würde man diese Summe mit 15 
multiplizieren, um auf eine Mannschaft 
zu kommen, würden sich 188 769 Euro 
ergeben. Damit könnte man aufhö- 
ren mit der Zahlenspielerei - Olympia 
wäre am Ende. 

Allerdings wäre diese Summe kein 
Spaß, sondern knallhartes Geschäft. Die 
Sportwelt ist im Bilde, was die Olym¬ 
pia-Oberen kassieren und stellen sich 
die in dieser Gesellschaftsordnung übli¬ 
che Frage: Wer verdient wieviel womit? 
Die Fernseheinnahmen sind von Mal zu 
Mal gestiegen. Ich kann mir durchaus 
ein Urteil erlauben, dieweil ich 1956 als 
stellvertretender chef de mission diese 
Verhandlungen für das DDR-Fernse- 
hen führte. (Man hatte mir 3 000 West¬ 
mark mitgegeben und durch einen Trick 
konnte ich das DDR-Fernsehen damit 
noch vor dem Westfernsehen „versor¬ 
gen“.) Heute werden nur siebenstelli¬ 
ge Ziffern auf die Verträge geschrieben 
und die summieren sich. 


Nein, die nächsten Spiele werden 
sicher nicht verhökert, weil die Ver¬ 
träge längst unterschrieben sind, aber 
ich wollte hier einen langen Blick in 
die Zukunft werfen. Die „Marktwirt¬ 
schaft“ - deutlicher: der „Kapitalis¬ 
mus“ - wird die olympischen Ideale 
nicht respektieren und wer immer 
hingeschickt werden sollte, mit den 
Eishockey-Profis Verhandlungen zu 
führen, wird von denen als bemit¬ 
leidenswerter Illusionist empfangen 
werden. 

Ich las dieser Tage, was die bundes¬ 
deutschen Olympioniken überwiesen 
bekamen: 20000 Euro für Gold, 15 000 
für Silber und 10000 für Bronze. Wer 
Vierter wurde, ging leer aus und der¬ 
zeit soll darüber verhandelt werden, ob 
man bei diesen Summen bleibt. Wo die 
Olympioniken die Schecks bekamen? 
Die „Berliner Zeitung“ meldete: „Bei 
der Medaillenparty des Deutschen 
Olympischen Sportbundes (DOSB) 
und der Stiftung Deutsche Sporthilfe 
wurden im Regierungsviertel insge¬ 
samt 2,5 Millionen übergeben.“ 

Ich las es zweimal: Im Regierungs¬ 
viertel! Für die Jüngeren unter den Le¬ 
sern: Als die DDR nach den Spielen 
Orden überreichte, wurde ein schrilles 
Geschrei angestiftet und die Olympi¬ 
oniken bezichtigt, Profis zu sein. Ein 
deutsches IOC-Mitglied verlangte so¬ 
gar vom IOC, diese Athleten deswe¬ 
gen zu disqualifizieren. Zufällig war 
ich damals im Büro des IOC und der 
Kanzler Meier zerriss den Brief vor 
meinen Augen mit dem Wort: „De¬ 
nunzianten!“ 

Heute also im Regierungs viertel! 

Um keine Panik auszulösen: Die 
nächsten Olympischen Winterspiele 
finden sicher statt. Vielleicht mit dritt- 
klassigen Eishockeyspielern! 


Eigentlich ist es wie jede Saison: Bereits 
im Herbst zeichnet sich ab, dass der FC 
Bayern Meister wird, weil die potenti¬ 
ellen Verfolger (Borussia Dortmund, 
FC Schalke, Bayer Leverkusen) nicht 
konstant genug sind und den Bayern 
selbst im Fall einer Sahnesaison (BVB, 
Leverkusen) nicht das Wasser reichen 
können oder mal wieder ein irrwitzi¬ 
ges Chaos im Verein losbricht (Schal¬ 
ke). Das hat viel mit den finanziellen 
Verhältnissen bei den Klubs zu tun. 

Laut Schätzungen der Fußballzeit¬ 
schrift „llFreunde“ hatten die Bayern in 
dieser Saison knapp 195 Millionen Euro 
zur Verfügung, die sie in Gehälter und 
Transfersummen für Spieler und Trai¬ 
nerpersonal investieren konnten. Beim 
BVB waren es immerhin 115 Millionen 
und beim FC Schalke 100 Millionen. Der 
finanzstärkste Verein der Liga hat somit 
dreimal so viel Personalbudget zur Ver¬ 
fügung wie der drittstärkste. Zum Ver¬ 
gleich: Darmstadt, Freiburg, Ingolstadt 
und Augsburg haben jeweils zwischen 
25 und 30 Millionen zur Verfügung. 

Dass Geld (auf lange Sicht) Tore 
schießt, stimmt nämlich doch. Der Ma¬ 
nager des SC Freiburg, Jochen Saier, 
stellte dazu fest: „Jedes Jahr, das wir in 
der Bundesliga spielen, ist ein Wunder.“ 

Wenn man nicht - wie der Autor 
dieser Zeilen - sein Herz an einen 
Zweitliga-Verein verloren hat, gibt es 
trotzdem gute Gründe, ein Auge auf die 
wirtschaftlich eher schwachen Vereine 
in der Bundesliga zu werfen. Schließ¬ 
lich werden von ihnen nicht selten die 
Geschichten geschrieben, die den Fuß¬ 
ball liebenswert machen. Vereine wie 
der SC Freiburg überraschen seit Jah¬ 
ren mit ihrer hervorragenden Jugend¬ 
arbeit, innovativen Konzepten und 
Trainern. Die Darmstädter haben mit 
einer mittelmäßigen Mannschaft und 


in einem romantischen, aber völlig her¬ 
untergekommenen Stadion den Durch¬ 
marsch und den Klassenerhalt in der 
Bundesliga geschafft. 

Was diesen Vereinen oft gelingt, ist, 
mit schmalem Budget zumindest eini¬ 
ge deutlich finanzstärkere Vereine - 
der HSV beispielsweise verfügt über 
ein Personalbudget von 53 Millionen - 
hinter sich zu lassen. Der Trend geht 
also zu einer immer stärkeren Kon¬ 
zentration wirtschaftlicher Macht bei 
einigen Vereinen (vor allem bei den 
Bayern), die damit auf lange Sicht 
auch den größten sportlichen Erfolg 
einfahren. Dennoch ist es für kleine¬ 
re Vereine möglich und nötig, die von 


anderen ignorierten Nischen zu beset¬ 
zen und beispielsweise auf eine Nach¬ 
wuchsabteilung samt der Aussicht auf 
Transfererlöse zu hoffen und durch ein 
starkes Trainerteam, das vergleichs¬ 
weise wenig Geld kostet und selten im 
Rampenlicht steht, jedoch wesentlich 
für den Erfolg einer Mannschaft ist, 
zumindest zeitweilig einen Vorteil ge¬ 
genüber anderen Vereinen zu haben - 
bis diese dann ebenfalls abgeworben 
werden. Sepp Herbergers Aussage, die 
Leute gingen zum Fußball, da sie nicht 
wüssten, wie es ausgeht, darf also wei¬ 
terhin eingeschränkte Gültigkeit bean¬ 
spruchen. 

Maurice Böse 


Einer von uns: 

„Ein zuverlässiger Antifaschist“ 

Theodor Klug aus Hof 



Dieses undatierte Foto zeigt Theo Klug vor 1933 


Eine bemerkenswerte Beurteilung, auf 
die der Hofer Spanienkämpfer und 
Kommunist Theodor Klug sicher stolz 
gewesen wäre. Getroffen hat sie Gustav 
Szinda, zeitweiliger Stabschef der XI. 
Internationalen Brigade, bereits 1940. 
Der Ministerrat der DDR ehrt Theo 
Klug 1956 mit der „Hans-Beimler-Me- 
daille“ weitere hohe staatliche Aus¬ 
zeichnungen folgen. 

Doch bevor es soweit ist, wird er 
am 2. Februar 1949 mit der Begrün¬ 
dung „Für die heutige Volkspolizei 
nicht tragbar“ fristlos aus dem Polizei¬ 
dienst entlassen. Es ist ein Schock für 
ihn, er ist plötzlich arbeitslos und er¬ 
krankt ernstlich. Den Grund des Raus¬ 
schmisses erfährt er inoffiziell: Seine 
Zugehörigkeit zur englischen Armee. 
Unterlagen in seiner Kaderakte deu¬ 
ten auf eine gezielte Denunziation hin. 

Wie kommt ein Hofer Kommunist 
von Spanien in die englische Armee 


Die Digital-Reporter 

Roboter verfassen Artikel, Falschmel¬ 
dungen werden teils gezielt verbrei¬ 
tet. Die Zukunft des Journalismus be¬ 
ginnt schon heute. 

Sa, 19.11.14.00 Uhr, arte 

Tatort - Die Show 

Die ARD versucht den Tatort-Hype 
auf eine sehr bemühte Art weiter aus¬ 
zuschlachten: „Lasst uns dieses Netz- 
Phänomen gemeinsam feiern! Tat¬ 
ort - Die Show - die interaktive und 
durchaus gewollt-chaotische Live- 
Show“ droht es in der Ankündigung. 
Das Konzept ist so, wie Jugendliche 
sich Öffentlich-Rechtliches vorstel¬ 
len, die „Show“ läuft direkt im An¬ 
schluss an den Tatort in ARD one - 


und von dort in die DDR? Am 15. Feb¬ 
ruar 1913 in Hof geboren, erlernt Theo, 
wie er genannt wird, den Beruf eines 
Tapezierers. 1930 tritt er in die KPD 
ein. In seiner Hofer Parteigruppe ist er 
immer zur Stelle, wenn es gilt, Flugblät¬ 
ter zu verteilen, Plakate zu kleben oder 
Parteiversammlungen vor Naziüberfäl¬ 
len zu schützen. 

Im März 1933 erfolgt die erste Ver¬ 
haftung. Danach vertreibt er weiter zu¬ 
sammen mit seinem Bruder Willy Klug 
illegale Parteiliteratur, die sie aus der 
CSR über die Grenze bei Hof schmug¬ 
geln. Die Gruppe fliegt im Juli 1933 auf, 
Theo Klug kommt im November 1933 
in „Schutzhaft“. Am 8. Januar 1934 wird 
er aus dem Hofer Landgerichtsgefängnis 
als „Schutzhäftling“ in das KZ Dachau 
verschleppt. Dort schließt er sich sofort 
dem illegalen Parteiaktiv der KPD an. 
Im Dezember 1934 wird Theo Klug aus 
dem KZ Dachau entlassen und steht von 


was keine(r) guckt - und vorher auf 
facebook und YouTube. 

Im Mittelpunkt der Sendung angeb¬ 
lich die saublöde Frage nach „#tat- 
orttop“ oder „#tatortflop“. Hä? Was 
nützt es uns, darüber zu diskutieren, 
wenn der Tatort wieder ein Griff ins 
Klo war? Macht ihn nicht besser. 

So, 20.11., 23.15 Uhr, one 

Report:,, Whistleblower“ 

Drei Enthüller geben Auskunft über 
ihre Entscheidung, Informationen 
herauszugeben, die sie für sich hät¬ 
ten behalten sollen, weil uns Teile da¬ 
von beunruhigen könnten, wie es un¬ 
ser Innenminister einst so schön aus¬ 
drückte. Schweigen ist Gold, reden 
hat harte Konsequenzen. 

Mo, 21.11., 22.45 Uhr, Das Erste 


nun an unter ständiger Poli¬ 
zeiaufsicht. 

Dennoch setzt er die il¬ 
legale Arbeit fort. Anfang 
des Jahres 1937 entzieht sich 
Theo Klug einer erneuten 
Verhaftung durch die Flucht 
in die CSR. Es gelingt ihm, 
nach Spanien zu kommen. 

Im März 1937 erhält er eine 
militärische Ausbildung und 
wird dem Batallion „12. Fe¬ 
bruar“ der XI. Internationa¬ 
len Brigade zugeteilt. 

Bei der Schlacht von 
Brunete im Juli 1937 wird 
Theo Klug zweimal ver¬ 
wundet. Nach dem Laza¬ 
rettaufenthalt nimmt er an 
einem Ausbildungskurs für 
Scharfschützen teil. Im Ok¬ 
tober 1937 kommt er wie¬ 
der in die XI. Internationa¬ 
le Brigade zurück, diesmal 
ins „Thälmann-Bataillion“. 

Bei den Kämpfen um Teru- 
el wird Theo Klug am 9. Ja¬ 
nuar 1938 so schwer ver¬ 
wundet, dass er nicht mehr 
fronttauglich ist. Es folgt im 
Oktober 1938 die Evakuierung nach 
Paris. Bei Beginn des zweiten Welt¬ 
krieges wird er interniert. Nach dem 
Einmarsch der Wehrmacht gelingt ihm 
die Flucht und er kommt auf einem 
Frachtdampfer bis Casablanca. Nach 
erneuter Internierung verschleppt man 
ihn in die Lager Kenadsa und Colomb- 
Bechar in der nordafrikanischen Wüs¬ 
te. Die Invasion der Engländer und 
Amerikaner in Nordafrika bringt ihm 
die Freiheit. Als Freiwilliger der eng¬ 
lischen Armee beteiligt er sich an den 
Kämpfen in Nordafrika und Italien 
und erlebt den 8. Mai 1945 in Neapel. 


Im Mai 1947 ist Theo Klug noch 
immer als Soldat in Italien. Dort er¬ 
fährt er, dass sein Bruder Willy, den 
er für tot gehalten hatte, nach elfjäh¬ 
riger Haft aus dem KZ Buchenwald 
befreit wurde und ist überglücklich. 
Er beschließt zu desertieren, um end¬ 
lich seinen Bruder zu sehen. Im Mai 
1947 kommt Theo Klug zurück nach 
Hof und wird sofort Mitglied der kurz 
vorher gegründeten Hofer Ortsgrup¬ 
pe der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (VVN). Die Wieder¬ 
sehensfreude währt nicht lange. Der 
amerikanische Geheimdienst C.I.C. 


will ihn wegen der Deserta- 
tion verhaften. 

Theo bleibt wieder ein¬ 
mal nur die Flucht, er geht 
in die damalige Sowjetische 
Besatzungszone und wird 
Kriminalbeamter in Bern¬ 
burg. Am 19. August 1947 
tritt Theo Klug in die SED 
ein. In Oebisfelde baut er 
eine Kommandantur der 
Grenzpolizei auf. Nach sei¬ 
ner plötzlichen Entlassung 
aus der Volkspolizei 1949 
arbeitet er beim Dröm- 
limgsverband, ab 1952 im 
Großhandelskontor für Le¬ 
bensmittel (GHK). In dieser 
Zeit heiratet er auch seine 
Lebensgefährtin Else. 

Bedingt durch die zehn¬ 
jährige Emigration spricht 
er ausgezeichnet franzö¬ 
sisch. Spanisch, englisch 
und italienisch beherrscht 
er ebenfalls gut. Bei den 3. 
Weltfestspielen 1951 ist er, 
ebenso beim Besuch inter¬ 
nationaler Delegationen in 
Buchenwald, als Dolmet¬ 
scher gefragt. 1957 wird er politischer 
Mitarbeiter der SED-Kreisleitung 
Klötze. Von 1968 bis 1973 übernimmt 
er das Amt des Bürgermeisters in dem 
Grenzort Wassensdorf. 1973 geht er in 
den beruflichen Ruhestand, aber nicht 
in den politischen. Bis zu seinem Tod 
am 6. Februar 1986 engagiert er sich im 
Komitee der antifaschistischen Wider¬ 
standskämpfer der DDR. Er spricht 
in Schulen, Betrieben und vor den be¬ 
waffneten Organen der DDR über sein 
Leben. Ein zuverlässiger Antifaschist 
eben. 

Randolph Oechslein 


Der rote Kanal 










